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MIT ZUVERSICHT 
CORONA-KRISE 
ÜBERWINDEN!

Liebe Leserinnen und Leser,

reden wir nicht lange drum herum: Die 
Corona-Pandemie hat unserem Land die 
schwerste Rezession seit dem Zwei-
ten Weltkrieg beschert. Und anders 
als noch in der Finanzkrise 2008/2009 
hat der Lockdown nicht nur die Indus-
trie, sondern auch massiv den gesam-
ten Dienstleistungsbereich getroffen. 
Deutschland hat ein nie erlebter Ange-
bots- und Nachfrageschock ereilt. Hohe 
zweistellige Minusraten bei Aufträgen, 
Produktion und Umsatz waren und sind 
die Folge. Aktuelle Umfragen und Indi-
katoren lassen zwar erfreulicherweise 
eine konjunkturelle Bodenbildung ver-
muten, doch eine echte Erholung auf 
Vorkrisenniveau dürfte wohl noch auf 
sich warten lassen.

Richtig ist aber auch: Mit ihrem guten 
Krisenmanagement hat die Politik in 
Bund und Land vieles richtiggemacht. 
Parallel zur Bekämpfung der Pandemie 

versuchen Bundes- und Landesregie-
rungen, den freien Fall der Wirtschaft, 
den Zusammenbruch von Unternehmen 
und damit dramatische Arbeitsplatzver-
luste mit milliardenschweren Rettungs-
schirmen und Konjunkturpaketen zu 
verhindern. In Zeiten großer Unsicher-
heit konnte die Politik für viel Stabilität 
sorgen – übrigens auch dank einer un-
ter dem Strich soliden und verantwor-
tungsvollen Finanzpolitik in den Vorjah-
ren. Und wenn wir in andere Länder der 
Welt blicken: Wir alle können froh sein, 
in Deutschland zu leben.

Das alles muss uns zuversichtlich stim-
men, auch wenn wir die wirtschaft-
lichen Auswirkungen der Pandemie 
noch lange spüren werden – zumal sie 
in eine Zeit fallen, in der sich unsere 
Wirtschaft fundamentalen Verände-
rungen gegenübersieht. Der Staat hat 
schnell und entschlossen gehandelt, 
um für Unternehmen die erste Not zu 
lindern und unmittelbare Insolvenzen zu 

verhindern. Wir wissen aber, dass nur 
ein Bruchteil der finanziellen Schäden 
ausgeglichen werden konnte. Selbst ge-
sunde Unternehmen mit einer soliden 
Eigenkapitalbasis verlieren Tag für Tag 
an betrieblicher Substanz. Und wenn 
es dann – hoffentlich bald – wieder auf-
wärtsgeht, könnten vielen Betrieben die 
erforderlichen Mittel fehlen, um not-
wendige Investitionen in Modernisie-
rung und Digitalisierung zu stemmen. 
Hier müssen und werden wir Lösungen 
finden, unser Land hat die Kraft dazu.

Zwei Gewissheiten hat uns die Pande-
mie ins Gedächtnis zurückgerufen: Zum 
einen die beruhigende Erkenntnis, dass 
unser Staat stark genug ist, für eine 
Überbrückungszeit die ökonomischen 
Lebensgrundlagen unseres Landes zu 
erhalten. Wir müssen dabei wissen, 
dass sämtliche Maßnahmen Zukunfts-
Anleihen sind, die vor allem unsere 
Kinder zurückzahlen müssen. Zum an-
deren hat Corona aber auch den Beleg 

Foto: unternehmer nrw 
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erbracht, dass selbst in einer Volkswirt-
schaft wie Deutschland die Luft schnell 
dünn wird, wenn die Wirtschaft nicht 
läuft, die Ausgaben des Staates durch 
die Decke schießen und gleichzeitig die 
Einnahmen in den Keller gehen. 

Zehn Jahre Aufschwung mögen man-
che dazu verleitet haben, vieles als 
selbstverständlich anzusehen: die 
wachsende Schar von Beschäftigten, 
immer größere Zahlen auf den Gehalts-
abrechnungen und gut gefüllte Staats-
kassen. Doch wir erleben schmerzlich, 
dass das Gegenteil von Wachstum 
eben Schrumpfung bedeutet – weniger 
Arbeit, sinkende Einkommen und we-
niger Steuern für den Staat. Doch jede 
Krise bietet auch eine Chance. Wann, 
wenn nicht jetzt, sollten wir erkennen, 
dass wir mehr denn je ein neues Grund-
empfinden für die Bedeutung der Wirt-
schaft für unser Land brauchen.

Das tut schon allein deshalb Not, weil 
Deutschland bereits vor der Rezes-
sion an Wettbewerbsfähigkeit verloren 
hatte. Es bedurfte keines Shutdowns, 
um unseren Wirtschafts- und Industrie-
standort durch zu teure Strompreise, 
vergleichsweise hohe Unternehmens-
steuern und zu viel Bürokratie ins 
Hintertreffen zu bringen. Umso mehr 
müssen wir jetzt darüber nachdenken, 
wie wir das Fundament unserer Wirt-
schaftskraft und damit unseres Wohl-
standes wieder stärken. 

Das wird uns jedenfalls nicht gelin-
gen, wenn wir mit ideologischen Aus-
stiegsdebatten und unrealistischen po-
litischen Zielvorgaben die industriellen 
Wertschöpfungsketten unseres Landes 
gefährden. Dies gilt insbesondere für 
die Energiewende: Kohle- und Atom-
kraftwerke gleichzeitig abzuschalten 
geht schnell, doch zugleich deren Ersatz 
zu organisieren fällt einer führenden In-
dustrienation wie Deutschland dann 
schwer, wenn an jedem Converter, an 
jeder Stromtrasse und an jedem Wind-
rad eine Bürgerinitiative steht. Für die 

Zukunft Deutschlands ist die Energie-
wende eine der ganz zentralen Fragen. 
Und deshalb erwarte ich hier jetzt einen 
Schulterschluss aller gesellschaftlichen 
Gruppen: Wer aussteigen möchte, der 
muss auch einsteigen wollen. Andern-
falls zerstören wir die Zukunftsperspek-
tiven für unser Land.

Eine weitere Erkenntnis ist auch, dass 
Deutschlands Wohlstand maßgeblich 
geprägt ist durch seine erfolgreiche 
exportorientierte Industrie. Sie leistet 
nicht nur einen erheblichen Beitrag zur 
Wertschöpfung, sie ist gleichzeitig die 
monetäre Basis für unseren umfang-
reichen Sozialstaat. Der wird übrigens 
auch zu einem beträchtlichen Teil von 
hochbezahlten Industriebeschäftigten 
finanziert. Diese Wahrheit kommt mir 
schon länger viel zu kurz in den Debat-
ten über Energie, Mobilität und Digita-
lisierung. Viel zu häufig werden sie vor 
allem von NGO’s und zunehmend aber 
auch von Teilen der Politik unter dem 
Vorwand eines moralischen Anspruchs 
in Verbindung mit Klima- und Umwelt-
schutz geführt. Vorbild für die Welt 
werden wir aber nur, wenn uns hierzu-
lande Energiewende, Mobilitätswende 
und Transformation organisatorisch und 
auch ökonomisch gelingen.

Dass unser Staat in dieser Krise seine 
ganze Leistungs- und Handlungsfähig-
keit zeigen kann, hat viel mit der se-
gensreichen Wirkung unserer Sozialen 
Marktwirtschaft zu tun. Deren Funda-
mente – private Eigeninitiative, Selbst-
verantwortung und Haftung für unter-
nehmerisches Handeln – waren und 
sind die Grundlage für unseren Wohl-
stand. Die Politik weiß, wie sehr unser 
Land darauf angewiesen ist, dass die 
Wirtschaft so schnell wie möglich wie-
der anspringt. 

Innovative, wettbewerbsfähige, auf ih-
ren Märkten erfolgreiche Unternehmen 
sind die Voraussetzung dafür, dass Ar-
beitsplätze geschaffen werden, Wohl-
stand gehalten wird und Steuereinnah-

men fließen können. Darauf wieder viel 
mehr zu bauen und auch zu vertrauen, 
muss ein wesentlicher Bestandteil 
kluger Wirtschaftspolitik der „Nach-
Corona-Zeit“ sein. Es ist die erfolgrei-
che Kombination aus global agierenden 
Konzernen und einem oft international 
ausgerichteten, zumeist inhaberge-
führten und so in der Welt wohl ein-
maligen Mittelstand, die den Kern der 
ökonomischen DNA unserer Volkswirt-
schaft ausmacht. Und deshalb dürfen 
die massiven Eingriffe in die Wirtschaft, 
aber auch die massiven Hilfen für die 
Wirtschaft nur befristet und von kurzer 
Dauer sein. Hüten wir uns vor einer 
neuen Staatsgläubigkeit. Noch nie war 
der Staat der bessere Unternehmer.

Wir alle werden auf absehbare Zeit 
noch mit der Pandemie leben müssen, 
solange weder ein Impfstoff gefunden 
noch ein Medikament entwickelt wor-
den ist. Ich begrüße es sehr, dass sich 
die Politik – vor allem die Landesregie-
rung in Nordrhein-Westfalen – in gro-
ßem Verantwortungsbewusstsein für 
uns Bürger nach und nach für immer 
mehr Lockerungen entschieden hat. 
Wenn dieser Weg der Zuversicht in 
eine neue Normalität weiter erfolgreich 
sein soll, dann liegt es jetzt auch an uns 
Unternehmerinnen und Unternehmern, 
Verantwortung zu zeigen, Vorbild zu 
sein und den Gesundheitsschutz ernst 
zu nehmen. Corona wird unser Mitein-
ander noch eine Weile diktieren. Und 
darum muss uns weiter beides gelin-
gen: Ansteckungen vermeiden und 
weiter zur wirtschaftlichen Normalität 
zurückkehren. 

Mit einem herzlichen Glückauf bin ich 

Ihr

Arndt G. Kirchhoff 
Präsident

VORWORT DES PRÄSIDENTEN
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Anteil am BIP 2018 in Prozent; Quellen: Statistisches  
Bundesamt; Stifterverband Wissenschaftsstatistik;  
Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der  
Länder

je 100.000 Einwohner; 
Quelle: Deutsches Patent- 
und Markenamt (DPMA), 2019

Angezeigte Kurzarbeit 2020;  
Quelle: Bundesagentur für Arbeit

2020 gegenüber Vorjahr; Quelle: Destatis

Januar: 15,6 Mrd. Euro

Mai: 12,3 Mrd. Euro

PATENTANMELDUNGENINTERNE AUSGABEN FÜR FORSCHUNG 
UND ENTWICKLUNG

PERSONEN IN KURZARBEIT EXPORTE AUS NRW

2,19%
NRW

39
NRW

56
D

3,13%
D

3.435,8 MRD. EURO 
D

 
 

Quelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder, 2019

711,4 MRD. EURO
WIRTSCHAFTSLEISTUNG

WIRTSCHAFTLICHE FOLGEN DER CORONA-PANDEMIE

NRW

Januar

Februar

März

April

Mai

Juni

Juli

NRW D

9.945

8.761

615.916

1.644.889

230.763

89.862

43.768

45.115

42.206

2.639.866

8.025.939

1.142.293

388.619

192.625
- 27,1%

- 25,7%

- 8,5%

- 2,8%
- 3,8%

Januar

EXPORTVOLUMEN  
INSGESAMT

Februar März April Mai

NRW-WIRTSCHAFT AUF EINEN BLICK
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ARBEITSLOSE IN NRW
Angaben für Juli 2020; Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Anteil der Privathaushalte mit Anschlüssen von mind.
400 MBit/s; Quelle: BMVI, Stand 7/2019

Bruttowertschöpfung ausgewählter Bereiche

SCHNELLES INTERNET

+147.744
ANSTIEG GEGENÜBER  
JULI 2019

793.654
INSGESAMT

74,9%
NRW

73,0
NRW

64,3%
D

71,1
D

0,9% D29,8% D

69,3% D

je 10.000 Erwerbspersonen; 
Quelle: IfM, 2019

Quelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder, 2019

Prognose für 2020 gegenüber Vorjahr; Quelle: RWI

EXISTENZGRÜNDUNGEN

WERTSCHÖPFUNG NACH SEKTOREN

-5,5%
BRUTTOINLANDSPRODUKT

WIRTSCHAFTSLEISTUNG IN NRW

INDUSTRIE: 27,1% NRW 

DIENSTLEISTUNGEN: 72,3% NRW

LANDWIRTSCHAFT: 0,6% NRW

PRODUZIERENDES GEWERBE 
- 10,5%

BAUGEWERBE
- 1,5%

DIENSTLEISTUNGSBEREICHE  
- 4,0% 
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NEUE LAGE!
 • Gutes Krisenmanagement fortsetzen 
 • Verschärfte Herausforderungen annehmen
 • Ehrgeizige Zukunftsagenda umsetzen

Foto: picture alliance/Frank Röder/Shotshop | Frank Röder

Die Corona-Pandemie hat die Wirtschaft 
mit voller Wucht getroffen. Und sie hat 
auch die landespolitische Agenda massiv 
auf den Kopf gestellt. Selten zuvor kam 
es dabei derart entscheidend auf die Lan-
desebene an, die im Pandemiefall über 
weitreichende Entscheidungskompeten-
zen verfügt. Seit Monaten ist die Politik 
in einem beispiellosen Krisenmodus. Die 
Begrenzung der Infektionszahlen, die Si-
cherstellung der medizinischen Versor-
gung, die Aufrechterhaltung der öffentli-
chen Infrastruktur sowie die Bewältigung 
der wirtschaftlichen Folgen der Krise 
stellen Politik und Verwaltungen auf allen 
Ebenen vor enorme Herausforderungen. 

In dieser absoluten Ausnahmesituation 
hat die Politik bis heute sehr vieles rich-
tiggemacht. Auch viele Verwaltungen 
sind über sich hinausgewachsen und 
haben Außergewöhnliches geleistet. 
Trotz manch berechtigter Kritik im Detail 
können wir in Nordrhein-Westfalen mit 
dem bisherigen Krisenmanagement sehr 
zufrieden sein.

Enger Dialog zwischen 
Wirtschaft und Politik

Gut funktioniert hat in der Corona-Krise 
insbesondere der Dialog zwischen der 

Wirtschaft und der Landesregierung. 
Sowohl die regelmäßigen Videokon-
ferenzen der Verbands-, Kammer- und 
Gewerkschaftsspitzen mit dem Minis-
terpräsidenten sowie den Ministern für 
Wirtschaft, Arbeit und Finanzen als auch 
die vielen virtuellen Runden auf Arbeits-
ebene haben sich schnell zu effektiven 
Austauschformaten entwickelt. Die di-
rekten Informationen der Ministerien 
und die konkreten Praxisberichte aus 
der Wirtschaft haben das gegenseitige 
Verständnis für die Herausforderungen 
der Krise deutlich geschärft und bei der 
Suche nach schnellen und zielgenauen 
Regelungen und Maßnahmen gehol-
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ment sein. Wir brauchen daher jetzt 
mehr denn je eine verlässliche Politik, 
die Vertrauen und Zuversicht für Kon-
sum und Investitionen schafft. Klar 
ist: Der Weg aus dem wirtschaftlichen 
Koma zurück in eine wirtschaftliche 
Normalität ist kein Selbstläufer. Dies 
gilt umso mehr für Nordrhein-Westfa-
len, das in den vergangenen Jahren im 
Bundesvergleich ohnehin wirtschaftlich 
zurückgefallen war. 

Der von der jetzigen Regierung einge-
leitete Aufholprozess dürfte durch die 
Corona-Folgen noch herausfordernder 
werden. Angesichts von sowohl pan-
demie- als auch transformationsbe-
dingten Umbrüchen gilt es mehr denn 
je, im nationalen und internationalen 
Standortwettbewerb um Innovationen, 
Investitionen und Arbeitsplätze noch 
wettbewerbsfähiger zu werden. Die 
Landesregierung muss den eingeschla-
genen Weg mit ihrer innovations- und 
gründerfreundlichen Ausrichtung, den 
deutlichen Anstrengungen beim Infra-
strukturausbau sowie ersten entschlos-
senen Schritten beim Bürokratieabbau 
daher noch konsequenter fortsetzen. 
Die vollständige Umsetzung des Koali-
tionsvertrags ist hier eine wichtige Vo-
raussetzung. 

Foto: Land NRW/Hermenau

Quelle: Landesregierung NRW

fen. Gerade in dem schwierigen Span-
nungsfeld zwischen zwingend erfor-
derlichem Gesundheitsschutz und den 
dramatischen sozialen und wirtschaftli-
chen Folgen hat sich der kontinuierliche 
Austausch als extrem wichtig erwiesen 
und bewährt. Diese neuen Formate soll-
ten daher auch in dem bevorstehenden 
Aufholprozess genutzt und weiterentwi-
ckelt werden. 

Schnelle Hilfsmaßnahmen 
und wichtige  
Lockerungsperspektiven

Als direkt nach dem Lockdown die wirt-
schaftlichen Auswirkungen deutlich wur-
den, hat die Landesregierung schnell und 
entschlossen gehandelt. Im Zusammen-
spiel mit der Ausweitung der Kurzarbeit 
und den weiteren Rettungsprogram-
men auf Bundesebene hat der NRW-
Rettungsschirm mit einem Umfang von 
25 Milliarden Euro wichtige Hilfsinstru-
mente für die Unternehmen zur Verfü-
gung gestellt. Mit den Ergänzungen so-
wie der schnellen und unbürokratischen 
Abwicklung der Notfallhilfen des Bun-
des, den zusätzlichen Bürgschaften und 
Kreditprogrammen sowie Steuerstun-
dungen hat das Land einen bedeuten-
den Beitrag dazu geleistet, dass vielfach 
die erste Not der Unternehmen gelindert 
wird, unmittelbare Insolvenzen verhin-
dert und Arbeitsplätze gesichert werden. 
Ein besonderes Verdienst des Minister-
präsidenten und der Landesregierung 
war es, früher als andere die wichtige 
Debatte über ein verantwortungsvolles 

Wiederhochfahren der Wirtschaft ge-
führt zu haben. Ohne diesen Anstoß wä-
ren die Öffnungen von Geschäften und 
vielen Dienstleistungsbereichen später 
erfolgt. Überdies war der Verzicht auf 
Grenzschließungen zu Belgien und den 
Niederlanden ein wichtiges Signal für 
grenzüberschreitenden Handel und eu-
ropäischen Zusammenhalt. 

Vertrauen und  
Zuversicht für Konsum 
und Investitionen

Die Sicherung von Unternehmen und Ar-
beitsplätzen wird eine Kernherausforde-
rung der kommenden Monate bleiben. 
Kurzarbeit und Nothilfen können nur ein 
vorübergehendes Überbrückungsinstru- 

€
Rund 4,5 Milliarden Euro – so hoch ist das zuletzt ausgeschüttete Gesamtvo-
lumen an NRW-Soforthilfen, mit denen versucht wird, die Folgen der Corona-
Pandemie einzudämmen. Begünstigt wurden rund 430.000 Empfänger. 

4.465.857.000
EURO

Präsident Arndt G. Kirchhoff zusammen mit Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier, 
Anja Weber (DGB NRW), Minister Dr. Stephan Holthoff-Pförtner und Bischof Franz-Josef 
Overbeck beim Besuch des Staatsoberhaupts bei der Ruhr-Konferenz im November 2019. 
Schwerpunkt des Gesprächs war die Weiterentwicklung des Ruhrgebiets als wirtschaft-
lich starke und lebenswerte Zukunftsregion.

POLITIK IN NRW
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 IM DIALOG MIT DER LANDESPOLITIK 

Beteiligung von unternehmer nrw an 
Sachverständigen-Anhörungen im Landtag 
 
Entwurf eines Gesetzes zur konsequenten 
und solidarischen Bewältigung der COVID-
19-Pandemie in Nordrhein-Westfalen und zur 
Anpassung des Landesrechts im Hinblick auf 
die Auswirkungen einer Pandemie, Anhörung 
des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales, 3. April 2020

Rettungsschirmgesetz NRW und Nachtrags-
haushaltsgesetz NRW, Anhörung des Haus-
halts- und Finanzausschusses, 23. März 2020

Nachhaltige Industriepolitik für Nordrhein-
Westfalen, Anhörung des Ausschusses für 
Wirtschaft, Energie und Landesplanung,  
4. März 2020

Für eine nachhaltige EU-Handelspolitik, Anhö-
rung des Ausschusses für Europa und Inter-
nationales des Landtags NRW,  
27. Februar 2020

Artenvielfalt in NRW schützen – Landesnatur-
schutzgesetz erhalten!, Anhörung des  
Ausschusses für Umwelt, Landwirtschaft,  
Natur- und Verbraucherschutz,  
29. Januar 2020

Die Auswirkungen des Brexit auf NRW: Um-
welt, Klima, Agrarwirtschaft, Verbraucher-
schutz, Energie und EURATOM, Anhörung 
der Enquetekommission II,  
18. November 2019

Mehr Geld in der Tasche von Beschäftigten, 
Familien, Rentnerinnen und Rentnern – Ge-
rechte Sozialpolitik ist gute Wirtschaftspolitik, 
Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft, 
Energie und Landesplanung  
18. November 2019

Kommunalpolitisches Ehrenamt und politi-
sche Partizipation stärken, Anhörung durch 
die Enquete-Kommission III,  
7. November 2019

Gemeinsam für die Berufskollegs in NRW, 
Anhörung des Ausschusses für Schule und 
Bildung, 6. November 2019

Klimakrise: Die Landesregierung muss ihre 
Ziele nachschärfen, Maßnahmen ergreifen 
und Klimavorbehalt einführen, Anhörung des 
Ausschusses für Wirtschaft, Energie und  
Landesplanung, 2. Oktober 2019 

 
 

Europäische Klimapolitik forcieren: CO2 einen 
Preis geben und Energiegeld einführen, An- 
hörung des Landtagsausschusses für Europa 
und Internationales, 27. September 2019

Wirtschaftliche Auswirkungen des Brexit auf 
NRW: Arbeitsmarkt und wirtschaftsrechtliche 
Fragen, Anhörung durch die Enquetekommis-
sion II, 4. September 2019

Kompetenzen und ihre Vermittlung in der digi-
talen Welt, Anhörung Enquete-Kommission I, 
8. Juli 2019 
  
Stellungnahmen von unternehmer nrw in 
Anhörungsverfahren der  Landesregierung 
 

Verbändebeteiligung Kernlernpläne für die 
Haupt-, Real-, Gesamt- und Sekundarschule – 
Fächer der Lernbereiche Arbeits- und Gesell-
schaftslehre, 3. April 2020

Entwurf der Ersten Verordnung zur Änderung 
der Selbstüberwachungsverordnung Abwas-
ser Funktionsprüfung – LT-Beschluss vom 
19.12.2019, 19. März 2020

Entwurf eines Gesetzes zur Digitalisierung 
wirtschaftsbezogener Verwaltungsleistungen, 
11. März 2020

Entwurf des Abfallwirtschaftsplans Nordrhein-
Westfalen – Teilplan für gefährliche Abfälle, 
16. Januar 2020

Entwurf einer Verordnung zur Einführung der 
Fächer Wirtschaft und Informatik an allen 
Schulformen, Verbändebeteiligung gem. § 77 
SchulG, 6. Januar 2020

Erlassentwurf zur Anwendung der Nr. 
8.11.2.3 des Anhangs 1 der 4. BImSchV,  
6. Januar 2020

Gesetz zur Änderung des E-Government-
Gesetzes Nordrhein-Westfalen und zur Ände-
rung der Verordnung zur Regelung der behör-
denübergreifenden Bereitstellung und zum 
Betrieb von IT-Infrastrukturkomponenten und 
Anwendungen zum elektronischen Nachweis 
der Identität nach § 3 Abs. 3 des  
eGovernment-Gesetzes Nordrhein-Westfalen, 
31. Oktober 2019

Neue LABO-Arbeitshilfe Ausgangszustands-
bericht für Boden und Grundwasser und 
Hinweise zur LABO-Arbeitshilfe zur Rückfüh-
rungspflicht, 9. September 2019

5G-Strategie des Landes Nordrhein-Westfa-
len, 4. September 2019

Gesetz zur Vereinheitlichung des Energieein-
sparrechts für Gebäude, mit dem das neue 
Gebäudeenergiegesetz (GEG) beschlossen 
werden soll, 17. Juni 2019 
 
 
Beteiligung von unternehmer nrw an 
Clearing verfahren und Stellungnahmen 
gegenüber der Clearingstelle Mittelstand 
Nordrhein-Westfalen 
 

„Hindernisse für den Binnenmarkt ermitteln 
und abbauen“ und „Langfristiger Aktionsplan 
zur besseren Umsetzung und Durchsetzung 
der Binnenmarktvorschriften“, Anhörung der 
Kommission an das Europäische Parlament, 
den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der  
Regionen, 17. April 2020

KMU-Strategie für ein nachhaltiges und digita-
les Europa, COM (2020), 17. April 2020

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Landeswassergesetzes (LWG), 11. März 2020

Umsetzung von § 64b Personenbeförderungs-
gesetz, hier: Ergänzung der Verordnung über 
die Zuständigkeiten auf den Gebieten des 
öffentlichen Straßenpersonenverkehrs und  
Eisenbahnwesens um § 4a (Emissionsvorga-
ben für Taxen und Mietwagen), 9. März 2020

Entwurf eines Gesetzes zur Digitalisierung 
wirtschaftsbezogener Verwaltungsleistungen, 
9. März 2020

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der 
Entsenderichtlinie (EU) 2018/957,  
5. März 2020

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung 
der Abfallrahmenrichtlinie der Europäischen 
Union, 5. März 2020

Entwurf eines Gesetzes zum Aufbau einer 
gebäudeintegrierten Lade- und Leitungsinfra-
struktur für die Elektromobilität (GEIG),  
2. März 2020

Änderung des Verbraucherinformationsgeset-
zes und des Lebensmittel- und Futtermittel-
gesetzbuches, 13. Januar 2020

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes, 
1. August 2019

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO-E),  
5. Juli 2019

POLITIK IN NRW
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„Bei allen Erfolgen mit der Entfesselung: 
Bürokratieabbau bleibt ein lästiges Thema. 
Die Landesregierung muss hier weiter am 
Ball bleiben und Lösungen bei Statistik- und 
Dokumentationspflichten schaffen. Digitali-
sierung kann da helfen, damit der Grundsatz 
verwirklicht wird, dass man dem Staat jede 
Information nur einmal geben muss. Denn 

Bürokratie plagt am Ende die kleinen und mittleren Betriebe am meisten, denn da 
bleibt am Ende alles an der Person des Unternehmers hängen.“

Andreas Ehlert,  Präsident von Handwerk NRW 
Düsseldorf, 18.11.2019  www.wirtschaftsblog.nrw

KLARTEXT IM WESTEN
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Neue Wachstumsimpulse 
und ehrgeizige  
Zukunftsagenda 

Darüber hinaus wird es aber zusätzlicher 
Anstrengungen bedürfen. Es gilt, ein 
konsequentes Belastungsmoratorium 
einzuhalten sowie den Bürokratieabbau 
weiter voranzutreiben. Wir müssen si-
cherstellen, dass die Unternehmen trotz 
in der Krise massiv geschmolzener Ei-
genkapitalausstattung die Finanzierung 
von Innovationen und Investitionen 
stemmen können. Gleichzeitig müssen 
die Konjunktur- und Wachstumspakete 
auf EU- und Bundesebene genutzt wer-
den, um zentrale Zukunftsinvestitionen 
umzusetzen. Die Digitalisierung und der 
Netzausbau müssen weiter beschleunigt 
werden. Die Verkehrsinfrastruktur-Offen-
sive ist weiter beherzt fortzusetzen. 

Zudem muss eine investitionsfreundli-
che Flächenpolitik betrieben und der Ein-
satz für die Industrie intensiviert werden. 
Zwingend sichergestellt werden muss 
dabei eine wettbewerbsfähige Energie-
versorgung. Darüber hinaus bedarf es 
eines schnellen und zielgerichteten Auf-
baus der Wasserstoffwirtschaft und wirt-
schaftsfreundlicher Weichenstellungen 
für Klimaschutz „Made in NRW“. Auch 
muss spätestens nach den Erfahrungen 
der Corona-Krise die Qualitäts- und Di-
gitalisierungsoffensive für die Schulen 
noch einmal deutlich beschleunigt wer-

den. Und schließlich muss auch die För-
derung der frühkindlichen Bildung, die 
Verbesserung der Betreuungsangebote 
und die Stärkung der dualen Ausbildung 
entschlossen fortgesetzt werden.

Eigenverantwortung  
und Instrumente zur  
Pandemieeindämmung

Eine zentrale Voraussetzung für die 
wirtschaftliche Erholung ist, dass ein 
erneuter massiver Anstieg der Infekti-
onszahlen verhindert und großflächige 
Lockdowns vermieden werden kön-
nen. Wenn die Politik Lockerungen 

ermöglicht, dann tut sie dies auch im 
Vertrauen auf das Verantwortungsbe-
wusstsein der Menschen im Land. Wir 
brauchen mehr denn je Verantwortung 
und Rücksichtnahme. Die Pandemiebe-
kämpfung wird dann erfolgreich sein, 
wenn sich alle an die Regeln halten: 
Unternehmen, Beschäftigte und die 
ganze Bevölkerung. Gleichzeitig gilt es, 
sich auf etwaige weitere Infektionswel-
len vorzubereiten. Es gilt, frühzeitig die 
politische Debatte über Szenarien und 
Instrumente zu führen, damit schnelle 
und möglichst zielgenaue und somit 
begrenzte Reaktionen ermöglicht und 
damit die wirtschaftlichen und sozialen 
Folgen begrenzt werden können.

Vizepräsident Horst Gabriel (links) bei der Vorstellung der gemein-
samen Erklärung von Wirtschaftsministerium, Wirtschaftsverbänden, 
Wirtschaftsförderungen, Kammern und Startup-Verbänden zur „Grün-
derzeit NRW“ im Juli 2019. 

Präsident Kirchhoff zusammen mit den Ministern Pinkwart und Lau-
mann sowie der DGB-Vorsitzenden Weber auf einer Veranstaltung der 
„Initiative Wirtschaft und Arbeit 4.0“ im September 2019 in Neuss. 

Fotos:MWIDE NRW/Sassenscheidt; MAGS/Umlauf
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 KOMMUNALWAHL 2020

 
 
 

Wirtschaftspolitisches  
Papier zur Kommunalwahl

Die Kommunalpolitik hat für die Unter-
nehmen in NRW eine herausragende 
Bedeutung. Wie wirtschaftsorientiert 
arbeitet die Kommunalverwaltung? Wie 
hoch sind Grund- und Gewerbesteuern, 
wie investitionsfreundlich fällt die Flä-
chenpolitik aus? Wie attraktiv werden 
Wohn- und Arbeitsbedingungen für die 
Bürger gestaltet und wie gut sind die 
örtlichen Bildungseinrichtungen aus-
gestattet? Welchen Stellenwert hat 
die Digitalisierung? Wie wird die lokale 
Anbindung an die internationalen Ver-
kehrsachsen vorangetrieben? Wie gut 
werden regionale Wirtschafts- und Um-
weltpolitik aufeinander abgestimmt? All 
diese Themen entscheiden sich in den 
Rat- und Kreishäusern.

Der aktuelle Corona-Krise trifft viele 
Unternehmen, Beschäftigte, aber 
auch Kommunen im Land in nie erleb-
ter Härte. Gerade jetzt braucht es eine 

Kommunalpolitik, die die richtigen Wei-
chen zur Bewältigung der wirtschaftli-
chen Folgen der Pandemie stellt. Die 
Kommunalwahl am 13. September 2020 
muss deshalb ganz im Zeichen des wirt-
schaftlichen Aufholprozesses stehen.

In einem wirtschaftspolitischen Papier 
mit dem Titel „Starke Wirtschaft. Starke 
Heimat“ hat unternehmer nrw bereits 
zu Beginn des Jahres die Kernbotschaf-
ten und -forderungen der Unternehmen 
zu den für die Wirtschaft relevanten 
Themenfeldern zur Kommunalwahl zu-
sammengefasst. 

Das vollständige Papier finden Sie  
unter www.unternehmer.nrw

 

NRW-Kommunalranking 
2020 des IW Köln

Wie wichtig kommunalpolitische Ent-
scheidungen für die wirtschaftliche 
Entwicklung in den Kommunen sind, 

unterstreicht auch das NRW-Kommu-
nalranking, das IW Consult im Auftrag 
von unternehmer nrw erstellt hat. Es 
zeigt: Wenn in den Rat- und Kreishäu-
sern die richtigen Rahmenbedingungen 
gesetzt werden, kann jede Kommune in 
Nordrhein-Westfalen – unabhängig von 
der Region – erfolgreich sein. So schnei-
den Gemeinden mit niedrigen Gewer-
besteuerhebesätzen, guter Wohnraum-
versorgung und überdurchschnittlicher 
5G- und Breitbandversorgung bei Ar-
beitsplätzen, Kauf- und Wirtschaftskraft 
in der Regel besonders gut ab. Klar ist: 
Die Kommunen stehen in einem direk-
ten Standortwettbewerb. Wichtig da-
bei ist, dass die Kommunen ihre eigene 
Standortqualität mit allen Stärken und 
Herausforderungen kennen. Gute Kom-
munalpolitik zeichnet sich dann dadurch 
aus, dass sie nicht den Status quo nur 
verwaltet, sondern sich ehrgeizige Ziele 
setzt, um zu den Spitzenplätzen aufzu-
holen.

Zahlreiche Mitgliedsverbände haben da-
rüber hinaus vertiefende regionalisierte 
Factsheets für die in ihrem Verbandsbe-
reich liegenden Kreise oder kreisfreien 
Städte in Auftrag gegeben. Damit set-
zen sie einen zusätzlichen Impuls für 
eine fundierte wirtschaftspolitische De-
batte vor Ort. 

Das IW-Gutachten finden Sie unter 
www.unternehmer.nrw

STARKE WIRTSCHAFT.

STARKE HEIMAT.

Wirtschaftspolitisches Papier

zur Kommunalwahl in Nordrhein-Westfalen  

am 13. September 2020

www.unternehmer.nrw

 

Institut der deutschen Wirtschaft Köln Consult GmbH · Konrad-Adenauer-Ufer 21 · 50668 Köln 
Postanschrift: Postfach 10 19 42   50459 Köln · Eingetragen im Handelsregister Köln HRB 30889 
Geschäftsführer: Dr. Karl Lichtblau, Peter Schützdeller · Sitz der Gesellschaft ist Köln 
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Arbeitsmarkt
 – Begleitausschuss  

ESF NRW 2014–2020
 – Landesbeirat  

„Arbeit gestalten NRW“
 – Steuerungsgruppe  

„Arbeit gestalten NRW“
 – Expertengruppe Aktionsplattform 

 Familie@Beruf.NRW

MITGLIEDSCHAFTEN UND MITARBEIT IN GREMIEN UND  
INITIATIVEN DES LANDES NORDRHEIN-WESTFALEN

Sozialpolitik
 – Inklusionsbeirat des Landes NRW
 – Fachbeirat  

„Arbeit und  Qualifizierung“
 – Fachbeirat „Partizipation“
 – Jury des 4. Inklusionspreises des 

Landes
 – Widerspruchsausschuss zur  

Kündigung schwerbehinderter 
Menschen beim Integra tionsamt, 
Landschaftsverband Rheinland

 – Beratender Ausschuss zur 
 Beschäftigung von behinderten 
Menschen beim Integra tionsamt, 
Landschaftsverband Rheinland

 – Landesausschuss für 
 Jugendarbeitsschutz

 – Fachkonferenz  
Sozialberichterstattung NRW

Tarifpolitik
 – Tarifausschuss für das Land  

Nordrhein-Westfalen
 – Beratender Ausschuss für das  

Mindestentgelt nach dem Tarif-
treue- und Vergabegesetz NRW

Strukturpolitik
 – Beirat zur Gestaltung des Struktur-

wandels im Rheinischen Revier
 – Strukturstärkungsrat des 5-Stand-

orte-Programms
 – Begleitausschuss EFRE.NRW 

2014–2020
 – Arbeitskreis EFRE.NRW 2021–2027

Integrationspolitik
 – Beirat für Teilhabe und  

Integration

Digitalisierung
 – NRW-Initiative  

„Wirtschaft und Arbeit 4.0“
 – Arbeitsgruppe Digitalisierung von 

immissionsschutzrechtlichen  
Genehmigungsverfahren

Verkehr
 – Beirat Bündnis für Mobilität

Ruhr-Konferenz
 – Beirat

Corona-Pandemie
 – Wirtschaftsgipfel NRW
 – Task-Force „Exit“
 – Kontaktstelle Lieferketten

Mittelstandspolitik
 – Clearingstelle Mittelstand
 – Arbeitskreis Mittelstands-

finanzierung

Justiz
 – Beratender Ausschuss für die  

Ernennung der Berufsrichter 
gemäß § 11 des Sozialgerichts-
gesetzes (SGG)

 – Beratender Ausschuss für die 
 Ernennung der Vorsitzenden 
gemäß § 18 Abs. 2 Arbeits-
gerichtsgesetz

Europa
 – NRW.Europa – Stakeholdernetz-

werk Enterprise Europe Network 
in NRW 

 – Brexit-Workshop-Reihe des 
MWIDE

 – Arbeitskreis „Frühwarnsystem 
Europa“ des MWIDE 

Datenschutz
 – Landesdatenschutzkonferenz NRW

Außenwirtschaft
 – Beirat Außenwirtschaft

Energie- und Klimapolitik
 – Arbeitsgruppen zur Erarbeitung der 

Energieversorgungsstrategie NRW
 – Beirat Klima Audit.NRW
 – IN4climate.NRW-  

Partnerversammlung
 – Wirtschaftsbeirat IN4climate.NRW
 – NRW-Verbändeworkshop  

Energieeffizienz-Netzwerke

Umweltpolitik
 – Lenkungskreis wirtschafts- 

bezogene Umweltverwaltung
 – Projektgruppe „Vollzug“ 
 – Arbeitsgruppe „Monitoring  

Oberflächengewässer“ 
 – Arbeitsgruppe „Optimierung  

immissionsschutzrechtlicher  
Genehmigungsverfahren“ 

 – Arbeitsgruppe  
„Umweltinspektionen“ 

 – Arbeitsgruppe  
„Wasserrahmenrichtlinie“

 – Landesbeirat „Immissionsschutz“
 – Team Nachhaltigkeit  

(Begleitgremium zur Umsetzung 
der Nachhaltigkeitsstrategie NRW)

 – PFT-Fachgespräche
 – Lenkungsgruppe sowie Begleit- 

forum zum Masterplan Wasser
 – Kompetenznetzwerk Umwelt- 

wirtschaft NRW
 – Runder Tisch „Angemessener 

Sicherheitsabstand“
 – Trägerkreis „Allianz für die Fläche“
 – Förderbeirat „Ressourcen- 

effiziente Abwasserbeseitigung 
NRW – ResA“

Bildung/Ausbildung/ 
Weiterbildung
 – Ausbildungskonsens  

Nordrhein-Westfalen 
 – Steuerungsgremium „Kein  

Abschluss ohne Anschluss (KAoA)“
 – Landesausschuss für Berufsbildung 

des Landes Nordrhein-Westfalen
 – Fachbeirat Arbeit und  Qualifizierung
 – Landesbeirat für die gemeinwohl- 

orientierte Weiterbildung in  
Nordrhein-Westfalen

 – Arbeitskreis Weiterbildungs- 
organisationen des MAGS

 – Beirat „Teach First NRW“
 – Gesprächskreis für Landes- 

organisa tionen der  Weiterbildung

Forschung und Innovation
 – Förderbeirat „Ressourcen effiziente 

Abwasserbeseitigung  
NRW – ResA“

 – NRW-Lenkungsgremium zu  
Horizont 2020

Gesundheit
 – Landesgesundheitskonferenz NRW
 – Landesinitiative „Gesundheits- 

förderung und Prävention“
 – Lenkungsgruppe Masterplan  

Umwelt und Gesundheit NRW
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Fotos: unternehmer nrw
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AUFHOLPROZESS 
FORTSETZEN
 • Corona-Folgen schnell überwinden
 •  Koalitionsvertrag umfänglich erfüllen 
 • Verkehrsinfrastruktur im Blick

Foto: duisport/Blossey

Die Corona-Pandemie hat tiefe Spuren 
im wirtschaftlichen und sozialen Leben 
in NRW hinterlassen. Die Wirtschaft ist 
in eine schwere Rezession gerutscht. 
Nun muss alles dafür getan werden, 
schnell aus der Krise zu kommen und 
Nordrhein-Westfalens begonnenen Auf-
holprozess fortzusetzen.

Gefragt ist eine  
aktive Standortpolitik

Damit der Aufholprozess weiter gelin-
gen kann, ist eine aktive Standortpoli-
tik mit Anreizen für Erweiterungen und 

Neuansiedlungen gefragt. Wir begrüßen 
sehr, dass die NRW-Koalition den Lan-
desentwicklungsplan (LEP) an zentralen 
Stellen schnell und effektiv überarbeitet 
hat. 

Die Ausrichtung ist nun deutlich wirt-
schafts- und investitionsfreundlicher. 
Unverhältnismäßige Hürden zu Flächen-
ausweisungen und beim Rohstoffabbau 
wurden beseitigt. Damit haben sich die 
Voraussetzungen für bedarfsgerechte 
Flächenausweisung auf regionaler 
und kommunaler Ebene erheblich ver-
bessert. Diese Freiräume müssen die 
Kreise und Gemeinden nun nutzen.

Industriepolitisches  
Leitbild umsetzen

Ein wichtiger Pfeiler für Arbeitsplätze 
und Wohlstand ist und bleibt die Indus-
trie. Wir begrüßen daher sehr, dass die 
Landesregierung die Industriepolitik zur 
ressortübergreifenden Querschnittsauf-
gabe gemacht hat und das Industriepo-
litische Leitbild jetzt verbindlich für alle 
Politikfelder festgeschrieben ist. Damit 
stärkt sie die Industrie mit ihren res-
sourcenschonenden und innovativen 
Produktionsprozessen. Nun kommt es 
darauf an, dass die Umsetzung des Leit-
bilds konsequent erfolgt.
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Erfolgreiche  
Entfesselungspakete

Die NRW-Koalition hat mit der Einbrin-
gung der fünf Entfesselungspakete 
sinnvolle Sofortmaßnahmen zur Entbü-
rokratisierung beschlossen. Wichtige 
Gesetzesnovellen wurden auf den Weg 
gebracht. Damit aus diesen beachtli-
chen Erfolgen eine nachhaltige Ent-
bürokratisierung wird, darf es keinen 
Tempoverlust in der zweiten Hälfte der 
Legislaturperiode geben. Weitere Ent-
fesselungspakete sind als starke Signale 
für eine wirkliche Aufbruchsstimmung 
und eine neue Willkommenskultur für 
Wachstum, Investitionen und Arbeits-
plätze in NRW gefragt. Die Digitalisie-
rung von Verwaltungsaufgaben muss 
dabei weiter eine der zentralen Aufga-
ben sein.

Die Landesregierung ist gefordert, in 
den kommenden beiden Jahren bis zur 
nächsten Landtagswahl den Koalitions-
vertrag als ambitioniertes Arbeitspaket 
vollständig und konsequent umzuset-
zen. Die Wettbewerbsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandorts Nordrhein-West-
falen muss dabei noch stärker als bis-
her im Fokus stehen. Entscheidend sind 
attraktive und verlässliche Investitions-
bedingungen. Dabei müssen die Finan-
zen immer im Blick gehalten werden: 
„Politik ohne Geld“ sollte das Gebot 
der Stunde sein. Konkret bedeutet dies, 
dass sich die Attraktivität des Standorts 
NRW auch damit verbessern lässt, dass 
keine neuen Regelungen erlassen be-
ziehungsweise überflüssige Vorgaben 
konsequent gestrichen werden. 

Offensive bei  
Verkehrsinfrastruktur 
weiter beherzt umsetzen

Die Modernisierung der Verkehrsinfra-
struktur hat erkennbar Fahrt aufgenom-
men. Mit dem verkehrspolitischen Mas-
terplan, dem konsequenten Ausbau der 
Planungskapazitäten und deutlich mehr 
Investitionen in die Landesstraßen wur-
den die richtigen Weichen gestellt. Auch 
der deutliche Einsatz für den Schienen-
ausbau und die Ertüchtigung der Was-
serstraßen sind für den Wirtschafts-
standort von großer Bedeutung. 

Das Thema vernetzte Mobilität wird zu-
kunftsorientiert angegangen. Nordrhein-
Westfalen ist wie kaum ein anderes 
Bundesland darauf angewiesen, smarte 
Mobilitätskonzepte zu entwickeln und 
unmittelbar einzusetzen. 

Moderne Mobilität

Die wichtigste Herausforderung ist 
und bleibt die Sanierung und der Aus-
bau der Infrastruktur für den Güter- 
und Schwerlastverkehr. Es war richtig, 
dass das geringere Verkehrsaufkom-
men zu Beginn der Corona-Pandemie 
sofort für die schnellere Umsetzung 
von Baumaßnahmen genutzt wurde. 
Damit konnten wichtige Etappenziele 
früher erreicht werden. Damit wir eine 
moderne und leistungsfähige Mobili-
tät erreichen, gilt es, trotz knapperer 
Kassen die zuletzt deutlich gesteiger-
ten Investitionen in die Verkehrswege 
vollumfänglich fortzusetzen.

Unser Land muss auch in den kommen-
den Jahren alle vom Bund zur Verfügung 
stehenden Mittel verplanen und damit 
konkrete Maßnahmen umsetzen. Eine 
besondere Herausforderung stellt dabei 
der Ersatzneubau der Brücke auf der A1 
bei Leverkusen dar. Die Wirtschaft leidet 
seit Jahren massiv unter diesem Nadel-
öhr. Es ist wichtig, dass die teilweise 
Neuausschreibung nicht zu einer deut-
lich verzögerten Inbetriebnahme der 
neuen Brücke führt. Nur mit einer leis-
tungsfähigen Verkehrsinfrastruktur kann 
eine nachhaltige Wirtschaftsentwick-
lung in Nordrhein-Westfalen gelingen.

Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder

„Industrie und Handel brauchen erstklassige 
Logistik für den Weg zum Kunden und zu-
nehmend auch als verlängerte Werkbank für 
die Konditionierung der Produkte. Im Zeit-
alter der Digitalisierung wird dieses Zusam-
menspiel vollends unverzichtbar. Wo Indus-
trie und Logistik so eng beieinander sind 
wie an Rhein und Ruhr, dort sind die Wachs-

tumsaussichten beider Partner besonders gut. Zeit, der Logistik auch in den Strategien 
der Politik einen zentralen Platz einzuräumen.“

Erich Staake, Vorstandsvorsitzender der Duisburger 
Hafen AG (duisport), 1.10.2019  www.wirtschaftsblog.nrw

KLARTEXT IM WESTEN

Wachstum des Bruttoinlandsprodukts (BIP) von NRW im Jahr 2019 gegenüber 
dem Vorjahr. Das BIP von Deutschland insgesamt hatte um 0,6 Prozent zugelegt.

+0,2%
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WIRTSCHAFT UND INFRASTRUKTUR



unternehmer nrw16

Foto: iStock.com/tuachanwatthana

Der auf Bundesebene beschlossene 
Kohleausstieg bis zum Jahr 2038 ist für 
das Industrieland NRW eine immense 
Herausforderung. Mit der jüngsten Ei-
nigung zum Kohleausstiegsgesetz steht 
nun auch endgültig der gesetzliche Rah-
men fest. Klar ist: Ohne den Aufbau ver-
lässlicher neuer Stromerzeugung wird 
NRW durch den Kohleausstieg mittel-
fristig vom Exporteur zum Importeur 
von Strom. Bei der nun anstehenden 
Transformation sind insbesondere die 
energieintensiven Industrien in den Blick 
zu nehmen. Versorgungssicherheit und 
wettbewerbsfähige Strompreise sind für 
die heimische Industrie unverzichtbar. 

NRW hat bei den Verhandlungen auf 
Bundesebene wichtige Erfolge er-
zielt. Nun muss die Landesregierung 
zwingend darauf drängen, dass die 
beschlossenen Zwischenziele auch 
tatsächlich strikt eingehalten werden. 

Ausbau neuer  
Wertschöpfungsketten  
im Fokus

Ebenso sind die umfassenden Mittel 
zur Gestaltung des Strukturwandels 
im Rheinischen Revier sowie an den 
Standorten der Steinkohleverstromung 

auf den Aufbau neuer industrieller Wert-
schöpfungsketten zu fokussieren. Mit 
der Energieversorgungsstrategie wurde 
im Herbst 2019 ein solides eigenes Fun-
dament auf Landesebene gelegt. 

In den kommenden Jahren muss ge-
rade Nordrhein-Westfalen als Industrie- 
standort massiv in den Ausbau von 
Speicherkapazitäten und Netzen inves-
tieren. Die Landesregierung ist gefor-
dert, hierfür die entsprechenden Inves-
titionsbedingungen zu schaffen sowie 
die notwendigen genehmigungsrecht-
lichen Voraussetzungen aktiv zu unter-
stützen.

INDUSTRIELAND 
NRW STÄRKEN
 • Wettbewerbsfähige Energieversorgung  
sicherstellen

 • Klimaschutz: Heimische Industrie einbeziehen
 • Landeswassergesetz:  
Lang erwartete Novelle vorgelegt
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Klimaschutz „made in 
NRW“ stärken

Ambitionierte Klimaschutzziele sind nur 
mit der Industrie zu erreichen. Richtiger-
weise werden im Industriepolitischen 
Leitbild der Landesregierung die Leistun-
gen der Wirtschaft zum globalen Klima-
schutz anerkannt und sinnvoll gefördert. 

Für die Erreichung der mittel- bis lang-
fristigen Klimaziele stehen wir vor 
einem grundlegenden Wandel. Neue 
Fertigungsprozesse müssen nicht nur 
entwickelt, sondern auch in NRW im in-
dustriellen Maßstab realisiert werden. 
Dies wird aber nur mit attraktiven Inves-
titionsbedingen gelingen. Unverzichtbar 
ist dabei der Aufbau einer Wasserstoff-
wirtschaft, wobei NRW gefordert ist, 
den von Bund und EU gesetzten Rah-
men und deren Förderangebote aktiv 
zu nutzen.

NRW-Koalition reformiert 
Landeswassergesetz

Mit der im Juli 2020 vorgelegten No-
velle des Landeswassergesetzes wird 
ein erster wichtiger Punkt aus dem 
Umwelt-Arbeitspaket der NRW-Koali-
tion umgesetzt. Derzeit leidet insbe-
sondere die heimische Rohstoffgewin-
nung unter den massiven gesetzlichen 
Beschränkungen. Dadurch ist der Nach-
schub für unsere Baustellen, insbeson-
dere an Sand, Kies und Kalk in Gefahr. 
Wir begrüßen daher, dass mit der Ge-
setzesnovelle bei einer Reihe weiterer 
Einzelpunkte Bundes- und Europarecht 
zukünftig 1:1 in Landesrecht umge-
setzt wird. Dies sind wichtige Schritte, 
um die Wettbewerbsfähigkeit unseres 
Wirtschafts- und Industriestandortes zu 
erhalten und zu steigern. Umso wichti-
ger ist es, dass die Verabschiedung im 
Landtag noch in 2020 gelingt.

Als ebenso wichtiger Punkt auf der 
umweltpolitischen Agenda verbleibt 
die angekündigte Überarbeitung des 
Landesnaturschutzgesetzes. Auch hier 
bedarf es einer Novelle entlang der 
Vorgaben des Koalitionsvertrags, da-
mit Investoren nicht länger – aufgrund 
der bundesweit umfassendsten Be-
teiligungs-, Vorkaufs- und Klagerechte 
für Naturschutzverbände und ebenso 
weitgehender Ausgleichsregelungen – 
für dringend benötigte Betriebserwei-
terungen und Neuansiedlungen einen 
Bogen um NRW machen. Ebenso pas-
sen die ausufernde Unterschutzstellung 
von Flächen sowie langwierige, bürokra-
tische Verfahren nicht zur Struktur des 
Landes Nordrhein-Westfalen als dicht 
besiedeltem Industriestandort. Es gilt, 
die Handlungsoptionen des Bundesge-
setzgebers möglichst schnell für Flexibi-
lisierungen statt wie bisher für Verschär-
fungen zu nutzen.

    

  Die Novelle des Landeswassergesetzes (LWG) 
liegt vor und soll 2020 verabschiedet werden. Wie  
lautet Ihre Bewertung?
Die vom Kabinett beschlossene Korrektur ist ein wichtiger 
Schritt hin zu einem angemessenen Ausgleich zwischen 
ökologischen, ökonomischen und sozialen Aspekten. Nur 
so kann wirksamer Umweltschutz funktionieren. Diese 
Balance fehlte seit der letzten Novelle aus dem Jahr 2016. 
Damals wurden die Gewichte zu sehr in Richtung Ökologie 
verschoben, mit weitreichenden Folgen für die Unterneh-
men in NRW. Dies betraf vor allem die Wassernutzung und 
die dringend benötigte Versorgung mit heimischen Rohstof-

fen. Zudem gab es eine Vielzahl landesspezifischer bürokra-
tischer Regeln. Es ist gut, dass die nun vorgeschlagenen 
Änderungen die überbordende Bürokratie verringern und 
flexible Lösungen vor Ort ermöglichen. 

   Kritiker befürchten, dass nun Umweltschutz- 
standards ausgehöhlt werden könnten. Ist diese  
Sorge berechtigt?
Nein, weil ein wirksamer Schutz über das Gesamtgefüge 
aus Europa-, Bundes- und Landesrecht gewährleistet wird. 
Es ist in unser aller Interesse, möglichst viel für den Erhalt 
und Schutz der Umwelt zu tun. Die NRW-Wirtschaft steht 
klar zu ihren diesbezüglichen Verpflichtungen. Wir wollen 
darum nicht weniger Umweltschutz als anderswo in der 
Republik, sondern gleiche Bedingungen für alle. Ein Schritt 
dazu ist die konsequente 1:1-Umsetzung von Europa- und 
Bundesrecht.

  Was gilt für die geplante Novelle des  
Landesnaturschutzgesetzes?
Auch hier geht es um gleiche Bedingungen für alle. Not-
wendig sind Korrekturen bei den umfassenden Beteili-
gungsrechten Dritter in den Umweltverfahren und bei den 
Regeln zum Flächenausgleich. Es geht darum, gemeinsam 
pragmatische und passende Lösungen für NRW zu finden.

Dr. Hendrik Schulte-
Wrede LL.M., Exper-
te für Umweltrecht,  
unternehmer nrw

3 FRAGEN ZUR SACHE

„WIR BRAUCHEN GLEICHE  
BEDINGUNGEN FÜR ALLE“

ENERGIE- UND UMWELTPOLITIK
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BILDUNG 
MACHT FIT FÜR 
DIE ZUKUNFT 
 •  Ökonomische Bildung kommt weiter voran
 •  Digitalisierung bleibt große Herausforderung
 •  Berufliche Orientierung entwickelt sich weiter

Foto: iStock.com/SolStock

Aufgabe der Schule ist eine umfas-
sende Persönlichkeitsbildung junger 
Menschen. Aus Sicht von unternehmer 
nrw gehören dazu ganz wesentlich auch 
die folgenden drei Aspekte: Kompeten-
zen für die Digitalisierung, eine fundierte 
ökonomische Bildung sowie eine umfas-
sende Berufsorientierung. 

Fach Wirtschaft: Weitere 
Schulformen ziehen nach

Nachdem zum Schuljahr 2019/20 in der 
Sekundarstufe I der Gymnasien das Fach 
„Wirtschaft – Politik“ eingeführt wurde, 

hat das Schulministerium NRW die neu 
gestalteten Fächer zum Thema „Wirt-
schaft“ auch an den nicht-gymnasialen 
Schulformen für das Schuljahr 2020/21 
auf den Weg gebracht. unternehmer 
nrw hat diesen Schritt in einer Stellung-
nahme begrüßt und auf die Bedeutung 
eines ausgewogenen und differenzier-
ten Lehrplans und einer eigenständigen 
Fachlehrerausbildung hingewiesen.

Die Landesvereinigung hat sich auch 
im Rahmen der Verbändebeteiligung zu 
den Lehrplänen für die neu gestalteten 
Fächer eingebracht. Positiv hervorge-
hoben hat sie dort insbesondere, dass 

die Themen „Unternehmen, Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmervertreter in der 
Sozialen Marktwirtschaft“ sowie „Beruf 
und Arbeitswelt“ in den Lehrplänen ver-
ankert wurden. 

Zudem betonte unternehmer nrw die 
folgenden Notwendigkeiten: Stärkung 
des roten Fadens zur Vermittlung eines 
fundierten und umfassenden Verständ-
nisses von wirtschaftlichen Themen und 
Zusammenhängen; breitere Berücksich-
tigung der unterschiedlichen Rollen und 
Perspektiven; durchgängige Vermittlung 
der Themen sowohl mit Blick auf Her-
ausforderungen als auch auf Chancen.
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Bei der Umsetzung der Fächer ist eine 
enge Kooperation mit der Praxis sinn-
voll, um Wirtschaft anschaulich zu ma-
chen. Das gilt für gemeinsame Projekte 
ebenso wie für Lehrerqualifizierungen; 
unternehmer nrw unterstützt dies gerne.

Digitalisierung: Zügige 
Umsetzung erforderlich

Zu begrüßen ist, dass der Digitalpakt 
Schule 2019 endlich auf den Weg ge-
bracht und Ende 2019 der erste Förder-
bescheid an die Stadt Höxter übergeben 
wurde. Die Mittel – auch jene aus dem 
Landesprogramm „Gute Schule 2020“ – 
müssen zügig von den Kommunen ge-
nutzt werden. Dies hat unternehmer nrw 
auch im Rahmen ihres wirtschaftspoliti-
schen Papiers zur Kommunalwahl gefor-
dert. Wie wichtig, aber auch wie unter-
schiedlich die digitalen Gegebenheiten 
an den Schulen sind, hat sich nicht zu-
letzt in der Corona-Krise gezeigt. Erfor-
derlich – auch für guten Unterricht in 
Normalzeiten – ist umso mehr, dass die 
digitale Ausstattung, didaktische Kon-
zepte und Lehrerfortbildungen flächen-
deckend sichergestellt sein müssen. Da-
her begrüßt unternehmer nrw die Ende 
Juni vom Schulministerium vorgestellte 
„Digitale Ausstattungsoffensive“. 

Ein wichtiger Schritt ist auch die Ein-
führung des Faches Informatik in allen 
Schulformen in den Klassen 5 und 6 
zum Schuljahr 2021/22. Die Landesver-
einigung hat dies in einer Stellungnahme 
begrüßt und die Vermittlung von grund-
legenden Zusammenhängen und Funk-

tionsweisen der digitalen Welt, nicht nur 
von Anwendungskompetenz gefordert. 
Hinzukommen müssen verstärkte An-
strengungen zur Gewinnung der ent-
sprechenden Lehrkräfte. 

KAoA: Als lernendes 
System weiterentwickelt

Die Landesinitiative „Kein Abschluss 
ohne Anschluss“ (KAoA) mit ihren ver-
bindlichen Standardelementen ist wich-
tig, um berufliche Orientierung syste-
matisch an allen Schulen zu verankern. 
In den Gremien auf Landesebene setzt 
sich unternehmer nrw dafür ein, diese 
Verbindlichkeit umzusetzen, gleichzei-
tig aber auch für eine Weiterentwick-
lung im Sinne eines lernenden Systems 
zu sorgen. Dazu gehört insbesondere 
eine praxistaugliche Ausgestaltung be-
stehender und die Entwicklung neuer 

Angebote. Um Erkenntnisse über die 
Umsetzung und Wirkung der Landesini-
tiative zu gewinnen, hat unternehmer 
nrw gemeinsam mit den Partnern im 
Ausbildungskonsens eine Evaluation 
von KAoA beschlossen, die im Frühjahr 
2020 auf den Weg gebracht wurde.

Im Zuge der Corona-Krise hat sich unter-
nehmer nrw frühzeitig für eine pragmati-
sche Umsetzung von KAoA eingesetzt. 
Nach Wiederaufnahme des – einge-
schränkten – Schulbetriebs erfolgt die 
weitere Umsetzung von KAoA daher 
auch zu Recht freiwillig. Besonders 
wichtig ist aus Sicht von unternehmer 
nrw, die unterschiedlichen Möglichkei-
ten von Betrieben zu berücksichtigen, 
sich in dieser Zeit mit betrieblichen Be-
rufsorientierungsangeboten einzubrin-
gen. Gleichzeitig gilt es, den Blick auf 
das kommende Schuljahr 2020/21 zu 
richten, um praktikable Lösungen zu 
finden, wie das wichtige Thema Berufs- 
orientierung fortgesetzt werden kann. 
Dabei werden sicherlich – wenn nicht 
auch nur – digitale Angebote an Bedeu-
tung gewinnen. Welche neuen Formate 
in Planung sind und welche Erfahrungen 
damit gesammelt wurden, hat unter-
nehmer nrw Mitte Juli in einem virtu-
ellen Erfahrungsaustausch mit den Bil-
dungsexperten der Mitgliedsverbände 
beleuchtet.

„Wir müssen unseren Kindern die bestmögli-
che Bildung vermitteln, damit sie ihre Zukunft 
erfolgreich gestalten können. Das gilt für die 
frühkindliche Bildung ebenso, wie für die schu-
lische Bildung beziehungsweise für die berufli-
che und akademische Ausbildung. Das Ruhrge-
biet investiert in Zukunft nicht mehr in dunkle 
Schächte, sondern vor allem in helle Köpfe! 

Ziel der Landesregierung ist, das Ruhrgebiet zu einer echten Chancenregion zu machen.“

Mathias Richter, Staatssekretär im Ministerium 
für Schule und Bildung NRW, 28.10.2019  www.wirtschaftsblog.nrw
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Quelle: Internationale Vergleichsstudie „International Computer 
and Information Literacy Study“ (ICILS-2018)

Nur rund 23 Prozent der Lehrer hierzulande, die Achtklässler unterrichten,  
setzten zuletzt laut einer internationalen Vergleichsstudie täglich digitale  
Medien im Unterricht ein. Deutschland liegt damit deutlich unter dem interna-
tionalen Mittelwert von rund 48 Prozent.

nur 23%

BILDUNG UND SCHULE
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AUS- UND  
WEITERBILDUNG 
IM WANDEL 
 • Corona-Krise: Besondere Herausforderung  
für Ausbildung 

 • Stärkung beruflicher Bildung bleibt auf der Agenda
 • Weiterqualifizierung gewinnt mehr Bedeutung

Foto: Land NRW 

Auch trotz oder gerade in der Corona-
Krise gilt: Die berufliche Aus- und Wei-
terbildung muss gestärkt werden. 

Herausforderungen für 
Ausbildungsmarkt 2020

Corona stellt die Ausbildung im Jahr 
2020 vor große Herausforderungen: 
Wie gelingt Ausbildung im Homeoffice? 
Was ist bei Betriebsschließungen oder 
Kurzarbeit zu beachten? Und auch wenn 
Unternehmen an bestehenden Ausbil-
dungsverhältnissen engagiert festhal-
ten, geht Corona nicht spurlos am Aus-

bildungsmarkt vorüber: So weist die 
Bundesagentur für Arbeit (BA) für das 
Ausbildungsjahr 2020/21 einen deutli-
chen Rückgang sowohl bei der Zahl der 
Bewerber wie auch der Ausbildungs-
plätze aus. Corona bremste gerade im 
Frühjahr das Vermittlungsgeschäft sehr 
stark, und so manche Ausbildungsent-
scheidung verzögert sich aufgrund der 
unsicheren Lage. 

Die Spitzen des Ausbildungskonsens 
NRW haben sich am 10. Juni 2020 über 
die Lage am Ausbildungsmarkt beraten. 
Als zentrale Aufgabe wurde hervorge-
hoben, die Potenziale des Ausbildungs-

marktes bestmöglich zu erschließen 
und die vorhandenen Ausbildungsplätze 
auch tatsächlich zu besetzen. Die Wo-
chen rund um den Ausbildungsstart 
2020 sollen genutzt werden, um etwa 
über soziale Medien oder digitale For-
mate Jugendliche insbesondere auf 
regionaler Ebene zu erreichen und mit 
Ausbildungsbetrieben zusammenzu-
bringen. In einem weiteren Spitzenge-
spräch Mitte August wurde geprüft, wie 
sich die Ausbildungssituation entwickelt 
hat und ob – auch in Ergänzung zu För-
derinstrumenten auf Bundesebene – 
zusätzliche Handlungsansätze in NRW 
erforderlich sind. 



21DIE STIMME DER NRW-WIRTSCHAFT

Ausbildungskonsens 
stärkt Berufsbildung

Im Ausbildungskonsens NRW setzt 
sich unternehmer nrw gemeinsam mit 
den Partnern dafür ein, Ausbildung als 
zentrale Quelle für den Fachkräftenach-
wuchs zu stärken. Im Spitzengespräch 
am 10. März 2020 wurde dies mit 
einem Beschluss bekräftigt. Konkrete 
Handlungsansätze sind begleitende Un-
terstützungsangebote für Ausbildung, 
eine verstärkte Nutzung der Teilzeitaus-
bildung oder das Thema Azubi-Wohnen.

Die von unternehmer nrw geleitete 
Arbeitsgruppe „Attraktivität der Beruf-
lichen Bildung“ hat zum Ziel, die ge-
sellschaftliche Wahrnehmung dieses 
Bildungswegs zu verbessern. Diskutiert 
wird zum Beispiel, welchen Einfluss 
Medien hier haben, welche Berufe in 
Medien vorkommen und wie sie darge-
stellt werden. 

Agenda zur Stärkung der 
Beruflichen Bildung

unternehmer nrw begrüßt die „Agenda 
zur Stärkung der Beruflichen Bildung“ der 
Landesregierung. Wichtig ist, die betrieb-
liche Ausbildung zu stärken. Im Rahmen 
eines Dialoggesprächs von unternehmer 
nrw im September 2019 haben sich Bil-
dungsverantwortliche aus den Verbän-
den informiert und mit Vertretern der 
beteiligten Landesministerien über die 
Handlungsschwerpunkte ausgetauscht.

IT-Berufe neu geordnet

Zum 1. August gehen die modernisier-
ten vier IT-Ausbildungsberufe an den 
Start. Angesichts der zunehmenden Be-
deutung dieser Berufe im Zuge der Digi-
talisierung hat unternehmer nrw frühzei-
tig über die Neuerungen informiert und 
Ende Mai 2020 eine virtuelle Informati-

onsveranstaltung mit rund siebzig Teil-
nehmern durchgeführt.

Qualifizierung für den 
digitalen Wandel

Weiterqualifizierung ist gerade im digi-
talen Wandel wichtig. unternehmer nrw 
berät in verschiedenen Gremien, wie 
Qualifizierung gestärkt und auf die kon-
kreten Anforderungen der Praxis ausge-
richtet werden kann. Im Blick sind dabei 
sowohl die Inhalte der Qualifizierung als 
auch neue, digitale Lernformen. 

Ein gutes Instrument für die Qualifizie-
rung von gering Qualifizierten sind Teil-
qualifizierungen (TQ), die ein Vorgehen 
Schritt für Schritt erlauben. unternehmer 
nrw ist daher an den Überlegungen im 
Landesausschuss für Berufsbildung 
(LABB) beteiligt, wie dieses Instrument 
sinnvoll gestärkt werden kann.

 
 
 
 

  Wie wirkt sich die Corona-Pandemie auf den  
Ausbildungsmarkt aus?
Trotz der großen Herausforderungen halten die Betriebe an 
bestehender Ausbildung sehr engagiert fest. Für das aktu-
ell startende Ausbildungsjahr zeigen sich jedoch zwei Hin-
dernisse: Durch den Lockdown konnten viele der üblichen 
Veranstaltungen wie Speed-Datings zur Vermittlung von 
Bewerbern in Lehrstellen nicht stattfinden. Daher wird es 
noch schwieriger als ohnehin schon, Bewerber und Ausbilder 
zusammenzubringen. Und natürlich sind manche Betriebe 
unsicher, unter schwierigen wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen Ausbildungsplätze anzubieten.

   Was muss getan werden, damit die Betriebe  
weiter ausbilden?
Ganz wesentlich hierfür sind positive wirtschaftliche Perspek-
tiven. Impulse für Wachstum und Konjunktur sind auch die 
besten Impulse für Ausbildung. Sinnvoll ist zudem eine ge-
zielte Unterstützung der Betriebe: Das können beispielsweise 
die Förderung von Verbundausbildung sein oder finanzielle 
Hilfen für besonders von Corona betroffene Ausbildungsbe-
triebe. In den vergangenen Wochen wurden zudem viele kre-
ative Lösungen gefunden, um Vermittlungsveranstaltungen 
in „corona-taugliche“ Formate zu überführen. Das trägt dazu 
bei, dass aus angebotenen Ausbildungsplätzen auch tatsäch-
lich Ausbildung wird. 

  Warum ist Ausbildung auch und gerade jetzt wichtig?
Ausbildung ist die zentrale Quelle für den Fachkräftenach-
wuchs. Und dieser wird dringend gebraucht. Das wissen 
die Betriebe, daher haben sie in den vergangenen Jahren ihr 
Ausbildungsangebot auch massiv gesteigert. Corona ändert 
daran grundsätzlich nichts. Fachkräfteengpässe drohen in den 
kommenden Jahren die Innovations- und Wettbewerbsfähig-
keit hierzulande deutlich zu bremsen. Es sollte daher alles 
dafür getan werden, dass die Betriebe auch in schwierigen 
Zeiten wie aktuell an der Ausbildung festhalten. 

Tanja Nackmayr, 
Geschäftsführerin 
Bildungs- und 
Arbeitsmarktpolitik, 
unternehmer nrw

3 FRAGEN ZUR SACHE

„TROTZ CORONA AN  
AUSBILDUNG FESTHALTEN“

AUSBILDUNG UND QUALIFIZIERUNG
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Wie kann der Innovationstransfer weiter 
gestärkt werden – und was ist zu tun, um 
die Kooperationen zwischen Fachhoch-
schulen und Unternehmen auszubauen? 
Um diese Fragen ging es im Rahmen 
der Kooperationsveranstaltung „Inno-
vationstransfer – Erfolgsfaktor in der 
Digitalisierung“ von unternehmer nrw, 
Wirtschaftsministerium NRW und Hoch-
schulnetzwerk NRW am 17. September 
2019 mit rund 180 Teilnehmern. Deutlich 
wurde, wie wichtig es ist, die Angebote 
der Hochschulen und die Bedarfe der Un-
ternehmen transparent zu machen und 
beide Seiten durch niederschwellige 
Angebote zusammenzubringen. Viele 

gute Beispiele zeigten, dass die Koope-
ration für beide Seiten ein Gewinn ist.  

Chancen der  
Digitalisierung nutzen

unternehmer nrw setzt sich als Partner 
der Initiative „Wirtschaft und Arbeit 4.0“ 
dafür ein, gute Beispiele aufzugreifen 
und zu verbreiten. Dazu gehören die „Di-
gital Scouts“, ein Angebot aus der Re-
gion Siegen, das in die Fläche getragen 
werden soll. Eine weitere Initiative ist 
„Roberta“ des Fraunhofer IAIS, mit dem 
bisher Schülerinnen und Schüler für das 

Programmieren begeistert werden und 
das künftig auch in der Ausbildung zum 
Einsatz kommen soll. Wie dies gelingen 
kann, wurde in einem von unternehmer 
nrw mitinitiierten Workshop mit betrieb-
lichen Ausbildern bei Fraunhofer IAIS 
am 27. November 2019 ausgelotet.

Unter dem Motto „Digitalisierung ist 
Teamarbeit“ haben Landesregierung 
und Sozialpartner am 30. September 
2019 im Rahmen einer gemeinsamen 
Veranstaltung die Frage beleuchtet, 
wie die Zusammenarbeit im Betrieb 
bei der Gestaltung des digitalen Wan-
dels gelingen kann. unternehmer nrw, 

INNOVATIONS-
KRAFT VON 
NRW STÄRKEN 
 •  Digitalisierung gestalten, Chancen nutzen
 • Innovationstransfer im Blick
 • Vorrang für Innovation sichern
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DGB NRW, Wirtschaftsministerium und 
Arbeitsministerium haben mit rund ein-
hundert Teilnehmern diskutiert, welche 
Wege eingeschlagen werden sollten, 
um die Vorteile des technologischen 
Fortschritts zu nutzen und welche Rolle 
dabei zum Beispiel Qualifizierung spielt.

 
NRW als KI-Standort  
etablieren

unternehmer nrw begrüßt, dass sich die 
Landesregierung beim Thema Künstli-
che Intelligenz (KI) ehrgeizige Ziele setzt 
und sie diese mit dem Aufbau der Kom-
petenzplattform Künstliche Intelligenz 
(KI.NRW) flankiert. Der Vorstand von 
unternehmer nrw hat sich am 19. Sep- 
tember 2019 in St. Augustin über die 
Arbeit von KI.NRW informiert und Ko-
operationsmöglichkeiten ausgelotet. Be-
grüßt wurde, dass KI.NRW den Trans-
fer gerade auch in den Mittelstand sehr 
stark im Blick hat. Verabredet wurde, 
den Austausch fortzusetzen und gezielt 
Kooperationen in Branchen und Regio-
nen zu initiieren.

 
eGovernment konsequent 
ausbauen

Die Digitalisierung von Verwaltungs-
leistungen und -verfahren ist aus Sicht 
von unternehmer nrw aus zwei Grün-
den wichtig: Sie kann die Digitalisie-
rung in NRW insgesamt voranbringen 
sowie zum Bürokratieabbau beitragen 
und auch Verwaltungsverfahren ver-
einfachen und beschleunigen. Daher 
hat unternehmer nrw in einer Stellung-
nahme zum „Gesetz zur Digitalisierung 
wirtschaftsbezogener Verwaltungsleis-
tungen“ das Vorhaben, mit dem Wirt-
schaft-Service-Portal.NRW (WSP.NRW) 
eine zentrale Dienstleistungsplattform 
als digitales Zugangstor für die Wirt-
schaft zu Verwaltungsdienstleistungen 
zu schaffen, ausdrücklich begrüßt. Dazu 
sollten das Portal zügig umgesetzt und 
unternehmensrelevante Verwaltungs-

leistungen möglichst vollständig ein-
bezogen werden. Die Corona-Krise hat 
gezeigt, wie wichtig es ist, die öffent-
liche Verwaltung konsequent digital 
aufzustellen, und wie groß der Hand-
lungsbedarf dafür noch ist. Die kurzfris-
tige Einführung neuer Wege an einigen 
Stellen der Verwaltung hat gleichzeitig 
deutlich gemacht, dass einiges möglich 
ist. unternehmer nrw setzt sich dafür 
ein, die neuen digitalen Verfahren in Be-
reichen, in denen sie sich bewährt ha-
ben, nicht wieder zurückzunehmen. Sie 
müssen vielmehr in eine umfassende 
eGovernment-Strategie und deren zeit-
nahe Umsetzung einfließen.

 
ESF und EFRE als  
Impulsgeber nutzen

Die neue Laufzeit der europäischen För-
derprogramme von 2021 bis 2027 muss 
aus Sicht von unternehmer nrw genutzt 
werden, in NRW gezielte Impulse für 
Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit 
zu setzen. unternehmer nrw bringt sich 
daher intensiv in die Überlegungen ein, 
wie der Europäische Sozialfonds (ESF) 
und der Europäische Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) ab 2021 in NRW 
umgesetzt werden sollen. 

Anfang März 2020 hat unternehmer 
nrw eine Stellungnahme in die öffent-
liche Online-Konsultation zur Planung 
des künftigen ESF eingebracht und an-
gemahnt, klare Prioritäten zu setzen. Im 
Sinne eines leistungsstarken Arbeits-
marktes gilt es, Beschäftigungsfähigkeit 
zu stärken und Fachkräfte zu sichern. 

Auch die Planungen des EFRE begleitet 
unternehmer nrw als Mitglied im „Ar-
beitskreis EFRE 2021-2027“ des Wirt-
schaftsministeriums NRW intensiv. Im 
Fokus sollten hier Innovationstransfer 
und Digitalisierung stehen.

„Der Mensch muss sich ständig wandeln und 
dazulernen, um in der digitalen Transforma-
tion nicht abgehängt zu werden. ,Flexibilität‘, 
,Agilität‘ und ,Neugier‘ sind nur drei der vielen 
Buzzwords, die die vom Mensch und oftmals 
von Unternehmen geforderten Voraussetzun-
gen für den erfolgreichen Umgang mit Digita-

lisierung beschreiben. Klingt gut, aber wie genau können diese Eigenschaften erworben 
werden? Digitalisierung ist weder ein Schul- oder Studienfach, noch ein Ausbildungsbe-
ruf. Man kann sie nicht einfach erlernen, sondern muss sich auf ihre Strukturen einlassen 
und in diesen denken.“

Nina Pattison,  
CEO Albrecht Bäumer GmbH & Co. KG, 3.3.2020  www.wirtschaftsblog.nrw

KLARTEXT IM WESTEN

Das neue eGovernment-Gesetz für 
Nordrhein-Westfalen hat das Lan-
deskabinett am 5. März 2020 verab-
schiedet. Unter anderem wurde der 
Geltungsbereich des Gesetzes auf 
Schulen, Hochschulen und nahezu 
alle Landesbehörden erweitert und 
die Digitalisierung der Verwaltung soll 
beschleunigt werden. Zudem macht 
es Bürgern und Betrieben vielfältige 
Verwaltungsdaten zugänglich (Open 
Data).

eGOVERNMENT-GESETZ 
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SCHWIERIGE 
BALANCE AM 
ARBEITSMARKT
 • Arbeitsmarkt nach Corona wieder in Fahrt bringen
 •  Langzeitarbeitslose nachhaltig integrieren
 • Chancen der Fachkräfteeinwanderung nutzen

Foto: thyssenkrupp AG/thyssenkrupp.com

Nach einer langen Phase der positiven 
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt steht 
dieser durch die Corona-Pandemie vor 
neuen Herausforderungen. 

Fachkräftepotenzial nutzen

Es gilt, Beschäftigung zu stabilisieren 
und in den Bereichen, in denen sich 
bereits vor der Krise Engpässe ge-
zeigt haben, die Fachkräftesicherung 
zu stärken. Neben der Nutzung der 
Fachkräfteeinwanderung ist daher die 
Qualifizierung von Langzeitarbeitslosen 
hierzulande notwendig. 

Durch Kurzarbeit  
Beschäftigung sichern 

Die Landesvereinigung hat frühzeitig bei 
politischen Entscheidungsträgern und in 
den Gremien der Bundesagentur für Ar-
beit Regelungen für einen erleichterten 
Einsatz und Verlängerung von Kurzarbeit 
gefordert, um in Krisenzeiten Beschäfti-
gung zu sichern. In der Corona-Krise hat 
sie die Mitglieder tagesaktuell über ge-
setzliche Neuerungen und Verfahrens-
hinweise informiert sowie Einzelfallbe-
ratungen durchgeführt. Zudem wurden 
aktuelle Erfordernisse – wie zum Bei-
spiel der kürzungsfreie Hinzuverdienst 

in einem Minijob während der Kurzar-
beit – auf politischer Ebene erfolgreich 
eingebracht.

Langzeitarbeitslose  
nachhaltig integrieren

unternehmer nrw begleitet die Um-
setzung des Teilhabechancengeset-
zes weiterhin konstruktiv kritisch. Im 
Begleitgremium des Landes setzt der 
Verband sich für eine transparente Da-
tenlage ein, um mögliche Fehlentwick-
lungen sachgerecht zu identifizieren und 
ihnen entgegenzuwirken. Wichtig bleibt 
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die Einbindung der Sozialpartner in den 
Jobcenter-Beiräten. Dies unterstützt 
unternehmer nrw durch einen jährlichen 
Erfahrungsaustausch mit den Arbeitge-
bervertretern. Im Juni 2019 wurden 
hier die Erfahrungen aus verschiedenen 
Branchen und Regionen diskutiert. Als 
Erfolgsfaktoren wurden insbesondere 
das Coaching und Betreuungsangebote 
für alleinerziehende Langzeitarbeitslose 
hervorgehoben.

Chancen der Fachkräfte-
einwanderung nutzen

Der Fachkräftemangel hat sich in den 
vergangenen Jahren in vielen Bereichen 
verschärft. Daher hat sich die Landes-
vereinigung lange für eine arbeitsmarkt-
orientierte Zuwanderung eingesetzt und 
begrüßt das Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz sehr. Im Arbeitsmarktpolitischen 
Beirat der Regionaldirektion NRW der 
Bundesagentur für Arbeit fordert sie, die 
Strukturen und Prozesse gut zu koordi-
nieren, damit sie im Sinne einer service-
orientierten Vorgehensweise ineinan-
dergreifen. Gute Rahmenbedingungen 

hat das Land mit der Gründung der Zen-
tralstelle Fachkräfteeinwanderung NRW 
(ZFE) geschaffen, die als Dienstleister 
das sogenannte beschleunigte Verfah-
ren für Arbeitgeber durchführt.

KiBiz-Novelle: Neue 
Rahmenbedingungen 
umsetzen

Durch die Novelle des Kinderbildungs-
gesetzes (KiBiz), die unternehmer nrw 
von Beginn an eng begleitet hat, wur-
den längst fällige Investitionen in die 
frühkindliche Bildung und Betreuung 
getätigt. Positiv zu bewerten sind die 

zusätzlichen Mittel für Qualitätsver-
besserungen und für den Ausbau der 
Sprachförderung, was die Landesverei-
nigung bei einer Sachverständigenanhö-
rung im Landtag zum Ausdruck brachte. 
Zudem begrüßt sie insbesondere die 
Platzausbaugarantie, die bei effektiver 
Umsetzung einen wichtigen Beitrag zur 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf leis-
tet. Notwendig sind auch flexibilisierte 
Betreuungszeiten, weniger Schließtage 
und Möglichkeiten zur unterjährigen 
Aufnahme. Deutlich gemacht hat unter-
nehmer nrw, dass zur Angebotsauswei-
tung und Reduzierung der Schließzeiten 
der neue Trägeranreiz erheblich erwei-
tert werden muss. 

Rahmenbedingungen zur  
Beschäftigung verbessern

Im Rahmen der „Woche der Menschen mit 
Behinderung“ haben Arbeitgeber und Gewerk-
schaften, die Regionaldirektion der Bundesagen-
tur für Arbeit sowie die Landschaftsverbände im 
Dezember 2019 einen Aufruf zur „Ausbildung 
und Beschäftigung der Menschen mit Behin-
derung“ unterzeichnet. Damit möchten die 
Akteure erreichen, dass mehr Menschen mit 
Handicap mit ihren individuellen Fähigkeiten in 
den Arbeitsmarkt integriert werden. Vielerorts 
gelingt dies bereits erfolgreich. Ein Beispiel ist 
die Firma Flender in Bocholt, die mit zahlreichen 
Initiativen und Aktivitäten diesen Menschen eine 
Perspektive im Unternehmen bietet.

WOCHE DER MENSCHEN MIT BEHINDERUNG 2019 

Die Anzahl unbesetzter Pflichtplätze in den Unternehmen in NRW ist 
größer als die Zahl der Arbeitslosen mit Schwerbehinderung.

Hinweis: Unternehmen mit mindestens 20 Arbeitsplätzen müssen 5 Prozent der 
Stellen mit schwerbehinderten Menschen besetzen (Pflichtplätze).

58.623>47.139

Stand: 12/2019; Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Beim Betriebsrundgang durch die Firma Flender in Bocholt.

Foto:  Thomas Range

ARBEITSMARKT UND FACHKRÄFTESICHERUNG
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QUO VADIS, 
EU27?
 • Turbulente Zeiten: Corona und Brexit
 • Binnenmarkt stärken und vertiefen
 • NRW-Wirtschaft: Starkes Europa für ein  
starkes NRW

Foto: picture alliance/dpa/dpa-Zentralbild | Robert Michael

Zeitenwende in Europa: Nach der Kons-
tituierung des neuen EU-Parlaments im 
Oktober 2019 nahm auch die Europä- 
ische Kommission nach langem Tauzie-
hen ihre Arbeit auf, erstmals mit einer 
Präsidentin an der Spitze. Mit dem Ver-
einigten Königreich verließ im Januar 
2020 zum ersten Mal in der Geschichte 
ein Mitglied die Gemeinschaft. Die an-
stehenden Herausforderungen und die 
Erwartungen der Menschen sind groß. 
Nun muss die Union zeigen, dass sie 
bei allen Umbrüchen handlungsfähig ist 
und mit transparenten Entscheidungs-
prozessen einen sichtbaren Mehrwert 
für die Menschen schafft.

Corona-Herausforderungen 
gemeinsam meistern 

Kaum war das Arbeitsprogramm der 
neuen Kommission für das Jahr 2020 
veröffentlicht, standen die Europäische 
Union und mit ihr die europäische Wirt-
schaft, die Unternehmen und ihre Be-
schäftigten durch die Corona-Krise vor 
existenziellen Herausforderungen. In 
einem ersten Reflex haben die EU-Mit-
gliedstaaten mit nationalen Maßnahmen 
versucht, der Pandemie Herr zu werden. 
Dies hat sich massiv auf Liefer- und 
Wertschöpfungsketten ausgewirkt. Das 
Herzstück der EU, der Binnenmarkt, 

wurde faktisch außer Kraft gesetzt. 
Die Folge waren tagelange Lastwagen-
Staus, Binnengrenzkontrollen, Einreise-
verbote und Quarantäne-Vorschriften. 
Szenarien, die man sich in Europa nicht 
mehr vorstellen wollte. 

Umso wichtiger ist es, dass die Union 
zuletzt wieder zu gemeinsamen An-
strengungen zurückgefunden hat. Auf 
dem EU-Gipfel Mitte Juli einigten sich 
die Staats- und Regierungschefs auf 
neue Mittel für den Wiederaufbaufonds 
und über den Mehrjährigen Finanzrah-
men. Damit sendeten sie ein starkes 
Signal für die Zukunft Europas und den 



27DIE STIMME DER NRW-WIRTSCHAFT

wirtschaftlichen Wiederaufbau auf un-
serem Kontinent. Gerade NRW ist wirt-
schaftlich eng mit der EU verbunden 
und profitiert von einer schnellen Er-
holung der Wirtschaft auf europäischer 
Ebene. Auch alle kommenden Maßnah-
men müssen auf die innere und äußere 
Stärkung Europas ausgerichtet sein. Die 
Arbeitsteilung – hierzulande und interna-
tional – muss wieder funktionieren.

Die EU muss schnellstens alle Elemente 
des Binnenmarkts wiederherstellen und 
vertiefen. Zusätzliche Einschränkungen 
– insbesondere bei der Arbeitnehmer- 
mobilität – darf es nicht geben. Denn 
nach wie vor steht der bürokratische 
Aufwand für Auslandsaufenthalte durch 
die Pflicht zur Beantragung der A1-
Bescheinigung, die unterschiedlichen 
Meldevorschriften sowie die Einschrän-
kungen durch die Umsetzung der Ent-
senderichtlinie in keinem vernünftigen 
Verhältnis. unternehmer nrw hat gegen-
über der Politik immer wieder deutlich 
gemacht, dass es an dieser Stelle einer 
schnellen und deutlichen Entbürokrati-
sierung bedarf. 

NRW-Wirtschaft:  
Europapolitik vorantreiben

Noch vor dem Ausbruch der Corona-
Pandemie setzten unternehmer nrw, die 
IHK NRW und der Westdeutsche Hand-
werkskammertag (WHKT) als NRW-
Wirtschaft erstmals Impulse für „Ein 
starkes Europa für ein starkes Nordrhein-

Westfalen“. Mit dem gemeinsamen Eck-
punktepapier für die Amtszeit der neuen 
EU-Kommission werden die politischen 
Entscheidungen in der laufenden Legis-
latur intensiv begleitet. 

Mit der EU-Ratspräsidentschaft, die 
Deutschland am 1. Juli 2020 für sechs 
Monate übernahm, befindet sich das Land 
vor einer Phase mit besonderer Verant-
wortung für unseren Kontinent. Auf die 
Agenda müssen – neben der Bewältigung 
der Folgen der Corona-Krise – Themen 
wie die Umsetzung der bereits vorgeleg-
ten Industrie- und Digitalstrategie sowie 
die wachstumsfördernde Ausrichtung 
des GreenDeal. Weitere Schwerpunkte 
sollten die transeuropäischen Verkehrs-
netze, Fachkräftesicherung sowie die Ar-
beitnehmermobilität sein.

Rechtssicherheit nach Brexit

Auch die Beziehungen zwischen der EU 
und dem Vereinigten Königreich müssen 
für die Zeit nach der Übergangsfrist end-
lich rechtssicher ausgestaltet werden. Die 
NRW-Wirtschaft ist auf effiziente grenz-
überschreitende Handelsbeziehungen 
und Lieferketten angewiesen. Mit seinem 
Brüsseler Büro begleitet unternehmer 
nrw die Gesetzgebungsprozesse in der 
EU frühzeitig und kontinuierlich und ver-
tritt die NRW-Interessen mit Nachdruck. 
Gerade vor dem Eindruck der Corona-
Krise kommt es nun mehr denn je darauf 
an, politische und wirtschaftliche Rahmen-
bedingungen so zu gestalten, dass die in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Unternehmen und der eu-
ropäische Binnenmarkt gestärkt werden. 

„Es ist unbedingt notwendig, den europä-
ischen Binnenmarkt zu stabilisieren. Während 
Corona besonders in den ersten Wochen zu 
unterbrochenen Lieferketten geführt hat, ist 
der freie Handel und Warenverkehr in Wahr-
heit der beste Wachstumsmotor. Auch wenn 
die Grenzen zwischen NRW und den Bene-
luxländern weitgehend offen geblieben sind, 

muss sich Deutschland während seiner EU-Ratspräsidentschaft entschieden gegen ge-
schlossenen Binnengrenzen in Europa aussprechen.“ 

Alexander Graf Lambsdorff, Stellv. Fraktionsvorsitzender 
der FDP im Bundestag, 13.7.2020  www.wirtschaftsblog.nrw

KLARTEXT IM WESTEN
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Die wichtigsten Zielländer für Produkte aus NRW 2019

Quelle: IT.NRW

NIEDERLANDE 
20,7 MRD. EURO

FRANKREICH
16,3 MRD. EURO

USA  
12,9 MRD. EURO 

Die EU ist der weitaus größte Exportmarkt der 
NRW-Wirtschaft. Wichtigstes Zielland sind seit 
Langem die Niederlande, gefolgt von Frankreich. 
Aber auch Belgien, Spanien und Italien sind be-
deutende Handelspartner in der EU. Umso ent-
scheidender ist es für die NRW-Wirtschaft, dass 
die Folgen der Corona-Krise auch auf EU-Ebene 
so schnell wie möglich überwunden werden. 

EXPORTLAND NRW 

NRW UND EUROPA
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GELD IST  
NICHT ALLES
 • Neue Schwerpunkte in Zeiten des Wandels
 • Gewerkschaften wollen gestalten
 • M+E-Tarifabschluss unter widrigen Umständen

Foto: METALL NRW

Seit Monaten wird die Nachrichten-
lage von der weltweit grassierenden 
Corona-Pandemie bestimmt. Die kurz-
fristigen Folgen betreffen auch die 
Tarifpolitik: Zum einen erschwert es 
Verhandlungen, wenn diese nur noch 
in Klein- und Kleinstgruppen geführt 
werden können; zum anderen beein-
flusst die Unmöglichkeit, die weiteren 
Entwicklungen abzusehen, die tarifpoli-
tische Agenda.

Wenn die Corona-Pandemie eines hof-
fentlich nicht allzu fernen Tages besiegt 
sein wird, werden aber fraglos die be-
kannten, momentan in den Hintergrund 

getretenen Themen diese Agenda (wie-
der) bestimmen.

 
Massive Herausforderungen 
für die Industrie

Die Digitalisierung betrifft – mit unter-
schiedlicher Intensität und Dringlichkeit –  
alle Wirtschaftszweige. Industriell ge-
prägte Branchen wie zum Beispiel die 
Metall- und Elektroindustrie haben zu-
sätzlich die Herausforderungen der 
Energiewende und des Umstiegs auf 
alternative Antriebe zu bewältigen (so-
genannte Transformation). Alles zusam-

mengenommen ist dies auch abseits 
von Corona und den damit einherge-
henden wirtschaftlichen und finanziel-
len Langzeitfolgen ein in dieser Ballung 
historisch beispielloser Vorgang.

 
Auswirkungen auf  
Tarifpolitik

Tarifpolitische Implikationen liegen da-
bei auf der Hand: Die IG Metall hat in 
der Tarifrunde 2019/2020 für die Metall- 
und Elektroindustrie den Akzent auf die 
Transformation gelegt und auf eine be-
zifferte Entgeltforderung verzichtet: Wie 
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verändern sich Arbeitsplätze und Anfor-
derungen? Wie stellt sich ein Betrieb 
darauf ein? Gelingt es, die Beschäftig-
ten in diesem Transformationsprozess 
„mitzunehmen“, etwa über Weiter- und 
Umqualifizierungen? Diesen Prozess als 
Gewerkschaft zu begleiten beziehungs-
weise vielmehr mitzugestalten, war und 
ist der Anspruch der IG Metall. 

Es liegt auf der Hand, dass dieser Ansatz 
aufseiten der Arbeitgeber sehr kritisch 
gesehen wurde und wird, geht es hier 
doch um den Kernbereich unternehme-
rischen Handelns. Die Frage ist also, 
wie die Belegschaft (beziehungsweise 
Betriebsräte und Gewerkschaft) einbe-
zogen werden können, ohne die unter-
nehmerische Freiheit einzuschränken. 

Vor dem Hintergrund der sich überschla-
genden Ereignisse im Zusammenhang 
mit der Corona-Pandemie vertagten sich 
die Tarifvertragsparteien der Metall- und 
Elektroindustrie aber zu diesem Thema 

und sparten es in ihrem Tarifabschluss 
aus (siehe dazu Kasten auf Seite 31). 
Das Thema Transformation ist aber aus-
drücklich nicht vom Tisch und wird pers-
pektivisch wieder auf die tarifpolitische 
Tagesordnung kommen. 

Tarifthemen der Zukunft

Die Transformation ist im Übrigen nur 
eines von vielen tarifpolitischen (Zu-
kunfts-)Themen. Auffällig ist, dass die 
Tarifvertragsparteien branchenübergrei-
fend in den vergangenen Jahren neue 
Gestaltungselemente vereinbart haben, 
die (auch) der gesellschaftlichen Erwar-
tungshaltung geschuldet waren. Zu 
nennen sind hier insbesondere tarifli-
che Wahloptionen, die (bestimmten) Be-
schäftigten ermöglichen, anstelle einer 
Entgelterhöhung oder einer tariflichen 
Einmalzahlung freie Tage oder mehr Ur-
laubstage in Anspruch zu nehmen. 

 
Arbeitgeber in Zugzwang

Die weitere Entwicklung vorherzusagen 
wäre reine Spekulation. Klar ist aber, 
dass die Gewerkschaften verstärkt den 
Anspruch erheben werden, nicht nur die 
Entgelterwartungen ihrer Mitglieder zu 
bedienen, sondern deren Arbeitswelt 
mitzugestalten. Zumal dann, wenn ih-
nen ein hoher Organisationsgrad eine 
entsprechende Durchsetzungskraft ver-
leiht. Dies setzt die Arbeitgeberverbände 
unter Zugzwang, denn ein einfaches 
„Nein“ wird tarifpolitisch in die Sack-
gasse führen. 

Quellen: BDA, Gesamtmetall, Hans-Böckler-Stiftung, Institut der deutschen Wirtschaft

„Die Herausforderungen sind immens, nicht 
nur beim Wiederhochfahren der Wirtschaft. 
Die Transformationsfinanzierung für Digitali-
sierung, Nachhaltigkeit und die Modernisie-
rung der Industrie sind dabei die wichtigsten 
Aufgaben. Gerade bei der Digitalisierung 
erleben wir aktuell eine Disruption im Live-
Betrieb. Unternehmen, die sich noch nicht 

mit diesem Thema beschäftigt haben, mussten aktuell schmerzhaft erfahren, wie sie 
ohne Digitalisierung abgehängt werden.“

Dr. Andre Carls,   
Vorsitzender des Bankenverbands NRW, 29.6.2020  www.wirtschaftsblog.nrw

KLARTEXT IM WESTEN
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4.03031. März Metall- und Elektro-Industrie

Betroffene 
Arbeitnehmer 

in 1.000
Branche/Unternehmen

5531. März Telekom

80030. April Bauhauptgewerbe

15730. April Hotel- und Gaststättengewerbe Bayern

13031. Mai Deutsche Post AG

2.20031. August Öffentlicher Dienst

3030. September Lufthansa (Bodenpersonal)

60031. Dezember Gebäudereinigerhandwerk

931. Dezember T-Systems

Tarifkalender 2020

Kündigungstermine ausgewählter Tarifverträge 2020

TARIF UND ARBEITSZEIT
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Vor diesem Hintergrund sind zwei Tarif-
abschlüsse des vergangenen Kalender-
jahres erwähnenswert:

 
Tarifabschluss  
Chemische Industrie

Um Entgelterhöhungen ging es dabei 
selbstverständlich auch. Der Schwer-
punkt dieses Abschlusses liegt indes-
sen woanders: Bemerkenswert ist zum 
einen die Schaffung einer Pflegezusatz-
versicherung für alle Tarifbeschäftigten 
ohne Gesundheitsprüfung, finanziert 
durch den Arbeitgeber in Höhe von 33,65 
Euro pro Monat und Beschäftigten. Zum 
anderen ist es der Abschluss des Tarif-
vertrages „Moderne Arbeitswelt“. Ne-
ben Flexibilisierungsregelungen bei der 
Arbeitszeit und Leitplanken für mobiles 
Arbeiten sieht dieser Tarifvertrag einen 
sogenannten Zukunftsbetrag vor, der 
zunächst 9,2 Prozent eines tariflichen  
Monatsentgelts für 2020 beträgt und auf 
23 Prozent im Jahre 2022 ansteigt. 

Dieser Topf steht den Betriebsparteien 
zur Verfügung, die aus acht tariflich vor-
gegebenen Optionen mindestens zwei 
Verwendungszwecke bestimmen sollen. 
Der Mitarbeiter kann sodann seine Wahl 
aus der Vorauswahl der Betriebsparteien 
treffen. Neben der „profanen“ Auszah-
lungsmöglichkeit gibt es sieben weitere 

Verwendungszwecke wie „Geld in Zeit“ 
sowie „Sicherheit und Vorsorge“. Mit 
„Geld in Zeit“ können die Mittel des Zu-
satzbetrages für ein bestehendes Lang-
zeitkonto, für die Generierung von Frei-
stellungszeiten oder für die individuelle 
Qualifizierung verwendet werden. Der 
Bereich Sicherheit und Vorsorge ermög-
licht unter anderem, die schon genannte 
Zusatzversicherung aufzustocken, um 
sie attraktiver zu machen. 

Gestaltungsinteresse der 
Gewerkschaften
Dies klingt kompliziert und ist mit einem 
zusätzlichen administrativen Aufwand 
für die Betriebe verbunden. Passt dies 
zur lange und zu Recht erhobenen For-
derung, Flächentarifverträge müssen 

mittelstandstaugliche, das heißt einfach 
umzusetzende Regelungen beinhalten, 
die die Betriebe nicht überfordern? Das 
wird letztlich die Praxis zeigen. 

Interessant aus tarifpolitischer Sicht 
ist aber Folgendes: Der Tarifabschluss 
Chemie zeigt das gewachsene Gestal-
tungsinteresse starker Gewerkschaf-
ten abseits reiner Vergütungsfragen. Es 
ist zweifellos davon auszugehen, dass 
sich dieser Trend in den nächsten Jahren 
fortsetzen wird.

Tarifabschluss  
Kontraktlogistik

Dieser Tarifabschluss kam im Sommer 
2019 nach einem mehrjährigen Ver-
handlungsprozess zustande. Schon die 
Bezeichnung „Kontraktlogistik“ bedarf 
der Erklärung: Nach dem fachlichen 
Geltungsbereich werden solche Firmen 
erfasst, die sogenannte Kontraktdienst-
leistungen für OEM-Betriebe der Auto-
mobilindustrie und des Fahrzeugbaus, 
der Luft- und Raumfahrtindustrie und 
des Schiffbaus erbringen. Dabei han-
delt es sich um einen Teil der Wert-
schöpfungskette der Metall- und Elek-
troindustrie, der noch vor 30 Jahren 
überwiegend integraler Bestandteil der 
Unternehmen war. 

Die insbesondere seit den 1990er Jah-
ren verstärkten Outsourcing-Bestrebun-

Sicherheit und Vorsorge

Verwendungszwecke

AuszahlungGeld in Zeit

Betriebsparteien wählen aus diesen Zwecken mindestens zwei (Betriebsvereinbarung)

Langzeit-
konto

Freistellung Qualifizierung Pflegezusatz-
versicherung

Alters-
vorsorge

BUC* Gesundheit

Chemie–Tarifabschluss: Der individuelle Zukunftsbetrag

Mitarbeiter wählt aus Vorauswahl der Betriebsparteien

Produktion

Lager

Handel
Endkunde

Industrie
Rohstoffe

Aufgabenspektrum
der Kontraktlogistik

Beschaffung
Nah- und 

Fernverkehr

Mehrweg Distribution

Kontraktlogistik: So läuft es

*Berufsunfähigkeitszusatzversicherung Chemie; 
Verwendungszwecke sind abschließend im Tarifvertrag genannt; Quelle: BAVC
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M+E-Abschluss unter  
Pandemie-Bedingungen

Für rund zehn Millionen Beschäftigte 
werden in diesem Jahr Tarifverträge 
neu verhandelt. Manche sind bereits 
gekündigt, andere werden folgen. Der 
Löwenanteil entfällt dabei auf den Öf-
fentlichen Dienst (Bund, Gemeinden) 
mit 2,2 Millionen Beschäftigten und auf 
die Metall- und Elektroindustrie mit rund 
4 Millionen Beschäftigten.

Für diesen für die deutsche Volkswirt-
schaft bedeutendsten Industriezweig 
konnte im März – bereits unter dem 
Eindruck der absehbaren wirtschaftli-
chen Auswirkungen der Pandemie – in 
Nordrhein-Westfalen ein Pilotabschluss 
vereinbart werden. Dessen Zustande-
kommen war ungewöhnlich, vor allem, 
weil er in einem besonderen Verfahren 
binnen weniger Tage verhandelt und 
lange vor dem Auslaufen der Friedens-
pflicht geschlossen wurde. 

Die Tarifvereinbarung von Düsseldorf ent-
hält folgende wesentliche Bestandteile:

Der zum 31. März 2020 gekündigte 
Entgelt-Tarifvertrag wurde ohne eine 
Erhöhung der Tabellenentgelte unver-
ändert wieder in Kraft gesetzt – mit 
einer Mindestlaufzeit bis zum 31. De-
zember 2020.

Der bewährte – auf freiwilliger be-
trieblicher Basis umsetzbare – Tarif-
vertrag Zukunft in Arbeit aus dem 
Krisenjahr 2010 wurde modifiziert 
wieder in Kraft gesetzt. Unterneh-
men, die ihn anwenden, können die 
Kosten der Kurzarbeit (die tariflichen 
Remanenzkosten) ab dem ersten 
Tag der Kurzarbeit senken, wenn im 
Gegenzug eine Beschäftigungssiche-
rung vereinbart wird. 

Anstelle eines allgemeinen tarifli-
chen Zuschusses zum Kurzarbeiter-
geld vereinbarten Arbeitgeber und 
IG Metall im Solidartarifvertrag 2020 
einen betrieblichen Finanzierungs-
betrag, der zum Ausgleich oder zur 
Verminderung sozialer Härten im Fall 
von langandauernder Kurzarbeit oder 
hoher Betroffenheit durch Kurzar-
beit dient. Der Finanzierungsbetrag 
beträgt 350 Euro pro Beschäftigtem 
(Teilzeitbeschäftigte und Auszubil-
dende werden anteilig berücksich-
tigt). Die konkrete Verwendung des 
Finanzierungsbetrages ist von den 
Betriebsparteien zu regeln. Wird er 
nicht oder nur zu Teilen verwendet, 
ist er mit dem Wert des Stichtages  
1. Dezember 2020 gleichmäßig an 
die Beschäftigten auszukehren.

Außerdem wurden für das Jahr 2020 
neue Freistellungszeiten zur Kinder-
betreuung geschaffen, wenn die Kita 
oder Schule behördlich geschlossen 
ist. Dabei folgt der Tarifvertrag dem 
Prinzip der Subsidiarität in der Rang-
folge in der Form, dass insbesondere 
staatlich organisierte bezahlte Freistel-
lungszeiten vorrangig zu nutzen sind. 

Um Kurzarbeit zu vermeiden, können 
die Betriebsparteien außerdem ver-
einbaren, dass die Beschäftigten ver-
pflichtend anstelle der im Juli 2020 
fälligen tariflichen Sonderzahlung bis 
zu acht freie Tage erhalten.

Mit diesem Abschluss, dessen Ergeb-
nis bundesweit in Politik, Wirtschaft und 
Medien große Beachtung fand, haben 
die M+E-Tarifvertragsparteien in Nord-
rhein-Westfalen ihre sozialpartnerschaft-
liche Handlungsfähigkeit bewiesen. Der 
Flächentarif und seine friedensstiftende 
Wirkung haben sich in dieser schwieri-
gen Situation einmal mehr bewährt.

gen führten dazu, dass Teile der Wert-
schöpfungskette (unter anderem auch 
der Bereich Kontraktlogistik), obwohl 
weiterhin M+E-nah, sich von der M+E-
Industrie entkoppelt hatten. 

Die Folge war und ist ein Flickenteppich 
(haus-)tariflicher, tarifangelehnter und 
gänzlich tarifungebundener Betriebe. 
Damit fehlte die friedensstiftende Wir-
kung flächentarifvertraglicher Regelun-
gen. Diese (wieder) herzustellen, lag 
fraglos im ureigenen Interesse der Ar-
beitgeberseite. Dazu bedurfte es indes 
einer „Landebahn“, also eines eigenen 
Tarifwerks für diesen abgrenzbaren Teil 
der Wertschöpfungskette. Dass dies 
2019 nach einem mehrjährigen Ver-
handlungsprozess gelang, der mehrfach  
ausgesetzt worden war, ist tarifpolitisch 
zu begrüßen. 

Einheitliche Arbeitsbedingungen 
wären wünschenswert
Der neue Flächentarifvertrag Kontrakt-
logistik beinhaltet bei gleichen Grund-
entgelten wie in der M+E-Industrie 
(allerdings unter Zugrundelegung einer 
regelmäßigen wöchentlichen tariflichen 
Arbeitszeit von 37,5 Stunden) Stunden-
entgelte, die bei vergleichbaren Tätigkei-
ten 23 Prozent unterhalb der entspre-
chenden M+E-Vergütung liegen. Dieser 
Entgeltabstand zwischen M+E-Industrie 
und Kontraktlogistik wurde zudem über 
eine Laufzeit von zehn Jahren festge-
schrieben. 

Es bleibt abzuwarten, ob dieser Tarifver-
trag dazu beiträgt, einheitliche Arbeits-
bedingungen in den vorhandenen oder 
zu gründenden Betrieben der Kontrakt-
logistik zu schaffen – wünschenswert 
wäre es allemal.

Die Tarifpolitik war vor Corona im Wan-
del begriffen, sie wird es auch danach 
sein. Die große Herausforderung be-
steht dabei darin, im Rahmen eines so-
zialpolitischen Dialogs zu interessenge-
rechten und anwendungskompatiblen 
Lösungen zu gelangen. 
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Die Corona-Pandemie hat massive Aus-
wirkungen auf das Wirtschaftsgesche-
hen in Deutschland. Massive Produkti-
onsausfälle weltweit, die Unterbrechung 
von Lieferketten und behördlich ange-
ordnete Schließungen von Unternehmen 
ganzer Branchen haben zu Arbeitsausfäl-
len in bislang nicht gekanntem Umfang 
geführt.

 
Kurzarbeit hilft  
Arbeitsplätze sichern

In dieser Situation hat das personalpoli-
tische Instrument der Kurzarbeit gehol-

fen, Arbeitsplätze selbst in solchen Fäl-
len zu erhalten, in denen Betriebe ihre 
Tätigkeit zumindest vorübergehend so-
gar bis auf null herunterfahren mussten. 

Durch Einführung von Kurzarbeit wird 
sichergestellt, dass die Beschäftigten 
für die Ausfallstunden keine Vergütung 
von ihrem Arbeitgeber erhalten, sondern 
Kurzarbeitergeld von der Arbeitsagentur. 

Die Regelungen zur Kurzarbeit wurden 
angesichts der außerordentlich prekären 
Situation in unserem Land immer wieder 
verändert, um einerseits den Unterneh-
men anfallende Remanenzkosten für die 

Ausfallzeit möglichst weitgehend zu er-
sparen. Und andererseits ging es darum, 
den Beschäftigten eine finanziell trag-
bare Überbrückung des Arbeitsausfalls 
zu gewährleisten. Im Einzelnen wurden 
folgende Neuregelungen geschaffen: 

• Unternehmen erhalten für die Dauer 
der Krisenzeit eine vollständige Erstat-
tung ihrer auf das Kurzarbeitergeld ge-
leisteten Sozialversicherungsbeiträge.

• Für die Gewährung von Kurzarbeiter-
geld müssen nicht mehr 30 Prozent, 
sondern nur noch 10 Prozent der im 
jeweiligen Betrieb Beschäftigten von 
einem Entgeltausfall von mehr als  

STRESSTEST 
FÜR DIE 
SOZIALSYSTEME 
 • Kurzarbeit als Kriseninstrument
 • Kritik an der geplanten Grundrente
 • Arbeitsrecht in Zeiten der Digitalisierung 
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10 Prozent des Bruttoentgelts betrof-
fen sein.

• Kurzarbeit ist für jeden Betrieb mög-
lich, nun auch für Beschäftigte in Zeit-
arbeitsfirmen. 

• Die mögliche Bezugszeit des Kurzarbei-
tergelds ist wegen der Corona-Krise 
bis zum Jahresende von 12 auf bis zu 
21 Monate verlängert worden. 

• Für die Dauer der Krise erhalten Be-
schäftigte nach mindestens dreimo-
natiger Kurzarbeit mit einem mindes-
tens 50-prozentigen Entgeltausfall  
80 Prozent beziehungsweise, mit un-
terhaltsberechtigtem Kind, 87 Prozent 
des pauschalierten ausgefallenen Net-
toentgelts auf die Ausfallstunden (an-
sonsten: 60 Prozent bzw. 67 Prozent).

Die Kurzarbeit trug und trägt erheblich 
dazu bei, dass Arbeitsplätze auch wäh-
rend der Krisenzeit erhalten bleiben. 
Dies kann aber nicht darüber hinweg-

täuschen, dass dieses Instrument sowie 
andere staatliche Leistungen, die die fi-
nanziellen Auswirkungen der Krise über-
brücken, massive Mehrbelastungen für 
die Sozialversicherungsträger nach sich 
ziehen. Auf der anderen Seite entfallen 
durch den Arbeitsausfall in erheblichem 
Umfang Beitragseinnahmen. Es bleibt 
zu hoffen, dass dies künftig nicht zu 
einem Anstieg der Sozialversicherungs-
beiträge führen wird, der die Wirtschaft 
zusätzlich belasten würde.

 
Grundrente soll trotz  
aller Bedenken kommen

Das Bundeskabinett hat am 19. Februar 
2020 den Gesetzentwurf zur Grundrente 
verabschiedet. In den Genuss einer 
Grundrente sollen Versicherte kommen 
können, die mindestens 35 Versiche-
rungsjahre aufweisen. Für sie soll der 

auf die 35 Versicherungsjahre angefal-
lene durchschnittlich erzielte Entgelt-
punktewert verdoppelt werden, soweit 
der durchschnittliche Entgeltpunktewert 
des Versicherten bei mindestens 0,3 
Entgeltpunkten liegt. 

Mit der Verdoppelung darf ein Höchst-
wert von 0,8 Entgeltpunkten nicht 
überschritten werden; für Versicherte 
mit weniger als 35, aber mindestens 33 
Versicherungsjahren sollen etwas abge-
stufte Rentenerweiterungen gelten. Der 
so ermittelte Zuschlag wird dann pau-
schal um 12,5 Prozent gemindert. 

Nach den Berechnungen der Renten-
versicherung ergäbe sich für einen 
Versicherten, der in 35 Jahren einen 
durchschnittlichen Entgeltpunktewert 
von 0,4 Entgeltpunkten erreicht hat 
und damit derzeit eine Rentenhöhe 
von monatlich 462,70 Euro aufgebaut 

    

▪ Ein halbes Jahr nach Beginn der Corona- 
Pandemie: Wie fällt Ihr Fazit zum Kriseninstrument 
Kurzarbeit aus? 
Die Bewältigung der Corona-Krise war und ist für die Un-
ternehmen eine immense Herausforderung. Kurzarbeit hat 
sich dabei als Kriseninstrument bewährt. Es ist ein gutes 
Zeichen, dass die Unternehmen durch Kurzarbeit versu-
chen, die Beschäftigungsverhältnisse zu sichern und die Be-
legschaft in der Krise an Bord zu halten. Gleichzeitig gibt es 
naturgemäß einen sprunghaft gestiegenen Beratungsbedarf 
zur Kurzarbeit. Somit ist das Thema auch für die Verbände 
ein Kraftakt.

Positiv hervorzuheben ist, dass der Gesetzgeber sehr 
schnell in der Corona-Krise die Rahmenbedingungen für das 
Kurzarbeitergeld verbessert hat. Ich denke da insbesondere 
an die vollständige Übernahme der Sozialversicherungsbei-
träge auf das Kurzarbeitgebergeld durch die Arbeitsagentu-
ren. Dies hat vielen Unternehmen geholfen, an dieser Stelle 
Liquiditätsabflüsse zu verhindern.

  Sehen Sie trotzdem noch Bedarf für  
Nachbesserungen?
Wünschenswert ist sicherlich eine Verlängerung des Be-
zugszeitraums auch über das Jahresende hinaus. Zurzeit 
liegt dieser grundsätzlich bei 12 Monaten. In der Vergan-
genheit, zum Beispiel während der Finanzkrise, hat sich  
ein 24-monatiger Bezugszeitraum bewährt.

  Wie beurteilen Sie die Zusammenarbeit mit der  
Arbeitsverwaltung?
Die Zusammenarbeit mit den örtlichen Arbeitsagenturen 
und der Regionaldirektion NRW der Bundesagentur für Ar-
beit funktioniert hervorragend. Trotz extremer Belastungs-
spitzen hat die Arbeitsverwaltung den Informationsfluss 
sichergestellt und sehr lösungsorientiert gehandelt.

Dr. Axel Borchard, 
Geschäftsführer 
Arbeits- und Sozial-
recht/Betriebliche 
Altersversorgung, 
unternehmer nrw

3 FRAGEN ZUR SACHE

„KURZARBEIT HAT SICH IN 
DER KRISE BEWÄHRT“

ARBEITS- UND SOZIALRECHT
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hätte, mit dem Zuschuss durch die  
Grundrente eine monatliche Renten-
höhe von 867,56 Euro.

Auf die Grundrente soll Einkommen des 
Versicherten angerechnet werden: Die 
volle Grundrente soll es bis zu einem 
monatlichen Einkommen in Höhe von 
1.250 Euro für Alleinstehende und 
1.950 Euro für Eheleute geben. Hö-
heres Einkommen kann zum Wegfall 
des Grundrentenanspruchs führen. Zur 
Überprüfung des Einkommens soll eine 
Abstimmung zwischen Rentenversiche-
rung und Finanzamt erfolgen. 

Diese Überlegungen zur Einführung ei-
ner Grundrente haben zu erheblichen 
Diskussionen geführt. Massive Kritik ist 
nicht nur vonseiten der Unternehmens-
verbände, sondern auch von der Ren-
tenversicherung geäußert worden. Die 
Kritik bezieht sich vor allem auf folgende 
Aspekte:

• In einer ordnungspolitisch nicht trag-
fähigen Weise wird das in der Ren-
tenversicherung bewährte Äqui-
valenzprinzip verletzt, wonach die 
Rentenhöhe maßgeblich von dem 
Volumen der eingezahlten Beiträge 
abhängt.

• Nicht selten kann sich die Situation 
ergeben, dass Versicherte auch mit 
Bezug einer Grundrente unterhalb 
des Grundsicherungsniveaus bleiben. 
Die Folge: Zur Ermittlung der Grund-
rente würde eine Einkommensüber-
prüfung seitens der Rentenversiche-
rung erfolgen, im Nachhinein eine 
Bedürftigkeitsüberprüfung seitens 
der Sozialämter zur Überprüfung des 
erweiterten Grundsicherungsniveaus.

• Der von der Bundesregierung an-
gesetzte Mehrbetrag von etwa 1,4 
Milliarden Euro im ersten Jahr ist 
angesichts von etwa 1,4 Millionen 
Berechtigten sehr zu hinterfragen, 
ergäbe sich doch im Schnitt nur eine 
Rentensteigerung von etwa 1.000 
Euro im Jahr beziehungsweise 85 
Euro im Monat. Hier muss von einer 

höheren finanziellen Belastung der 
Rentenversicherung ausgegangen 
werden. 

• Die Rentenversicherung hat bereits 
sehr plausibel darauf hingewiesen, 
dass die Einkommensüberprüfung 
zum angesteuerten Termin 1. Januar 
2021 in keiner Weise umgesetzt wer-
den kann. Grund ist, dass eine enge 
Abstimmung mit den Finanzämtern 
erfolgen muss, die so kurzfristig nicht 
sicherzustellen ist.

Als Fazit bleibt: Die Grundrente erweist 
sich als ungerecht, unpraktikabel und 
für die vermeintlichen Gewinner – also 
die Bezieher einer Grundrente – eher 
enttäuschend. 

 
Arbeitsrecht und die  
Auswirkungen der  
Digitalisierung

Für die Unternehmen erlangt die Digitali-
sierung eine immer größere Bedeutung. 
Es geht nicht mehr um das „Ob“, son-
dern um das „Wie“. 

Dies betrifft auch die Betriebsratsarbeit, 
und die Rechtsprechung muss diesem 
dementsprechend Rechnung tragen. 
Unter anderem steht hier das Mitbe-
stimmungsrecht gem. § 87 Abs. 1 Nr. 6 
BetrVG im Fokus. Entgegen dem Geset-

BERECHTIGTE
Für die geplante Grundrente gäbe es 1,4 Millionen Berechtigte. Dass der von 
der Bundesregierung angesetzte Mehrbetrag für die Rentenversicherung von 
etwa 1,4 Milliarden Euro im ersten Jahr da tatsächlich ausreicht, ist sehr zu 
hinterfragen.

1,4 MIO.

zeswortlaut geht das Bundesarbeitsge-
richt (BAG) immer noch davon aus, dass 
ein Mitbestimmungsrecht bereits dann 
besteht, wenn eine technische Einrich-
tung für die Verhaltenskontrolle „geeig-
net“ ist. Dies erweist sich zunehmend 
als Innovationsbremse. 

Denkt man daran, wie die Betriebs-
verfassung für die Digitalisierung fit 
gemacht werden kann, so geht es ins-
besondere um Online-Betriebsratswah-
len, Video-Betriebsratssitzungen und 
-Sprechstunden oder Video-Betriebs-
versammlungen. In der Corona-Krise ist 
eine Virtualisierung der Betriebsratsar-
beit nunmehr befristet bis zum 31. De-
zember 2020 durch eine entsprechende 
Änderung der einschlägigen Bestim-
mungen des Betriebsverfassungsge-
setzes ermöglicht worden. Dies sollte 
über das vorgesehene Befristungsende 
hinaus fortgeschrieben werden. 

 
Arbeitszeitgesetz  
an Arbeitswelt 4.0  
anpassen

Viele Bestimmungen des Arbeitszeitge-
setzes (ArbZG) passen nicht mehr in die 
Arbeitswelt 4.0. Dies gilt beispielsweise 
für die Regelung des § 5 ArbZG, wo-
nach der Arbeitnehmer nach Ende der 
Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhe-

ARBEITS- UND SOZIALRECHT
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Verstärkte Digitalisierung im Unternehmen

Rationalisierung

Umstellung der Geschäfte / des Geschäftskonzepts

Keine

Suche nach neuen Lieferanten für Vorprodukte / Dienstleistungen

Sonstige

Worauf es für Betriebe jetzt ankommt

Angesichts ihrer Corona-Erfahrungen ergreifen so viel Prozent der Betriebe diese 
betrieblichen Maßnahmen

35 %

34 %

28 %

18 %

9 %

19 %

zeit von mindestens elf Stunden haben 
muss. Dies gilt zum Beispiel auch dann, 
wenn der Arbeitnehmer etwa um 22 Uhr 
noch ein kurzes dienstliches Telefonat 
(beispielsweise mit einem Geschäfts-
partner in den USA) führt. 

Auf der Grundlage der europäischen 
Vorgaben bedarf es hier dringend einer 
Flexibilisierung. Dabei geht es keines-
falls um eine Entgrenzung der Arbeits-
zeit, sondern die Anpassung an die mo-
dernen Gegebenheiten. Nicht in diese 
„neue Welt“ passt hier die sogenannte 
Stechuhr-Entscheidung des EuGH. Die 
vom EuGH angenommene Verpflich-
tung des Arbeitgebers, die Arbeitszeit 
der Arbeitnehmer vollständig zu erfas-
sen, lässt sich rechtlich in keiner Weise 
begründen. Sie darf keinesfalls eilfertig 
in das deutsche Recht transformiert 
werden.

Neue Bürokratie beim 
Urlaubsrecht

Nach deutschem Recht verfielen Ur-
laubsansprüche grundsätzlich am En-
des eines Kalenderjahres, wenn sie 
von den Beschäftigten nicht geltend 
gemacht oder aus Rechtsgründen ins 
Folgejahr übertragen wurden. Bisher 
war der Arbeitgeber nicht verpflichtet, 
die Beschäftigten zur Urlaubsnahme 
aufzufordern. 

Nunmehr verlangt der EuGH und ihm 
folgend das BAG vom Arbeitgeber, 
dass er die Arbeitnehmer ausreichend 
und umfassend über den Umfang sei-
nes Urlaubs und dessen möglichen 
Fortfall zum Jahresende unterrichtet. 
Ohne entsprechende Unterweisung 
der Beschäftigten kann deren Urlaub 
nicht zum Jahresende verfallen. Die von 

der Rechtsprechung neu geschaffenen 
Obliegenheitspflichten stellen die Ar-
beitgeber vor erhebliche bürokratische 
Herausforderungen.

Das deutsche Urlaubsrecht hat sich in 
den vergangenen Jahrzehnten erheb-
lich gewandelt. Dazu trugen auch ver-
schiedene EuGH-Urteile bei. Der Anpas-
sungsprozess war und ist nach Meinung 
von Rechtsexperten wie etwa dem Pas-
sauer Arbeitsrechtler Frank Bayreuther 
keineswegs „frei von Irrläufern und wird 
teils auch als schmerzhaft empfunden“.

Ob sich am Ende das Urlaubsrecht ins-
gesamt positiv weiterentwickelt und 
zeitgemäßer wird, darf in Anbetracht 
der unterschiedlichen Systematik und 
unzureichenden Abstimmung des deut-
schen und europäischen Urlaubsrechts 
und den weit über das deutsche Bun-
desurlaubsgesetz hinausgehenden ar-
beitgeberseitigen Verpflichtungen be-
zweifelt werden.

 
Restrukturierung und  
Betriebsänderung – neue 
Rechtsunsicherheit

Die Begleitung der Unternehmen bei 
Planung, Durchführung und Abschluss 
von Interessenausgleich und Sozial-
plan sowie die Vorbereitung etwaiger 
Massenentlassungsverfahren sind von 
besonderer Bedeutung. Die Durchfüh-
rung eines rechtssicheren Massen-
entlassungsverfahrens ist indes kaum 
möglich. Die Vorgaben des EuGH und 
die nationalen gesetzlichen Regelungen 
passen schlicht nicht zusammen.

Die hierdurch ausgelöste Rechtsunsi-
cherheit ist nicht zu akzeptieren. Der 
Gesetzgeber ist dringend aufgefordert, 
das Massenentlassungsrecht zu refor-
mieren. Für die Unternehmen sollten 
neue Rahmenbedingungen geschaffen 
werden, die von einem rechtstreuen 
Rechtsanwender „tatsächlich“ umge-
setzt werden können.Quelle: 3. DIHK Blitzumfrage Mai 2020
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WIRTSCHAFT 
IM FOKUS
 • Sorge um Wettbewerbsfähigkeit
 • Halbzeitbilanz der Landesregierung
 • Corona-Krise beherrschendes Thema 2020

Wenige Tage vor dem Unternehmertag 
Nordrhein-Westfalen am 4. Juli 2019, 
zu dem der Verband die Vorsitzende der 
CDU Deutschlands, Annegret Kramp-
Karrenbauer, eingeladen hat, moniert 
NRW-Unternehmerpräsident Arndt 
Kirchhoff in einem Gastbeitrag für die 
Rheinische Post, die politische Großwet-
terlage in Deutschland bereite ihm an-
gesichts des erlahmenden Aufschwungs 
Sorgen. Im derzeitigen ökologischen 
Mainstream falle es derzeit schwer, 
sachlich und differenziert zu diskutieren. 

Auf dem Unternehmertag in Düsseldorf 
legt Kirchhoff vor 500 Repräsentanten 

aus Wirtschaft, Politik, Gesellschaft 
und zahlreich vertretenen landespoli-
tischen Korrespondenten noch einmal 
nach: „Die Umverteilungspolitik der 
vergangenen Jahre geht bereits jetzt 
zu Lasten von Zukunftsinvestitionen in 
Bildung, Innovationen, Digitalisierung 
und Verkehrsinfrastruktur“, zitiert ihn 
anderntags die Rheinische Post. „Un-
sere internationale Wettbewerbsfähig-
keit steht auf dem Spiel“, schreibt das 
Westfalenblatt. „Das ist eine Sozialpo-
litik, die den Generationenvertrag und 
damit die Akzeptanz der Rentenversi-
cherung aufs Spiel setzt“, steht in der 
Westdeutschen Zeitung. 

Ende August wird Kirchhoff in den ZDF-
Talk „maybrit illner“ eingeladen, wo er mit 
FDP-Chef Christian Lindner, der Grünen-
Co-Vorsitzenden Annalena Baerbock, 
dem Journalis ten Ranga Yogeshwar, der 
DIW-Ökonomin Claudia Kemfert und dem 
Starkoch Nelson Müller über das Thema 
„Der Regen wald brennt – zerstört unser 
Konsum den Planeten?" diskutiert. 

Weil die NRW-SPD im September eine 
Neuausrichtung ihrer Politik ankündigt, 
nach der sie unter anderem künftig höhere 
Steuern für Reiche, die Abschaffung des 
Hartz IV-Systems zugunsten einer neuen 
Grundsicherung und zwölf Euro Mindest-

Foto: unternehmer nrw 
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lohn fordert, warnt Hauptgeschäftsführer 
Luitwin Mallmann in der Westdeutschen 
Allgemeinen Zeitung vor einem Linksruck. 
Die SPD bleibe die Antwort schuldig, mit 
welchen Ideen sie NRW im Wettbewerb 
der Wirtschaftsstandorte weiter nach vorn 
bringen und so Wohlstand und Arbeits-
plätze sichern wolle.

 
Neues Industriepolitisches 
Leitbild begrüßt

Als sich Ende September die Landes-
regierung mit Arbeitgebern, Gewerk-
schaften und Kammern auf ein neues 
Industriepolitisches Leitbild verstän-
digt, begrüßt Präsident Kirchhoff das 
Papier bei einem gemeinsamen Auf-
tritt vor der Landespressekonferenz 
mit Wirtschaftsminister Pinkwart als 
„starkes Signal für die Zukunftsfähig-
keit des Landes Nordrhein-Westfalen“. 
Der neue Landesentwicklungsplan der 
Landesregierung etwa schaffe jetzt bes-
sere Voraussetzungen für industrielles 
Wachstum und zügigere Verfahren un-
ter Berücksichtigung der Natur.

Anfang November unterstützt Kirchhoff 
den Kabinettsbeschluss zur Ruhr-Kon-
ferenz. In der WAZ bezeichnet er ihn 
als „wichtiges Etappenziel“. Kernher-
ausforderung für das Ruhrgebiet bleibe 
die Stärkung seiner wirtschaftlichen Zu-
kunftsfähigkeit.

 
Bürokratieabbau endlich 
voranbringen

Zur Mitte der Legislaturperiode in NRW 
präsentiert der Unternehmerpräsident 
im Dezember vor der Landespressekon-
ferenz ein wirtschaftspolitisches Papier 
von unternehmer nrw. Für die erste Halb-
zeit ihrer Amtszeit bescheinigt Kirchhoff 
der Landesregierung, für eine deutlich 
positivere wirtschaftliche Grundstim-
mung im Land gesorgt zu haben. Aller-
dings habe es die Landesregierung trotz 
gegenteiliger Ankündigungen bisher ver-

säumt, rigide umweltpolitische Regeln 
der abgewählten rot-grünen Landesre-
gierung wieder abzuschwächen. Vor al-
lem Genehmigungsverfahren dauerten 
hierzulande immer noch zu lange.

Im Jahreswechsel-Interview mit der 
Westfalenpost bekräftigt Kirchhoff seine 
Kritik: „Zwar ist man beim Bürokratieab-
bau ein gutes Stück vorangekommen, 
doch an den umweltpolitischen Allein-
gängen hat sich in NRW gegenüber 
der Vorgängerregierung kaum etwas 
geändert“, sagt er. Mit Blick auf das 
Jahr 2020 meint er, es rumple zwar in 
der Wirtschaft, aber er rechne nicht mit 
einem Absturz und hoffe auf Licht Ende 
des Jahres 2020.

Ende Januar wird der NRW-Unter-
nehmerpräsident ein weiteres Mal zu 
„maybrit illner“ eingeladen. Dieses 
Mal diskutiert er mit der Klimaaktivistin 
Carla Reemtsma, Bundesminister Pe-
ter Altmaier, dem Autor Frank Schät-
zing und BDEW-Hauptgeschäftsführe-
rin Kerstin Andreae über das Thema 
„Grüne Wirtschaft, rote Zahlen – Klima 
gerettet, Jobs weg?“.

Als ebenfalls Ende Januar der Bundes-
vorsitzende der Christlich-Demokrati-

schen Arbeitnehmerschaft, Karl-Josef 
Laumann, der von der Bundesregierung 
eingesetzten Mindestlohnkommission 
vorwirft, einen schlechten Job zu ma-
chen, erwidert Hauptgeschäftsführer  
Luitwin Mallmann in einem Gastbeitrag 
für Handelsblatt online. Er warne vor 
einem direkten Eingriff der Politik in die 
Tarifautonomie. Wer die demokratisch be-
schlossene Geschäftsordnung der Kom-
mission aufbrechen wolle, „möchte sie 
wohl eher mit Brechstangenpolitik zum 
Büttel politischer Ambitionen machen“.

 
Kommunalpolitik  
und Wirtschaft

Beim traditionellen Aschermittwochs-
Pressegespräch legt Präsident Kirchhoff 
im Februar ein wirtschaftspolitisches Pa-
pier zur Kommunalwahl 2020 vor. „Die 
Bedeutung der Kommunalpolitik für die 
Wirtschaft wird völlig unterschätzt“, 
betont er vor etwa 20 Journalisten im 
Hanns-Martin-Schleyer-Saal des Ver-
bandshauses von unternehmer nrw. 
Zudem äußert sich Kirchhoff sowohl zu 
aktuellen bundes- und landespolitischen 
Fragen als auch zu den wirtschaftspoliti-
schen Auswirkungen der Ende Februar 
bereits aufziehenden Pandemie.

„Was kommt durch Corona auf uns zu, kön-
nen wir das bewältigen, was bedeutet das für 
Deutschland und für Europa? Gerade Europa 
wird ein großes Thema werden. Wir werden 
in Europa investieren müssen. Nicht nur aus 
Solidarität, sondern auch aus Eigennutz. Denn 
an wen werden wir unsere Waren verkaufen, 
wenn die Länder um uns herum nicht mehr 

vom Boden auf die Füße kommen? Was bringt es uns, wenn wir die Krise überstehen, 
aber unsere Nachbarn nicht? Wir werden eine neue Idee benötigen von Europa. Gesell-
schaftlich, wirtschaftlich, politisch und auch finanziell.“

Markus Gürne, Leiter der ARD-Börsenredaktion und Mode-
rator des ARD-Wirtschaftsmagazins Plusminus, 20.4.2020  www.wirtschaftsblog.nrw
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Die Corona-Krise wird schnell zum alles 
beherrschenden Thema der Verbands-
kommunikation von unternehmer nrw. 
Mehrfach bewertet der Verband im 
März und April in den Medien die po-
litischen Entscheidungen insbesondere 
der NRW-Landesregierung zur Eindäm-
mung der Pandemie, zeigt Verständnis 
etwa für Kita- und Schulschließungen 
sowie von Hotels und Gaststätten. Zu-
gleich lobt unternehmer nrw die mas-
siven Finanzhilfen für kleine und mit-
telgroße Unternehmen. Als sich die 
Infektionszahlen bessern, unterstützt 
Unternehmerpräsident Kirchhoff in 
zahlreichen Statements in Presse, Funk 
und Fernsehen die Bemühungen der 
Landesregierung, die Einschränkungen 
wieder zu lockern.

 
Corona-Pandemie:  
Industrie braucht  
verlässliche Politik

Im Interview mit dem Berliner Tages-
spiegel erklärt er Ende April, es gehe 
jetzt darum, die Wirtschaft so schnell 
wie möglich wieder in Schwung zu brin-
gen und fordert die Politik zu verlässli-
chen Zeitplänen und planbaren Perspek-
tiven für die Unternehmen auf.

Wie im Tagesspiegel lobt Kirchhoff An-
fang Mai im Interview mit dem Kölner 
Stadt-Anzeiger erneut das Krisenmana-
gement von Bundes- und Landesregie-
rung. Kritik indes übt er an der Entschei-
dung der Politik, das Kurzarbeitergeld 
aufzustocken. Diese Maßnahme ent-
zöge Unternehmen dringend nötige Li-
quidität, gefährde so Arbeitsplätze und 
leere zudem die Rücklagen der Bundes- 
agentur für Arbeit. Er plädiere für Nothil-
fen für besondere Härtefälle.

In einem Interview mit dem Handels-
blatt lobt der NRW-Unternehmerprä-
sident die Zusammenarbeit zwischen 
Wirtschaft und Politik bei der Bewälti-
gung der wirtschaftlichen Auswirkungen 
der Pandemie. Der Austausch sowohl 

im Bund als auch im Land sei noch nie 
so eng gewesen.

Im Mai wird Kirchhoff von der Landes-
pressekonferenz in den Landtag eingela-
den, um mit seiner Einschätzung zu den 
wirtschaftlichen Auswirkungen der Pan-
demie in NRW Stellung zu nehmen. Die 
Neue Westfälische schreibt anderntags 
über „eine ökonomische Lehrstunde, 
die Kirchhoff da gab“. Mit Blick auf das 
angekündigte Konjunkturpaket, zitie-
ren ihn die Westfälischen Nachrichten, 
müssten die nächsten Schüsse wegen 
der Kaufanreize sitzen. 

In einem Gastbeitrag für die Rheini-
sche Post legt der Präsident noch ein-
mal nach. Das Land brauche starke 
Werkzeuge mit großer Hebelwirkung. 
Es sei jetzt weder die Zeit für ideolo-
gische Verteilungsdebatten noch für 
wirtschaftspolitische Prinzipienreiterei. 
Im Gespräch mit der Westfalenpost im 
Juni gibt sich Kirchhoff optimistisch, 
dass das Konjunkturpaket der Bundesre-
gierung funktionieren könne. Er habe al-
lerdings Zweifel, ob die Konsum-Anreize 
durch die Senkung der Mehrwertsteuer 
ausreichen.

 
NRW-Regionalranking

Ende Juni tritt Kirchhoff ein weiteres 
Mal vor die Landespressekonferenz – 
dieses Mal zusammen mit dem Ge-
schäftsführer des Instituts der deut-
schen Wirtschaft, Dr. Hubertus Bardt. 
Gemeinsam stellen sie eine von unter-
nehmer nrw in Auftrag gegebene NRW-
Regionalstudie vor, die die Standortquali-
tät von fast 400 Kommunen des Landes 
vergleicht und wichtige regionale Unter-
schiede herausstellt. Die Westfalenpost 
zitiert den Präsidenten anderntags, die 
Studie sei mit Blick auf die Kommunal-
wahlen am 13. September ein Aufruf, 
lokal wieder stärker die Wirtschaftspoli-
tik in den Mittelpunkt zu rücken. Kluge 
Kommunalpolitik könne sehr wohl den 
Unterschied machen.

Zum Industriepolitischen Leitbild (26.9.2019)

Zur Halbzeitbilanz der Landesregierung (2.12.2019) 

Zur Corona-Krise (19.5.2020) 

Zur NRW-Regionalstudie des IW (23.6.2020) 

VIERMAL ZU GAST IN DER  
LANDESPRESSEKONFERENZ NRW

Fotos: unternehmer nrw 
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Herr Kirchhoff, wie stark treffen die Coro-
nafolgen Ihr Unternehmen – das in aller
Welt tätig ist?
Wir haben natürlich auch die Einbrüche.
Wenn die amerikanischen und die euro-
päischen Werke stehen, dann dreht sich
bei uns kein Rad. Doch ganz geschlossen
warenwir nie, dawir nochTeile für chine-
sische Kunden produziert haben. Aber
das waren eben nur zehn Prozent.

Ist das bedrohlich für die Firma?
Wir sind gut aufgestellt und gut finan-
ziert undkönnenziemlich langedurchhal-
ten.Was uns imAugenblick Sorgemacht,
ist der Zustand der Lieferanten und der
Lieferketten. Hoffentlich sind alle fit ge-
nug, um das zu überstehen.

Sieht es danach aus?
ImMoment ja.Wir kaufen und verkaufen
als deutsche Wirtschaft insgesamt deut-
lich mehr als die Hälfte unserer Waren
und Dienstleistungen in Europa und sind
deshalb von gesunden Zulieferern und
Partner abhängig und von einem rei-
bungslosen Verkehr über die Grenzen.

Das hat nicht geklappt in der EU.
Ich habe die Hoffnung, dass wir aus Feh-
lern lernen und besser werden durch die
Pandemie. Es geht natürlich nicht, dass
Piloten, Lkw-Fahrer oder sogar ganze Fa-
briken mehr oder weniger beliebig von
örtlichen Behörden in Quarantäne ge-
steckt oder geschlossen werden.

Haben Sie solche Erfahrungen gemacht?
Ein Landrat in Portugal hat in unserem
dortigen Werk die Arbeit untersagt, und
im ungarischen Werk durften slowaki-
sche Pendler nicht über die Grenze und
zur Arbeit kommen. Das ist nicht schön
und alles in allem ein großer Stresstest.
Bislang ist es gut gegangen, die Lieferket-
ten sind brüchig, haben aber gehalten.

Und jetzt läuft die Produktion wieder an?
Ja, in dieser Woche geht es an den meis-
ten Standorten los, auch in Turin. Und es
ist schön zu sehen, wie sich die Leute auf
die Arbeit freuen nach diesen sehr belas-
tendenWochen.

Wie ist die Situation in China?
Wir haben dort drei Fertigungsstandorte,
und die produzieren bereits wieder auf
einem Niveau von rund 90 Prozent. Da-
ran können wir uns orientieren: Wenn
wir so schnell aus demSchlimmsten raus-
kommen wie China, dann würden wir
mit einem blauen Auge davonkommen.

Was ist mit den USA?
Die stecken nochmittendrin undmachen
uns die meisten Sorgen. Die Unzuläng-
lichkeiten des Gesundheitssystems wer-
den jetzt deutlich, unddas politischeHan-
deln in einem anderen Gesellschaftssys-
tem. Die Amerikaner kümmern sich eben
nicht so um die Menschen wie wir in Eu-
ropa.Wir habenKurzarbeitergeld und an-
dere Unterstützungsmöglichkeiten für
Leute in Not, die USA nicht. Deshalb
sind die Amerikaner aber auch noch viel
abhängiger von einer schnellerenWieder-
öffnung derWirtschaft als wir.

Erwarten Sie am kommenden Donnerstag
Öffnungsschritte, wenn die Ministerpräsi-
dentenwiedermit der Bundesregierung be-
raten?
Bei allen weiteren Maßnahmen muss die
Politik berücksichtigen, dass für die Un-
ternehmen verlässliche Zeitpläne aufge-
stellt und planbare Perspektiven aufge-
zeigt werden. Gerade für Gastronomie
undHandel ist die Lagebesonders drama-
tisch. Immerwieder neue kurzfristigeÄn-
derungen von Auflagen oder Einschrän-
kungen wären jedoch extrem schädlich
und insbesondere in der Industrie nicht
umsetzbar. Das muss unbedingt vermie-
den werde. Ich hoffe, dass wir Schritt für
Schritt weiterkommen.

Und wenn nicht?
Bei allen Lockerungen dürfen wir unser
Gesundheitssystem nicht überfordern.
Die Gesundheit der Menschen geht vor.
Aber Menschen werden auch krank, weil

sie von Insolvenz oder Arbeitslosigkeit
bedroht sind.

Braucht es parallel zur schrittweisen Öff-
nung Konjunkturprogramme?
Das hängt vom Verbraucher ab und den
Unternehmen. Wird Geld ausgegeben
oder haben alle Angst vor der Zukunft
und sparen?Wir sprechen derzeitmit der
Politik über Kaufanreize und Investitio-
nen.

Was schwebt Ihnen vor?
Es geht darum, die Wirtschaft so schnell
wie möglich wieder in Schwung zu brin-
gen. Dann generiert der Staat auch hö-
here Steuereinnahmen und die Sozialkas-
sen füllen sichwieder.Wenn derKonsum
nicht in Schwung kommt, dann kannman
nachhelfen. Vielleicht mit Gutscheinen
für die Verbraucher. Doch wir brauchen
auch mehr öffentliche Investitionen.

Was ist mit den Investitionen der Firmen?

Es gibt dafür derzeit überhaupt keine An-
fragen, kein Unternehmer baut eine
Halle oder kauft Maschinen. Mindestens
bis zumHerbst wird nicht viel passieren,
weil die Firmen erst wieder auf die Beine
kommenmüssenunddasGeld zurückhal-
ten. Deshalb sollten wir die staatlichen
Investitionen deutlich erhöhen.

Gibt es keine Grenzen mehr für das Geld-
ausgeben? Ende letzte Woche hat die Poli-
tik nachgelegt und zehnMilliarden für das
Gastgewerbe, Arbeitslose und Kurzarbei-
ter beschlossen.
Insgesamt ist das Krisenmanagement der
Politik in Bund und Land hervorragend.
Da schaut die Welt staunend nach
Deutschland. Doch wir müssen jetzt
auch aufpassen. Beim Kurzarbeitergeld
dürfenwir nicht die Sozialkassenüberfor-
dern. Die sind schneller leer als uns lieb
ist. Meine Sorge ist, dass den Unterneh-
men jetzt mehr Liquidität entzogen wird,
weil sie dasKurzarbeitergeld vorfinanzie-
renmüssen. Besserwäre es gewesen, hät-
ten sich die Hilfen noch mehr auf echte
Notfälle beschränkt. Es wäre jetzt mal an
der Zeit, dass wir Politik ohne Geld ma-
chen. Irgendwann ist die Kasse leer.

Wie funktioniert Politik ohne Geld?
Bürokratie abbauen, Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren beschleunigen,
Perspektiven schaffen. Das wären jetzt
gute Signale, die dieWirtschaft brauchen
könnte. Die Unternehmen brauchen Pla-
nungssicherheit und Projekte, die Mut
machen und gut sind für die Stimmung.

Was haben Sie im Blick?
Zum Beispiel Digitalisierung. Es ist doch
toll, wie das jetzt einen Schub bekommt.
Wir gewöhnen uns an Videokonferenzen
und müssen nicht so viel reisen. Das ist
auch gut für das Klima. Jetzt sollten wir
mehr Speed machen beim Netzausbau.
Wir haben aber auch noch die Energie-
und die Mobilitätswende vor der Brust.
Alle Zukunftsthemen sollten bald wieder
auf die Tagesordnung. Das zeigt dann
den Menschen, dass es weitergeht.

Hätten Sie gerne eine Abwrackprämie für
die Autoindustrie?
Nein, keine Abwrackprämie, aber einen
Kaufanreiz für klimafreundlichereAutos,
auch für moderne Dieselfahrzeuge sowie
junge Gebrauchte. Wir müssen jedoch
vor allem auf die Wirtschaft als Ganzes
schauen – und baldwieder die Lokale öff-

nen, damit das soziale Leben wieder in
Fahrt kommt.

Wie stark verändert die Pandemie dieGlo-
balisierung?
Vielleicht bekommenwir eineNeujustie-
rung. Globalisierung bleibt wichtig, vor
allem für die deutsche Industrie, die über-
all in der Welt produziert. Wir haben in
die Märkte investiert, unser Know-how
eingebracht und Arbeitsplätze geschaf-
fen, sodass die Menschen dort Wohl-
stand aufbauen und dann wiederum un-
sere Produkte kaufen. Aber es geht auch
um Nachhaltigkeit. Muss ich wirklich je-
des Produkt aus den entferntesten Ecken
der Welt holen? Klar ist aber auch: Wir
werden weiterhin viele Rohstoffe impor-
tieren und haben auch deshalb ein großes
Interesse an einem offenenWelthandel.

Bekommen die Protektionisten nicht Auf-
wind durch Corona?
Ich rechne eher mit dem Gegenteil. Es
könnte sein, dass die Coronakrise zu ei-
nem Umdenken in den USA führt: Ab-
schottung hat große Nachteile, das mer-
ken auch die Amerikaner. Eine Pandemie
kann nur global bekämpft werden.

Sie haben das Kirchhoff-Werk in Turin er-
wähnt. Wie nehmen Sie die Stimmung in
Italien wahr?
Wie bei uns und in vielen Ländern gibt es
auch in Italien nationalistische Parteien,
die populistisch agieren und hetzen. Die
Leute, mit denen wir zu tun haben und
die für uns arbeiten in Italien, die denken
ganz anders. Klar ist aber auch: Die Italie-
ner brauchen Zuversicht und Perspektive
und Hilfe.

Tun wir genug?
Jetzt müssen wir helfen, und das wird
Deutschland Geld kosten, keine Frage.
Doch Europa ist uns das wert. Es kann
nicht sein, dass man uns wie nach der Fi-
nanzkrise das Image des Krisengewin-
ners anheftet. Deutschland kann und
wird helfen.

— Das Gespräch führte Alfons Frese.

KARRIERE
Arndt Kirchhoff, 1955 in
Essen geboren, ist ge-
schäftsführender Gesell-
schafter der Kirchhoff
Gruppe. Der Wirtschafts-
ingenieur engagiert sich
in diversen Verbänden:
Kirchhoff ist Arbeitgeber-
präsident in Nord-
rhein-Westfalen, Vizeprä-
sident der Bundesverei-
nigung der Arbeitgeber-
verbände und des Ver-
bandes der Autoindus-
trie sowie Präsidiums-
mitglied des BDI. Den
Corona-Tarifabschluss
mit der IG Metall hat
Kirchhoff ausgehandelt.

UNTERNEHMEN
Die Kirchhoff-Gruppe
mit Sitz in Iserlohn
kommt als Autozuliefe-
rer und Werkzeugherstel-
ler mit etwa 14000 Mit-
arbeitern auf einen Um-
satz von rund 2,4 Milliar-
den Euro. Das Unterneh-
men betreibt 30 Werke
auf drei Kontinenten.

ANZEIGE

Berlin - Schon morgen könnten Apple
und Google Entwicklern ihre Schnitt-
stelle zur Programmierung von Co-
rona-Warn-Apps zur Verfügung stellen.
Dies hatte Apple-Chef Tim Cook in ei-
nemGesprächmit EU-Binnenmarktkom-
missar Thierry Breton in Aussicht ge-
stellt. Zudem hatten beide Unternehmen
bereits am Freitag einige Anpassungen
und weitere Details zu ihrer Technologie
vorgestellt.

Ein Kernpunkt des Konzepts von
Apple und Google ist, dass die Feststel-
lung, ob man sich in der Nähe eines infi-
zierten Nutzers aufhielt, ausschließlich
auf den Smartphones erfolgen soll. Sie la-
den sich dafürmindestens einmal amTag
Listen von Krypto-Schlüsseln herunter,
die infizierten Personen gehören. Dabei
bleibt deren Identität für Apple, Google
und die anderen App-Nutzer unbekannt.

Dagegen hatte die Bundesregierung
lange an einem Konzept festgehalten, bei
dem der Abgleich über einen zentralen
staatlichen Server erfolgen sollte. Sie
hatte sich davon bessere Möglichkeiten
bei der Bewertung der Ausbreitung der
Pandemie, beispielsweise durch epide-
miologische Berechnungen erhofft.

Doch die Kritik an diesem Ansatz war
immerweiter angewachsen.Nachdemzu-
nächst 300Wissenschaftler für einen de-
zentralen Ansatz plädiert hatten, warn-
ten zuletzt der Chaos Computer Club e.
V. (CCC) und weitere Digitalinitiativen
wie D64, die Gesellschaft für Informatik
(GI) und die Stiftung Datenschutz in ei-

nemgemeinsamenoffenenBrief anKanz-
leramtschef Helge Braun, die geplante
zentrale Lösung des Konsortiums
PEPP-PT sei „höchst problematisch“.
Auch das Bundesinnenministerium hielt
nach einem „Spiegel“-Bericht die dezen-
trale Lösung für sicherer.

Zudem war bis zuletzt unklar, inwie-
weit die PEPP-PT-App technisch über-
haupt umsetzbar gewesen wäre. Vor al-
lem auf iPhones lässt sich die Blue-
tooth-Funktion für solche Apps zur Ab-
standsmessung imHintergrundnicht nut-
zen. Dadurch haben auch schon beste-
hendeAppswie inÖsterreich oder Singa-
pur Probleme.

Obdie neuengemeinsamenSchnittstel-
len von Apple und Google daran etwas
geändert hätten und auch bei den zentra-
len App-Ansätzen nutzbar wären, blieb
bis zuletzt offen. Auf entsprechende
Nachfragen reagierten die Unternehmen
ausweichend. Allerdings interpretierten
Beobachter die gerade vorgestellten Ver-
stärkung der Verschlüsselungs- und Da-
tenschutzmechanismen so, dass es dies-
bezüglich keine Kompromisse geben
würde.

Das Kanzleramt hatte versucht, Druck
auf die Konzerne auszuüben. „Man
müsse die App leider komplett einstamp-
fen, wenn sich Apple verweigert“, hatte
ein Regierungsvertreter amMittwoch im
Digitalausschuss erklärt. Genau das ist
nun offenbar passiert: Apple hatte nach
Angaben aus Regierungskreisen in Ge-
sprächen aber die nötige Öffnung der

Schnittstelle in seinem Betriebssystem
verweigert, berichtet Reuters.
„Nach der Kritik ausWissenschaft und

Zivilgesellschaft wäre die PEPP-PT-App
eine Totgeburt gewesen“, sagt Henning
Tillmann, Co-Vorsitzender des Digital-
vereins D64. Nun hat auch die Regierung
erkannt, dass sie dabei war, den nötigen
Vertrauensvorschuss zu verspielen. „Die
Nutzung der App durch möglichst große
Teile der Bevölkerung ist die Grundlage
ihres Erfolges“, erklärtenKanzleramtsmi-

nister Helge Braun
und Bundesgesund-
heitsminister Jens
Spahn am Sonntag.
Dafür müsse sie in
der Bevölkerung so-
wie der Zivilgesell-
schaft einebreiteAk-
zeptanz finden.
„Um dieses Ziel zu
erreichen, setzt die
Bundesregierung
auf eine dezentrale

Softwarearchitektur, die die in Kürze zur
Verfügung stehenden Programmier-
schnittstellen der wesentlichen Anbieter
von mobilen Betriebssystemen nutzt“,
teilten Braun und Spahn mit. Dabei soll
auch die Möglichkeit integriert werden,
dass Bürger freiwillig in pseudoanymi-
sierter Form zusätzlicheDaten zur epide-
miologischen Forschung an das Ro-
bert-Koch-Institut übermitteln können.
Noch unklar ist, wer die neue dezen-

trale App nun federführend entwickelt.
Bislang hatten das Fraunhofer Hein-
rich-Hertz-Institut in Berlin (HHI) als
Teil der Initiative PEPP-PT die Entwick-
lung des zentralen Systems in Deutsch-
landvorangetrieben. „Anderewerdenun-
sere bisherigen Ergebnisse nutzen kön-
nen, um die dezentrale Lösung zu
bauen“, hieß es in einer E-Mail an Mitar-
beiter, aus der das „ARD-Hauptstadtstu-
dio“ zitierte. Die Fraunhofer-Gesell-
schaft nannte dabei in einer Mitteilung
die „Helmholtz-Gemeinschaft sowiePart-
ner aus der Kommunikationsindustrie,
darunter die Deutsche Telekom und
SAP“.

Wann dieApp dann letztlich von jeder-
mann installiert werden kann ist offen.
Ziel sei es, dass die Tracing-App „sehr
bald einsatzbereit ist“, erklärten Spahn
und Braun. „Wenn alles gut läuft, ist die
App in einem Monat da, realistischer
sind wahrscheinlich zwei Monate“, sagt
D64-Experte Tillmann. Denn es gibt im-
mer noch eine Reihe technischer Fragen
zu lösen.  Oliver Voß

Testphase.
Von Soldaten der Bun-

deswehr wurde die
App nur mit An-

droid-Handys auspro-
biert, da es bei iPhones

technische Probleme
gab.

 Foto: Torsten Kraatz/p-a

Viele
Details sind
ungeklärt,
ein Start ist
noch nicht
absehbar

„Für das soziale Leben sollten
wir bald die Lokale öffnen.“

Alles hängt an Apple
Doch eine dezentrale Speicherung? Woran es bei der Corona-App noch hakt
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„Es wäre an der Zeit, dass wir
Politik ohne Geld machen.“

„Die Leute freuen sich wieder auf die Arbeit“
Der Unternehmer und Arbeitgeberpräsident Arndt Kirchhoff über die Wiederöffnung der Wirtschaft, Gutscheine für Verbraucher und Solidarität mit Italien

C D ZUR PERSON 

Leistung für Berlin

Fördern,
was Berlin am
Laufen hält
Gerade in schwierigen Zeiten haben die Berliner Unternehmen
mit guten Ideen stets neu an Dynamik gewonnen und damit die
Stadt wieder fit für die Zukunft gemacht. Durch unsere vielfältigen
Fördermöglichkeiten leisten wir weiterhin unseren Beitrag, die
Berliner Wirtschaft auch in der Corona-Krise zu stärken.

ibb.de

Wirtschaft
09InKöln habenmehr als 11 000 Betriebe Kurzarbeit angemeldet –

ZumVergleich: In der Finanzkrise waren es bundesweit nur etwa 1200 Seite 11

Ford-Chef Gunnar Herrmann
spricht über die Folgen von Corona Seite 11

HerrKirchhoff,derBundestag
hat beschlossen, das Kurzar-
beitergeldvon60beziehungs-
weise 67 auf bis zu 87 Prozent
der normalenBezüge zu erhö-
hen. Wie bewerten Sie das als
Unternehmerpräsident?
Das Krisenmanagement der Po-
litik ist bisher hervorragend.
Doch hier hat sie viel zu schnell
Erwartungen bedient, weil sie
populär sind. Bei allem Ver-
ständnis, aber diese Entschei-
dung verkehrt die Zielsetzung,
die Liquidität der Unternehmen
in der Corona-Krise zu schonen,
ins Gegenteil. Ziel der verschie-
denen finanziellen Maßnahmen
war ja vor allem, sie so vor einer
Insolvenz zu schützen und da-
mitArbeitsplätzezuretten.Jetzt
aber müssen die Firmen erst mal
bis zu 87 Prozent der Löhne vor-
strecken, die sie erst in ein oder
zwei Monaten von der Agentur
für Arbeit zurückerhalten. Das
ist ein Drittel mehr als bei der al-
ten Regelung. Die Erhöhung des
Kurzarbeitergeldes ist ein Feh-
ler, der manche Betriebe in ihrer
Existenz bedrohen kann.

Kurzarbeit soll aber ja auch
Mitarbeiter unterstützen ...
Das tut sie auch, denn sie ver-
meidetEntlassungen.DieUnter-
nehmen haben für zehn Millio-
nen Beschäftigte Kurzarbeit an-
gemeldet.Wirmüssenjetztdrin-
gend aufpassen, dass die Ar-
beitslosenversicherung finanzi-
ell handlungsfähig bleibt. Übri-
gens haben wir für Härtefälle et-
wa in der Metall- und Elektroin-
dustrie tarifliche Regelungen,
die zielgenau wirken. Das Au-
genmerk muss darauf liegen,

dass die Firma überlebt. Das
muss nicht nur im Interesse von
Arbeitnehmern und Arbeitge-
bern, sondern auch im Interesse
des Staates sein, der dringend
Steuereinnahmenbrauchtange-
sichts der Krisenbelastungen .

Welches sind denn aus Ihrer
Sicht gute Maßnahmen der
Regierung in der Krise?
Dank der soliden Finanzpolitik
der vergangenen Jahre hat die
Politik ein beispielloses Hilfspa-
ket mit Soforthilfen und KfW-
Krediten schnüren können. Gut
ist auch die Möglichkeit des Ver-
lustrücktrags. Damit können
sich Betriebe gezahlte Steuern
zurückholen. Das ermöglicht die
Verrechnung alter Gewinne mit
aktuellen Verlusten und bringt
die so notwendige Entlastung
der Liquidität. Ebenfalls lobens-
wert ist die Möglichkeit, dass
sich Mitarbeiter in Kurzarbeit in
anderen Bereichen etwas hinzu-
verdienen können, etwa in so
wichtigen Bereichen mit Ar-
beitskräftemangel wie dem Ge-

sundheitswesen oder der Land-
wirtschaft.

Reichen in manchen Betrie-
ben nicht auch Arbeitszeit-
konten, umdie derzeitigeKri-
se auszugleichen?
Auch wir nutzen Arbeitszeit-
konten, wo Mitarbeiter analog
zuÜberstunden jetztUnterstun-
denansammeln,die sie inbesse-
ren Zeiten nach der Krise wieder
abarbeiten. 100 bis 200 Stunden
sind denkbar, 1000 Stunden je
Mitarbeiter aber nicht, weil da-
für in der Bilanz Rückstellungen
gebildetwerdenmüssen.Grund-
sätzlich ist das Instrument aber
ein gutes zur Verstetigung der
Einkommen von Arbeitneh-
mern, die ja in der Regel kein In-
teresse an schwer planbaren
Einkommensschwankungen ha-
ben. Da ziehen Betriebsräte, Ge-
werkschaften und wir an einem
Strang.

Sind die aktuellen Lockerun-
gen in NRWausreichend?
Klar ist, wir dürfen das Gesund-
heitssystem nicht überlasten,
wir müssen alle aufpassen, Ab-
stand halten, Hygienemaßnah-
men treffen. Aber wir dürfen
auchnichtvergessen:Einmögli-
cher Arbeitsplatzverlust durch
den anhaltenden Shutdown der
Wirtschaft wirkt auch wie eine
Krankheit. Vereinsamte Men-
schen können in der Isolation
depressiv werden. Homeoffice
mag in Teilen, aber längst nicht
überall funktionieren. Klar ist
auch: Sechs Monate halten we-
der Wirtschaft noch Menschen
diesen Ausnahmezustand aus.
Wir müssen einen Weg finden,
mit Corona zu leben, solange es
keinen Impfstoff gibt. Ichbegrü-
ße daher den verantwortungs-
vollen Kurs unseres Minister-
präsidenten Armin Laschet aus-
drücklich. Wir müssen den Weg
der schrittweisen Lockerungen
jetzt weitergehen. Warum soll
man in der gebeutelten Gastro-
nomie nicht die Tische weiter
auseinanderstellen und die Res-
taurants öffnen. Das soziale Le-
ben muss wieder angekurbelt
werden. Auch die Kassen des
Staates müssen ja wieder gefüllt
werden. Eine Absenkung der
Mehrwertsteuer in der Gastro-
nomie halte ich für angebracht.

Braucht die Automobilindus-
trie eine Abwrackprämie?
Nein, keine Abwrackprämie,
aber Kaufanreize für klima-
freundlichere Autos. Auch müs-
sen wir die Lieferketten im mit

” SechsMonate
haltenMenschen
undWirtschaft
diesen Ausnahme-
Zustand nicht aus

Abstand wichtigsten Industrie-
sektor Deutschlands wieder in
Schwungbringen.Fürdieöffent-
liche Hand heißt das auch, end-
lich die Zulassungsstellen gere-
gelt zu öffnen, sonst stehen die
verkauften Neuwagen auf den

Höfen der Händler. Ich schlage
Gutscheine in Form einer Öko-
prämie vor, die Käufe unterstüt-
zen, die den CO2-Ausstoß sen-
ken. Das kann ein E-Auto sein,
ein sparsamer Euro-6d-temp-
Diesel oder eine stromsparende
Waschmaschine.

DieKölnerRestaurantkette
Vapiano steht nur wenige Wo-
chen nach ihrem Insolvenzan-
tragzumVerkauf.„Wirwollenei-
nen offenen, transparenten und
zeitlich straffen Verkaufspro-
zess durchführen. Angesichts
der aktuellen Ausnahmesituati-
on ist dies aus unserer Sicht die
beste Lösung“, sagte die vorläu-
fige Insolvenzverwalterin Ruth
Rigol am Donnerstag.

Der Verkaufsprozess könne
sich auf das gesamte weltweite
Geschäft der Vapiano-Gruppe
oder auch nur auf einzelne Res-
taurant-Portfolios und Vermö-
genswerte erstrecken, hieß es in
einer Ad-hoc-Mitteilung des
Unternehmens. Die Verhand-
lungen mit interessierten Inves-
toren sollen voraussichtlich bis
Ende Mai 2020 erfolgen. Die
Franchise-Restaurants werden
allerdings nicht in denVerkaufs-
prozess einbezogen.

Vapiano hatte Anfang April
beim Amtsgericht Köln einen
Antrag auf Eröffnung eines In-
solvenzverfahrens wegen Zah-
lungsunfähigkeit gestellt. (dpa)

Galeria Karstadt Kauf-
hofmussweiterhindieVerkaufs-
fläche seiner Warenhäuser in
NRW auf 800 Quadratmeter be-
schränken. Das Oberverwal-
tungsgericht in Münster lehnte
einen Eilantrag ab, mit dem sich
Galeria gegen die vom Land zur
Bekämpfung der Corona-Krise
angeordnete Begrenzung der
Verkaufsfläche gewehrt hatte.
Der Beschluss ist unanfechtbar.

Das Gericht räumte ein, es sei
offen, ob es mit Blick auf den
Gleichbehandlungsgrundsatz
sachlich gerechtfertigt sei, dass
großflächige Einzelhandelsge-
schäfte ihre Verkaufsfläche re-
duzieren müssten, während an-
dere nicht der Grundversorgung
dienende Händler auf gesamter
Flächeöffnendürften.Trotzdem
sei bei der Bewertung der Folgen
einer Eilentscheidung gegen-
wärtig nicht davon auszugehen,
dass den Belangen des Konzerns
ein deutlich größeres Gewicht
zukomme,alsdenvomLandvor-
getragenen Interessen des Ge-
sundheitsschutzes. (dpa)

„Höheres Kurzarbeitergeld ist ein Fehler“
NRW-Arbeitgeberpräsident Arndt Kirchhoff will Ökoprämien auch für Diesel undÖffnung der Lokale

Vapiano steht
nach Insolvenz
zumVerkauf
Corona-Krisewar zu viel
für die bereits zuvor
angeschlagene Kölner
Restaurantkette

NRW-Gericht
lehnt Eilantrag
von Galeria ab

” Ökoprämie
für E-Autos,
sparsame Diesel
und stromsparende
Waschmaschinen
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Auch außerhalb der

Öffnungszeitenmöglich!

Wir öffnen unser Fachgeschäft
gerne nur für Sie!

Bitte sprechen Sie uns
einfach an!

Aktuelle Öffnungszeiten:
Donnerstag & Freitag 10-18 Uhr
Montag-Mittwoch nach Termin
Samstag 10-14 Uhr

Selbstverständlich achtenwir bei unseren
Beratungen auf die notwendigenMaßnahmen
zum Schutz Ihrer Gesundheit!

Ihre Susanne Marquardt & Team

*Gilt für Lieferungen auf das deutsche Festland.
Gilt nicht für reduzierte Abverkaufsstücke.
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50 Milliarden für Zukunft

n 130 Milliarden Euro um-
fasst das von der Bundesregie-
rung beschlossene Konjunktur-
paket insgesamt.

n Über 50 Milliarden Euro sol-
len für das „Zukunftspaket“
zur Verfügung stehen.

n Drunter fallen Forschungs-
anreize ebenso wie die Erhö-
hung der E-Mobilitätsprämie
und ein Flottentauschpro-
gramm für Handwerker und
KMU (kleine und mittelgroße
Unternehmen) für E-Fahrzeuge
bis 7,5 t sowie der Ausbau von
Infrastruktur für die E-Mobilität.

n Auch die „Nationale Was-
serstoffstrategie“ (7 Milliar-
den Euro) ist hier aufgeführt.

n Außerdem soll aus diesem
Topf die Förderung für die
Megathemen Digitalisierung
(inklusive Breitbandausbau
und 5G) und Künstliche Intel-
ligenz finanziert werden.

VW-Chef Herbert Diess wirft Aufsichtsräten Rechtsbruch vor
BeimWolfsburger Autobauer ist ein Machtkampf entbrannt. Der bisherige Co-Geschäftsführer Ralf Brandstätter soll nun die Kernmarke führen

DAX 12617,99 – 1,57%

38 Tage-Verlauf 200 Tage-Verlauf

WEITERE AKTIEN
Dividende 09.06. % zum VT

1&1 Drillisch 0,05 24,36 + 0,74
Aareal Bank 19,25 – 4,89
Airbus 75,57 – 8,83
Aroundtown 0,07 5,70 – 3,39
Aurubis 1,25 54,60 – 1,97
Commerzbank 4,39 – 6,41
CTS Eventim 0,62 43,08 – 2,14
Delivery Hero 84,62 + 1,71
Deutz 0,15 4,23 – 1,26
Dt. EuroShop NA 1,50 14,83 – 5,00
Dt. Pfandbriefbank 8,00 – 9,20
Dt. Wohnen Inh. 0,90 40,02 – 0,74
Dürr 0,80 24,28 – 4,33
Fielmann 1,90 63,45 – 2,08
Fraport 48,50 – 5,00
freenet NA 0,04 16,14 – 1,71
Fuchs Petrolub Vz. 0,97 37,02 – 2,89
Gerresheimer 1,15 75,55 – 0,79
Grand City Prop. 0,22 21,00 – 2,33
Grenke NA 0,80 75,70 – 5,49
Hann. Rückvers. NA 5,50 161,60 – 1,88
Hugo Boss NA 0,04 29,78 – 4,86
Jungheinrich Vz. 0,50 19,10 – 5,07
K+S NA 0,25 7,05 – 2,65
Kion Group 1,20 54,58 – 4,61
Krones 0,75 60,95 – 4,54

++ MDAX 26523,55 (–1,73 %) ++ SDAX 11881,33 (–2,31 %) ++ Euro Stoxx 50 3320,71 (–1,35 %) ++ Dow Jones (18.25 h) 27329,93 (–0,88 %) ++ Nikkei 225 23091,03 (–0,38 %) ++

Elmos Semicond. 0,52 23,05 ± 0,00
Evonik Industries 0,57 24,57 – 2,27
GEA Group 0,42 29,16 – 2,28
Gelsenwasser 21,16 1400,00 ± 0,00
Gerry Weber Intern. – –
Hamborner Reit 0,46 8,99 + 1,11
Hella 3,35 38,76 – 1,77
Hochtief 5,80 84,30 – 4,42
Indus Holding 1,50 30,35 – 2,10
Klöckner & Co. NA 4,48 – 5,20
Lanxess 0,90 49,00 – 4,15
LEG Immobilien 3,53 116,94 – 1,35
Logwin NA 3,50 139,00 – 0,71
Masterflex 0,07 4,40 – 0,45
Medion 0,69 14,00 + 0,72
Metro St. 0,70 9,21 – 0,78
Nordw. Handel 0,70 20,00 + 1,01
Qiagen 38,90 – 0,03
Rheinmetall 2,40 79,62 – 0,99
RTL Group 3,002x 33,78 – 2,54
SMT Scharf 9,44 + 6,07
thyssenkrupp 7,31 – 5,80
TUI NA 0,54 5,91 – 4,00
Uniper NA 1,15 28,74 – 0,35
Vossloh 38,85 + 0,39
Westag & Getal.St. 0,12 25,20 ± 0,00

INTERNATIONALE AKTIEN
Dividende 09.06. % zum VT

Alphabet 1286,40 + 0,97
Amazon 2293,50 + 2,96
Apple Inc. 0,824x 302,55 + 3,14
AT&T 0,524x 28,64 – 1,63
Bco Santander 0,102x 2,48 – 2,61
BP PLC 0,114x 4,01 – 3,95
Coca Cola 0,414x 43,01 – 2,18
Disney Co. 0,88 108,80 – 1,98
Facebook 209,30 + 2,77
General Motors 0,384x 26,42 – 4,05
Iberdrola 0,03 10,09 ± 0,00
IBM 1,634x 116,00 – 2,77
Intel 0,334x 55,74 – 0,55
McDonald’s 1,254x 176,28 – 0,20
Microsoft 0,514x 166,38 + 0,23
Nestlé NA 2,70 105,36 + 1,76
Nokia 0,054x 3,90 – 1,78
Oracle 0,244x 47,80 – 1,07
Orange 0,202x 10,98 – 4,27
Sanofi S.A. 3,15 90,32 + 1,00
Sony 25,002x 60,14 + 1,23
Telefónica 0,202x 4,85 – 2,43
Twitter 31,01 – 4,05
Unilever 0,414x 46,61 – 1,71
Vodafone 0,042x 1,57 – 1,95

EDELMETALLE & NE-METALLE
09.06. Edelmetalle in Euro Ankauf Verkauf
Gold (1 kg) 47771,00 50290,00
Gold (50 g) 2389,00 2538,00
Gold (10 g) 477,00 529,00
Silber (1 kg) 488,50 708,41
Krügerrand (1 oz) 1487,50 1664,00
Maple Leaf (1 oz) 1487,00 1614,00
Platin (1g) Heraeus (zzgl. MwST.) 25,63
09.06. Dt. NE-Metalle in Euro/100kg
ALU in Kabeln 155,00
Zinn 99,9% 1442,00
Del-Notiz 511,99-514,81
Messing MS 58 469,00-489,00
Zinklegierung Z400/Z410* 2450,00-2470,00

SORTEN & DEVISEN
09.06. Sorten° Devisen
1 Euro = Ank. Verk. Geld Brief
Australischer Dollar 1,72 1,54 1,6164 1,6364
Britisches Pfund 0,95 0,85 0,8895 0,8935
Dänische Kronen 7,87 7,12 7,4363 7,4763
Japanische Yen 129,56 116,25 121,60 122,08
Kanadischer Dollar 1,61 1,44 1,5112 1,5232
Norw. Kronen 11,16 10,03 10,5192 10,5672
Polnischer Zloty 4,81 4,17 4,4208 4,4688
Schw. Kronen 11,03 9,93 10,4096 10,4576
Schweizer Franken 1,14 1,03 1,0735 1,0775
US-Dollar 1,19 1,08 1,1244 1,1304

Leifheit 1,05 22,90 – 1,29
Leoni NA 8,41 – 1,98
Norma Group NA 1,10 27,50 – 8,33
Osram Licht NA 41,86 + 1,48
Pfeiffer Vacuum 1,25 153,00 – 2,67
Porsche Vz. 2,21 53,76 – 3,24
ProSiebenSat.1 1,19 12,10 – 3,47
Puma 67,68 – 4,30
Rocket Internet 18,64 – 1,38
Salzgitter 0,55 13,70 – 4,66
Schaeffler Vz. 0,45 7,25 – 0,75
Scout24 NA 0,64 69,40 + 0,14
Ströer & Co. 2,00 68,10 – 2,08
Symrise Inh. 0,90 95,40 + 0,89
TAG Immobilien 0,82 21,78 – 1,45
Talanx NA 1,50 35,88 – 3,55
Volkswagen St. 4,80 156,60 – 1,20
Wacker Chemie 2,50 61,68 – 4,07
Zalando 64,50 + 2,19

REGIONALE AKTIEN
Dividende 09.06. % zum VT

Aixtron NA 9,55 – 2,25
Borussia Dortmund 0,06 6,71 – 1,47
Brenntag NA 1,20 48,73 – 1,34
Ceconomy St. 3,41 – 2,74
Centrotec 14,02 + 0,14
Easy Software 0,04 6,40 + 1,59

Basis DAX u. Weitere A. vom 09.06. (% z.VT)
Zalando +2,19 WWWW

Deliv. Hero +1,71 WWW

Osram Licht +1,48 WWW

Dt. PfandbB WWWWWWWWWWWWWW –9,20
Airbus WWWWWWWWWWWWW –8,83
Norma Group WWWWWWWWWWWWW –8,33

GEWINNER VERLIERER

Aktien: Kurse in €, Schweiz in CHF; DAX auf
Xetra-Basis, die übrigen Aktienwerte Kurse
der Präsenzbörse Frankfurt oder Zürich.
Titel gefettet=regionale Aktie. VT/*=Vor-
tag. Div.=letztbezahlte Jahresdividende
(2x=zweiZahlungen, 4x=vier Zahlungen) in
Landeswährung. Edelmetalle=Degussa
Goldhandel (Endkundenpreise). Währun-
gen=Reisebank/LBBW; Kurse ausSicht des
Kunden, ° Preise hängen von den Konditio-
nen der einzelnen Banken ab. Angaben
ohne Gewähr. Quelle

DAX Dividende 09.06. % z.VT 52W Hoch/Tief

Adidas NA 3,35 251,30 – 2,37 317,45 / 162,20
Allianz vNA 9,60 187,42 – 2,25 232,60 / 117,10
BASF NA 3,20 56,23 – 2,48 72,17 / 37,36
Bayer NA 2,80 67,26 – 1,88 78,34 / 44,86
Beiersdorf 0,70 99,96 + 1,01 117,25 / 77,62
BMWSt. 2,50 59,41 – 2,09 77,06 / 36,60
Continental 4,75 94,92 – 2,73 133,76 / 51,45
Covestro 2,40 35,41 – 4,76 48,18 / 23,54
Daimler NA 3,25 38,97 – 2,84 54,50 / 21,02
Dt. Bank NA 8,62 – 4,60 10,37 / 4,45
Dt. Börse NA 2,90 153,70 + 0,16 158,90 / 92,92
Dt. Post NA 1,15 31,21 – 1,92 35,00 / 19,10
Dt. Telekom 0,70 15,19 + 0,03 16,75 / 10,41
E.ON NA 0,46 10,25 – 0,82 11,56 / 7,60
Fres. M.C.St. 1,17 76,86 – 0,21 81,10 / 53,50
Fresenius 0,80 44,07 – 1,54 51,54 / 24,25
Heidelb.Cem. 0,60 49,62 – 4,10 73,02 / 29,00
Henkel Vz. 1,85 83,86 – 2,83 97,80 / 62,24
Infineon NA 0,27 20,87 – 1,93 23,07 / 10,13
Linde PLC 0,964x 190,10 – 1,14 208,60 / 130,45
Lufthansa vNA 11,85 – 0,04 18,02 / 7,02
Merck 1,30 106,15 – 0,98 125,95 / 76,22
MTU Aero 2,85 168,45 – 5,84 289,30 / 97,76
Münch. R. vNA 9,80 236,40 – 1,83 284,20 / 141,10
RWE St. 0,70 29,81 – 3,43 34,64 / 20,05
SAP 1,58 120,68 + 0,38 129,60 / 82,13
Siemens NA 3,90 106,94 – 1,09 119,90 / 58,77
Vonovia NA 1,44 53,04 – 1,38 56,38 / 36,71
VW Vz. 4,86 145,56 – 1,98 187,74 / 79,38
Wirecard 0,20 94,82 – 2,73 159,80 / 72,00KKuurrssee vvoomm:: 0099..0066..2200 uumm 1188..2255 UUhhrr

Öl (Brent $/Bar.) 40,36 (–1,08 %)
Euro (EZB, in $) 1,1294 (+0,08 %)

Von Hannah Schmitz

Wolfsburg. Volkswagen hat aktuell
weitausmehr Sorgen als nur dieCo-
rona-Krise. Seit Wochen häufen
sich die Negativschlagzeilen bei
dem Wolfsburger Autobauer. Der
neueGolf 8 hat Software-Probleme,
auch beim Elektro-Hoffnungsträ-
ger ID.3 hapert es mit der Technik.
Der Bundesgerichtshof attestierte
VW jüngst höchstrichterlich „Be-
trug“ beim Dieselskandal, und die
Bundesregierung ließ die Auto-
industrie mit der Forderung nach
einer Kaufprämie für Verbrenner

abblitzen. Zu allemÜberfluss veröf-
fentlichte VW zudem einen rassisti-
schenWerbespot auf Instagram.
Als wäre das nicht schon genug,

ist jetzt einMachtkampf entbrannt.
Zum 1. Juli muss VW-Chef Herbert
Diess die Führung der Kernmarke
VW abgeben, wie der Aufsichtsrat
in einer außerordentlichen Sitzung
am Montag beschloss. Dabei hatte
Diess zuletzt laut übereinstimmen-
den Medienberichten darauf ge-
drungen, dass sein Vertrag bis 2025
verlängert wird – als Gegenleistung
dafür, dass er der Einstellung des
Dieselverfahrens gegen eine Millio-

nenzahlung zustimmt. Der
VW-Chef hatte stets seine
Unschuld beteuert und woll-
te sich wohl den Vorwürfen
in einem Verfahren stellen.

Diess nahm seine Vorwürfe zu-
rück und entschuldigte sich
Doch aus derVertragsverlän-
gerung wurde nichts, stattdessen
diskutierte der Aufsichtsrat darü-
ber, ob Diess als Konzernchef über-
haupt noch tragbar ist. Grund dafür
sindwohlÄußerungenvonDiess, in
denen er dem Präsidium des Auf-
sichtsrats Straftaten vorwarf. Vor

rund 3500 VW-Managern
soll er am vergangenen
Donnerstag erklärt haben,
dass Mitglieder des Kon-
zern-Kontrollgremiums
Rechtsbruch begangen hät-
ten.Offenbar gingesumdas
Durchstechen von Informa-
tionen an die Presse.

Der VW-Chef hatte damit reich-
lich Zeugen, das Präsidium soll „er-
zürnt“ gewesen sein, berichtet das
„Handelsblatt“. Immerhin sprach
der VW-Chef damit seinen Kontrol-
leuren ihre Integrität ab. Nach In-
formationen unserer Redaktion hat

sich Diess am Sonntag schriftlich,
am Montag dann mündlich in der
Sondersitzung des Aufsichtsrats
entschuldigt und seine Anschuldi-
gungen zurückgenommen. Eine
Abstimmung über seine Abberu-
fung soll es im Kontrollgremium
nicht gegeben haben – aber die Ent-
scheidung, ihm die Führung der
MarkeVWzuentziehen.Der bishe-
rige operative Chef der Marke, Ralf
Brandstätter, wird ab Juli die Kern-
marke des Konzerns führen. Offi-
ziell heißt es, Diess solle so mehr
„Freiraum“ für seine Aufgaben als
Konzernchef bekommen.

Wie inWolfsburg zu hören ist, ge-
währte der Konzernlenker seinem
Co-Geschäftsführer Brandstätter
keine Einzeltermine. Brandstätter
kann mit seiner Beförderung zum
Markenchef bei VWnun bald aktu-
elle, operative Entscheidungen tref-
fen, etwa zum Golf 8. Auch die
vollelektrische ID.-Familie der Mar-
ke VW, eigentlich wie der Golf 8
Diess’ Baby, hat er nun in alleiniger
Verantwortung. Begrüßt wurde die
Neuordnung von dem VW-Be-
triebsrat, der zuletzt offenbar intern
immer wieder die Anlaufschwierig-
keiten beimGolf 8 kritisiert hatte.

VW-Chef
Diess F:IMAGO

wird. Über 50 Milliarden Euro sol-
len den Wandel, die Modernisie-
rung des Wirtschaftsstandortes
Deutschland beflügeln. „Es steht
vieles im Programm, was wir sowie-
so machen wollen. Digitalisierung
und die Themen rund um den
,GreenDeal’ (alsoKlimaschutz und
Nachhaltigkeit/Red.) zu beschleu-
nigen, ist richtig“, lobt Kirchhoff.

Chancen für Südwestfalen
Die Automobil- und Zulieferer-
industrie soll bei der Entwicklung
von Zukunftstechnologien aus-
drücklich auch gefördert werden.
EineMilliardeEuro stehenhier laut
Beschluss für 2020 und 2021 bereit.
Ist das angesichts der ausgebliebe-
nen Kaufprämie für Autos mit Ver-
brennermotor (Benzin und Diesel)
zuwenig oder doch viel? „EineMil-
liarde Euro sind eineMenge Geld“,
ordnet Kirchhoff angesichts immer
schwindelerregenderer Zahlen ein.
Mit dem Automotive Center Süd-
westfalen (ACS) verfügt die Sauer-
länder Zuliefererindustrie bereits
über eine Institution, in der sich

Unternehmen aus der Region ge-
meinschaftlich an Zukunftsthemen
versuchen. Leichtbau etwa. Der
Bund will laut Koalitionsbeschluss
„transformationsrelevante Innova-
tionen und regionale Innovations-
cluster vor allem der Zulieferer-
industrie“ fördern. Eine Chance.
Transformationsrelevant kann

Entwicklungen hin zur Klimaneut-
ralität wie auch Fortschritte bei der
Digitalisierung meinen. „Wir haben
hier gute Voraussetzungen mit
unserer Hochschullandschaft und
dem ACS“, sagt der Unternehmer
Kirchhoff, der gespannt auf die De-
tailbedingungen zum Konjunktur-
paket wartet, die in den kommen-
den Tagen vorliegen müssten.
Der NRW-Arbeitgeberpräsident

gibt sich optimistisch, dass das Pa-
ket insgesamt funktionieren kann.
Zweifel hatKirchhoff jedoch, obdie
Konsum-Anreize über die Senkung
der Mehrwertsteuer ausreichen
werden. „Und eins kann ich sagen:
Es gibt eine riesen Aufregung über
die Mehrwertsteuer.“ Mit der vorü-
bergehenden Senkung und Ende

des Jahres Wiederanhebung des
Steuersatzes ist ein immenser büro-
kratischer Aufwand verbunden, der
innerhalb von drei Wochen kaum
zubewältigen sei.Das betreffe nicht
nur die Preisschilder im Super-
markt, sondern alle Handelsbezie-
hungen und auch alle Unterneh-
mensbeziehungen, also das
„B to B“-Geschäft.

Juli und August abwarten
Unterläuft einem Unternehmen
hier ein Fehler, ist das möglicher-
weise sogar Betrug – also ein Straf-
tatbestand.
Vielleichtwäre es alsodocheinfa-

cher gewesen „Gutscheine zu ver-
teilen“, sagt Kirchhoff und zählt da-
zu auch die Kaufprämie für Autos.
Von der Förderung für Elektromo-
bilität hätten 95 Prozent der Arbeit-
nehmer „nichts“. Ob das Paket also
das Richtige ist, um wieder auf den
Wachstumspfad zu kommen,
scheint keineswegs sicher zu sein.
„Wirmüssen den Juli abwarten, viel-
leicht auch den August“, rät Kirch-
hoff zu etwas Geduld.

Die Schuldenuhr tickt wieder schneller. Das 130 Milliarden schwere Konjunkturpaket ist aus Sicht des NRW-
Arbeitgeberpräsident an vielen Punkten richtig und gut – es hat aber auch Schwächen. FOTO: KAY NIETFELD / DPA

Kirchhoff: „Aufdie Industrienichtgeachtet“
NRW-Arbeitgeberpräsident sieht Chancen und Schwächen im 130 Milliarden Euro schweren Konjunkturpaket
Von Jens Helmecke

Attendorn. Vor einer Woche be-
schloss der Koalitionsausschuss
von Union und SPD das gewaltige
Konjunkturpaket inHöhe von rund
130 Milliarden Euro, das Deutsch-
land „schnell wieder auf einen
nachhaltigen Wachstumspfad“ füh-
ren soll. „Es sind viele richtige Be-
schlüsse darin enthalten“, sagt
NRW-Arbeitgeberpräsident Arndt
G. Kirchhoff. Aber: „Auf die Indust-
rie hat man nicht geachtet.“

Zum Bündel an guten Maßnah-
men zählt der 65-jährige Sauerlän-
der Unternehmer (Kirchhoff Grup-
pe) konkrete Liquiditätshilfen wie
den steuerlichen Verlustrücktrag.
Das heißt: Verluste durch Auswir-
kungen der Corona-Pandemie aus
den Jahren 2020 und 2021 können
auf Gewinne aus 2019 angerechnet
werden–allerdingsnurbismaximal
zehn Millionen Euro. „Das reicht
für KMU (kleinere und mittelgroße
Unternehmen) aus, für Große aber
nicht. Dabei ist das risikolos. Hier
hätten wir uns mehr gewünscht“,
sagt Kirchhoff. Verständlich, denn
die gesamte Wirtschaft leidet, ver-
zeichnet immense Umsatzrückgän-
ge und verfügt über deutlich weni-
ger Liquidität als noch vor ein paar
Monaten.
Die Idee des Paketes ist es, nicht

einfach mit der Gießkanne Geld
regnen zu lassen, in der Hoffnung,
dass schon irgendetwas wachsen

„Eins kann
ich sagen: Es
gibt eine
riesen

Aufregung über die
Mehrwertsteuer.“
Arndt G. Kirchhoff, dazu , dass unklar
ist, wie die Firmen bis zum1. Juli die
Umstellung hinbekommen sollen

Export
bricht ein
Stärkster Rückgang
seit dem Krieg
Berlin. Geschlossene Grenzen und
unterbrochene Lieferketten: Die
Folgen der Corona-Krise haben die
deutsche Wirtschaft massiv getrof-
fen. Der Export ist imApril um 31,1
Prozent im Vergleich zum Vorjah-
resmonat auf 75,7 Milliarden Euro
eingebrochen – und damit so stark
wie noch nie seit Bestehen der Bun-
desrepublik, berichtete das Statisti-
sche Bundesamt. Auch die Importe
sanken um 21,6 Prozent auf 72,2
Milliarden Euro.
Am stärksten fielen die Handels-

rückgänge mit Frankreich (minus
48,3 Prozent), Italien (minus 40,1
Prozent) und den USA (minus 35,8
Prozent ) aus.NachChina reduzier-
ten sichdieExporte vergleichsweise
moderat um 12,6 Prozent. Für das
Gesamtjahr 2020 erwartet der Bun-
desverband der Deutschen Indus-
trie (BDI) einen Rückgang der Ex-
porte ummindestens 15 Prozent.
„DerAbsturz imAprilwardieTal-

sohle, einen weiteren Rückgang im
Jahresverlauf erwarten wir nicht,
sondern eine allmähliche Erho-
lung“, sagte derKonjunkturchef des
Kieler Instituts für Weltwirtschaft
(IfW), Stefan Kooths, unserer Re-
daktion. bk
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*15% des Verkaufspreises werden direkt an der Kasse abgezogen. Der Rabatt wird im Online-
shop bereits im Verkaufspreis berücksichtigt. Nicht kombinierbar mit anderen Aktionen (z.B.
Coupons, %-Aktionen, Naturalrabatt). Ausgenommen sind folgende Artikel: Bücher, Hörbücher/-
spiele, Zeitschriften, Gutscheinkauf, Network /Online Karten, Prepaid-Karten, Tablets, Merchan-
dising-Artikel, Pfand und andere preisgebundene Artikel. Nur gültig auf in der Filiale vorrätige
Artikel.

PREISVORTEIL AUF
SCHREIBWAREN*15%

Aktien: Kurse in €, Schweiz
in CHF; DAX auf Xetra-Basis,
die übrigen Aktienwerte
Kurse der Präsenzbörse
Frankfurt oder Zürich. Titel
gefettet=regionale Aktie.
VT/*=Vortag. Div.=letzt-
bezahlte Jahresdividende
(2x=zwei, bzw. 4x=vier Zah-
lungen) in Landeswährung.
Währungen=Reisebank/
LBBW; Kurse aus Sicht des
Kunden, °die Preise hängen
von den Konditionen der
einzelnen Banken ab. Edel-
metalle=Degussa Goldhan-
del (Endkundenpreise).
Angaben ohne Gewähr.

Quelle

DAX 13337,11 + 0,27%

38 Tage-Verlauf 200 Tage-Verlauf

INTERNATIONALE AKTIEN
Dividende 27.12. % zum VTTV

Alphabet 1216,80 – 0,49
Amazon 1694,20 + 5,06
Apple Inc. 0,774x 259,90 + 1,56
AT&T 0,514x 35,18 – 0,51
Bco Santander 0,102x 3,74 – 1,23
BP PLC 0,104x 5,70 – 0,35
Coca Cola 0,404x 49,41 – 0,85
Disney Co. 0,88 130,60 – 0,17
Facebook 186,02 – 0,11
General Motors 0,384x 32,63 – 2,77
Iberdrola 0,03 9,27 + 0,06
IBM 1,624x 121,25 – 1,06
Intel 0,324x 53,91 + 0,30
McDonald’s 1,254x 177,12 – 0,32
Microsoft 0,514x 142,00 – 0,06
Nestlé NA 2,45 106,40 – 0,19
Nokia 0,054x 3,27 – 0,43
Oracle 0,244x 47,87 – 1,77
Orange 0,302x 13,20 – 0,75
Sanofi S.A. 3,07 90,56 + 0,18
Sony 20,002x 61,32 – 0,29
Telefónica 0,202x 6,39 – 0,70
Twitter 29,15 + 0,73
Unilever 0,414x 51,83 – 0,33
Vodafone 0,042x 1,77 + 0,91

EDELMETALLE & NE-METALLE
27.12. Edelmetalle in EuroAnkauf Verkauf
Gold (1 kg) 43183,00 44620,00
Gold (50 g) 2160,00 2254,00
Gold (10 g) 431,00 460,50
Silber (1 kg) 504,50 669,14
Krügerrand (1 oz) 1345,50 1435,00
Maple Leaf (1 oz) 1344,50 1423,00
Platin (1g) Heraeus (zzgl. MwST.) 29,05

27.12. Dt. NE-Metalle in Euro/100kg
ALU in Kabeln 190,00
Blei in Kabeln 199,45
Zinn 99,9% 1591,00
Del-Notiz 565,50-568,35
Messing MS 58* 539,00
Zinklegierung Z400/Z410* 2725,00-2745,00

SORTEN & DEVISEN
27.12. Sorten° Devisen
1 Euro = Ank. Verk. Geld Brief
Australischer Dollar 1,70 1,52 1,5896 1,6096
Britisches Pfund 0,90 0,81 0,8500 0,8540
Dänische Kronen 7,89 7,13 7,4502 7,4902
Japanische Yen 129,35 116,35 121,92 122,40
Kanadischer Dollar 1,55 1,39 1,4538 1,4658
Norw. Kronen 10,42 9,41 9,8513 9,8993
Polnischer Zloty 4,61 4,00 4,2433 4,2913
Schw. Kronen 11,01 9,94 10,4012 10,4492
Schweizer Franken 1,15 1,04 1,0862 1,0902
US-Dollar 1,18 1,07 1,1121 1,1181

Gerresheimer 1,15 69,85 + 1,75
Grand City Prop. 0,22 21,42 + 0,66y p
Grenke NA 0,80 93,00 + 0,59
Hann. Rückvers. NA 5,25 174,40 – 0,29
Hugo Boss NA 2,70 43,35 – 0,44
Jungheinrich Vz. 0,50 21,68 – 1,63
K+S NA 0,25 11,21 + 0,58
Kion Group 1,20 62,66 + 0,80
Krones 1,70 68,80 + 0,44
Leifheit 1,05 24,15 – 1,43
Leoni NA 9,96 – 5,01
Norma Group NA 1,10 38,12 + 0,58p
Osram Licht NA 1,11 43,48 + 0,30
Pfeiffer Vacuum 2,30 159,20 + 0,57
Porsche Vz. 2,21 67,46 + 0,48
ProSiebenSat.1 1,19 13,97 + 0,83
Puma 0,35 69,15 + 0,88
Rocket Internet 21,96 ± 0,00
Salzgitter 0,55 19,82 – 0,48
Schaeffler Vz. 0,55 9,72 – 0,31
Scout24 NA 0,64 59,70 + 1,53
Ströer & Co. 2,00 73,05 + 1,74
Symrise Inh. 0,90 93,74 + 0,56
TAG Immobilien 0,75 22,26 + 0,54
Talanx NA 1,45 44,28 – 1,03
Volkswagen St. 4,80 174,40 + 0,32
Wacker Chemie 2,50 68,94 + 0,61
Zalando 45,42 + 0,58

REGIONALE AKTIEN
Dividende 27.12. % zum VT

Aixtron NA 8,57 + 1,59
Borussia Dortmund 0,06 8,56 + 1,00
Brenntag NA 1,20 48,89 + 0,27
Ceconomy St. 5,40 – 0,41
Centrotec Sust. 0,30 16,12 + 1,90
Easy Software 0,04 6,92 + 0,58
Elmos Semicond. 0,52 28,80 + 1,41
Evonik Industries 1,15 27,36 ± 0,00
GEA Group 0,85 29,98 – 0,56
Gelsenwasser 21,16 1060,00 – 1,85
Gerry Weber konv. 1,70 + 13,33
Hamborner Reit 0,46 9,79 + 0,69
Hella 3,35 49,56 – 0,52
Hochtief 4,98 114,20 + 0,09
Indus Holding 1,50 38,95 + 0,26g
Innogy 1,40 44,60 + 0,65
Klöckner & Co. NA 0,30 6,25 – 0,40
Lanxess 0,90 60,44 – 0,03
LEG Immobilien 3,53 106,50 + 0,61
Logwin NA 3,50 154,00 – 1,28g
Masterflex 0,07 4,40 – 5,17
Medion 0,69 14,10 ± 0,00
Metro St. 0,70 14,42 – 0,55
Nordw. Handel 0,70 22,80 + 0,88
Qiagen 30,30 – 18,17g
Rheinmetall 2,10 103,70 + 0,34
RTL Group 3,002x 44,26 – 0,58
SMT Scharf 10,20 – 2,86
thyssenkrupp 0,15 12,07 – 0,33
TUI NA 0,72 11,40 + 1,92
Uniper NA 0,90 29,88 + 0,37
Vossloh 1,00 36,65 – 0,81
Westag & Getal.St. 0,12 29,20 + 1,39

WEITERE AKTIEN
Dividende 27.12. % zum VT

1&1 Drillisch 0,05 22,36 + 0,54
Aareal Bank 2,10 30,63 + 0,69
Airbus 1,65 133,00 + 0,21
Aroundtown 0,07 7,96 + 0,50
Aurubis 1,55 55,02 ± 0,00
Axel Springer vNA 2,10 61,90 + 0,24
Commerzbank 0,20 5,44 + 0,54
CTS Eventim 0,62 56,40 – 0,18
Delivery Hero 70,54 + 0,92
Deutz 0,15 5,56 – 1,59
Dt. EuroShop NA 1,50 26,16 + 0,54
Dt. Pfandbriefbank 1,00 14,54 – 0,07
Dt. Wohnen Inh. 0,83 36,59 + 1,22
Dürr 1,00 30,69 + 1,35
Fielmann 1,90 71,35 – 0,56
Fraport 2,00 75,44 + 0,03
freenet NA 1,65 20,65 + 0,63
Fuchs Petrolub Vz. 0,95 44,06 + 0,78

DAX Dividende 27.12. % z.VT 52W Hoch/Tief

Adidas NA 3,35 292,50 + 0,48 296,75 / 181,10
Allianz vNA 9,00 220,60 ± 0,00 225,90 / 171,96
BASF NA 3,20 67,90 + 0,53 74,61 / 55,64
Bayer NA 2,80 73,21 – 0,53 74,36 / 52,02
Beiersdorf 0,70 106,75 – 0,09 117,25 / 80,60
BMWSt. 3,50 73,51 – 0,04 78,30 / 58,04
Continental 4,75 115,60 – 0,19 157,40 / 103,62
Covestro 2,40 41,82 + 0,02 55,78 / 37,30
Daimler NA 3,25 49,84 + 0,11 60,00 / 40,31
Dt. Bank NA 0,11 6,91 – 0,01 8,32 / 5,78
Dt. Börse NA 2,70 140,55 + 0,43 145,95 / 103,25
Dt. Post NA 1,15 34,41 + 1,15 35,00 / 23,36
Dt. Telekom 0,70 14,72 – 0,03 16,26 / 13,95
E.ON NA 0,43 9,56 + 0,44 10,26 / 8,08
Fres. M.C.St. 1,17 66,64 + 1,96 76,68 / 55,44
Fresenius 0,80 50,16 + 0,51 52,82 / 40,46
Heidelb.Cem. 2,10 64,88 – 0,18 73,52 / 52,12
Henkel Vz. 1,85 92,60 + 0,30 97,80 / 80,70
Infineon NA 0,27 20,34 – 0,02 21,62 / 13,42
Linde PLC 0,882x 191,15 + 0,13 192,85 / 133,35
Lufthansa vNA 0,80 16,43 – 0,21 23,66 / 12,58
Merck 1,25 105,30 ± 0,00 110,35 / 85,84
MTU Aero 2,85 259,00 + 1,17 266,30 / 155,60
Münch. R. vNA 9,25 265,40 – 0,49 268,00 / 185,45
RWE St. 0,70 27,06 + 0,30 28,81 / 18,36
SAP 1,50 121,40 + 0,53 125,00 / 83,95
Siemens NA 3,80 118,24 + 0,61 119,90 / 84,42
Vonovia NA 1,44 48,18 + 1,03 48,95 / 39,40
VW Vz. 4,86 176,66 + 0,28 187,74 / 134,08
Wirecard 0,20 106,30 + 0,95 170,70 / 86,00

MDAXA
28537,47
–0,03 %

SDAXA
12515,01
+0,82 %

EURO ST. 50
3782,27
+0,21 %

DOW JONES
28678,03
+0,20 %

NIKKEI
23837,72
–0,36 %

€ IN $
1,1153
+0,66 %

ROHÖL
($/Barrel)
68,12

+1,35 %

Kurse vom: 27.12.19
um 18.25 Uhr

Basis DAXA u. Weitere Aktien
vom 27.12. (% z.VT)T

Fres. M.C.St. +1,96 WWWWWW

Gerresheimer +1,75 WWWWWW

Ströer +1,74 WWWWWW

Leoni NA WWWWWWWWWWWWWW –5,01
Jungheinrich WWWWW –1,63
Deutz WWWWW –1,59

GEWINNER/VERLIERER

„Der Export ist zur Achillesferse geworden“
NRW-Arbeitgeberpräsident Arndt G. Kirchhoff blickt auf „gemischtes Jahr 2019“ zurück. Hoffnung auf „Licht am Ende des Jahres 2020“
Von Jens Helmecke

Hagen. Wirtschaftlich hat sich 2019
noch schwächer entwickelt als zu
Jahresbeginn bereits prognostiziert.
Politisch ist es turbulent zugegan-
gen. Ein auch von derWirtschaft be-
fürchteter massiver Rechtsruck bei
der Europawahl blieb zwar aus, in
vielen Bundesländern legte die AfD
erheblich zu, in NRW zerstritt sie
sich. ImRückblickäußert sichNord-
rhein-Westfalens Arbeitgeberpräsi-
dent Arndt G. Kirchhoff kritisch –
auf 2020 blickt der Sauerländer aber
durchaus optimistischer als man es
vermutet hätte.

Herr Kirchhoff, war 2019 ein gutes
oder schlechtes Jahr?
Arndt G. Kirchhoff: Es war ein ge-
mischtes Jahr. Es war selbst für Teile
der Autoindustrie nicht wirklich
schlecht. Für andere Branchen so-
gar richtig gut, wennman ansHand-
werk denkt, etwa bei Heizung, Sani-
tär, Klima. Was eben deutlich
schlechter geworden ist, war der Ex-
port, der vom starken Muskel der
deutschen Wirtschaft zur Achilles-
ferse geworden ist.

Was woran liegt?
InersterLinie andenweltwirtschaft-
lichen Belastungen durch Handels-
konflikte, etwa zwischen den USA
und China. Wenn der Protektionis-
mus aufhört, kann aber aus dem
Schatten schnell Licht werden. Ins-
gesamt sehen wir einen deutlichen
Rückgang des Wirtschaftswachs-
tums auf etwa 0,5 Prozent (Bruttoin-
landsprodukt gegenüber dem Vor-
jahr). Vor allem die schwächere In-

„An den umweltpoli-
tischen Alleingängen

hat sich in NRW
gegenüber der

Vorgängerregierung
kaum etwas
geändert.“
Arndt G. Kirchhoff

dustrieproduktion mit einemMinus
von vier bis fünf Prozent drückt hier
auf das gesamte Ergebnis.

Kurzfristig ist auch keine Änderung
in Sicht, oder?
Ein Problem ist, dass zuwenig inves-
tiert wird. Das liegt schon daran,
dass die Rahmenbedingungen in
Deutschland vergleichsweise
schwierig sind. Die USA etwa haben
jüngst ihre Unternehmensbesteue-
rung von 35 auf 21 Prozent gesenkt.
In Deutschland liegen wir bei rund
30 Prozent und damit auch noch
acht Prozentpunkte über dem EU-
Durchschnitt. Zudem sind die Ener-
giekosten bei uns sehr hoch. Da
muss sich jedes Unternehmen zwei-
mal überlegen, ob es inDeutschland
oder im europäischen Ausland in-
vestiert.

Was bedeutet das Klimapaket und
der Einstiegspreis von 25 Euro CO2
je Tonne ab 2021 in diesem Zusam-
menhang?
Klar ist, dass die deutscheWirtschaft
die Notwendigkeit sieht, etwas für
dasKlimazu tun.Esmussaber inder
richtigen Geschwindigkeit passie-
ren. Und: Unter dem Strich dürfen
die Energiekosten für die Unterneh-

men nicht weiter steigen. Das heißt:
Die EEG-Umlage muss entspre-
chend sinken.

Nur für die Industrie?
Ichhabenichts dagegen, dieUmlage
für alle zu senken. Unser Problem
ist, dass wir das einzige Land der Er-
de sind, dass gleichzeitig aus der
Kohle und dem Atomstrom aus-
steigt.Noch istNordrhein-Westfalen
ein großes Industrieland, die Num-
mer sechs in Europa und unter den
größten 20 weltweit. Wenn wir er-
folgreich bleiben wollen, brauchen
gerade wir weiter eine verlässliche
und bezahlbare Energieversorgung.

NRW hat auch andere Probleme.
Das Revier gilt mittlerweile als ein
Armenhaus der Republik. Vor
knapp zwei Jahren wurde die Ruhr-
konferenz initiiert, um genau diese
Region zukunftsfähig zu machen.
Bislang ist wenig passiert, oder?
Das sehe ich nicht so. Es wurden
jetzt ein Jahr langmit tausenden von
Leuten Ideen zusammengetragen.
Dabei heraus kamen 74 Einzelpro-
jekte, die in fünf Handlungsfelder –
Bildung, Innovation, Wirtschaft,
Arbeit und Mobilität – gegliedert
wurden. Ich halte das für ein ordent-

liches Zwischenergebnis. Es gibt gu-
te Ansätze. Wichtig ist, dass wir die
Menschen mitnehmen.

Apropos. Die Wirtschaft hat die
Landesregierung bislang mit viel
Lob begleitet. Das Wachstum in
NRW ist aber nach wie vor allen-

Nordrhein-Westfalens Arbeitgeberpräsident Arndt G. Kirchhoff blickt optimistisch auf 2020. foto: Kai Kitschenberg / ffs

falls mittelmäßig. Hat sich wirklich
so viel verbessert?
Beim Bürokratieabbau sind wir
deutlich vorangekommen. Aller-
dings hat sich an den umweltpoliti-
schen Alleingängen tatsächlich
kaum etwas gegenüber der Vorgän-
gerregierung geändert.Wirmöchten
ja nicht mehr als eine Eins-zu-Eins
Umsetzung von EU-Vorschriften. In
NRW haben wir aber noch viele zu-
sätzliche Restriktionen. Auch haben
wir viel zu hohe Hebesätze bei der
Grund- und Gewerbesteuer. Attrak-
tiv für Unternehmensansiedlungen
ist das nicht. Der Bund muss hoch
verschuldeten NRW-Kommunen
unter die Arme greifen, damit sie im
Gegenzug Abgaben senken können.

Was bringt 2020, das Jahr, in dem
Deutschland den Ratsvorsitz in
einer Europäischen Union mit einer
deutschen Kommissionsvorsitzen-
den Ursula von der Leyen über-
nimmt?
Am besten bringt das kommende
Jahr keine Alleingänge innerhalb
der EU. Europa muss realistische
Projekte umsetzen. Dazu gehört der
Infrastrukturausbau, da brauchen
wir einheitliche Standards. Wir

brauchen ein regelbares Smart Grid
(Energieverteilnetz/Red.). Und wir
müssen schnell dasProjekt „GaiaX“
umsetzen, also eine eigene europäi-
scheDatenplattform.Das ist wichtig
für neue Geschäftsmodelle. Und
schließlich gehören die Daten, die
wir mit unserer Industrie sammeln
(beispielsweise in Autos), uns und
nicht Amerikanern oder Chinesen.
ImMoment fliegen unsere Daten so
durch dieWelt. Einen fairenWettbe-
werb wird es aber nur geben, wenn
unsereDatenauchbeiuns inEuropa
liegen und wir sie nicht weiter preis-
geben. Die Autoindustrie ist hier be-
reits auf einem gutenWeg.Wenn ich
mir noch eines wünschen könnte,
dann wäre es, dass die Sanktionen
gegenüber Russland wieder gelo-
ckert werden können. Die Industrie
möchte endlich wieder stärker mit
den Nachbarn in Europa ins Ge-
schäft kommen.

Setzt sich die Rezession im indust-
riellen Sektor 2020 fort?
Es rumpelt zwar in der Wirtschaft,
aber die Zeichen stehen nicht auf
Absturz.MeineHoffnung ist, dass es
am Ende des Jahres 2020 Licht ge-
ben wird.

Anzeige
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»Größer denken,
weniger zahlen!«

SpardaBaufinanzierung:
Sichern Sie sich einen Zinsrabatt von bis zu 0,20 %*.
Jetzt informieren: www.sparda-west.de/baufi
Telefon: 0211 23 93 23 93

*Gilt für Neufinanzierungen. Für Finanzierungssummen ab 100.000 Euro erhalten Sie 0,10 %, ab 200.000 Euro
erhalten Sie 0,20 %. Stand: 11. Dezember 2019, Änderungen und Irrtümer vorbehalten.

Gemeinsam mehr als eine Bank

Mehr Infos unter: wwwwwwwww wwwwwwwww .sparda-west.de/testergebnis
Stand: Dezember 2019

Die Stahlindustrie ist kurz davor, die 
Hochofen auszustellen, die Chemie-
industrie liefert ebenfalls vieles an 
die Autoindustrie. Wir Autozulieferer 
bestellen nicht eine Maschine, wenn 
wir nicht sehen, dass es weitergeht. 
Und die Autohäuser, die nichts ver-
kaufen, gehen ganz schnell pleite. 
Die Autoindustrie ist einfach der al-
lergrößte Hebel. Davon hängen mehr 
als sechs Millionen Arbeitsplätze ab.

Die europäischen Nachbarn sehen 
das kritisch bis neidisch!
Aber sie profitieren auch davon. In 
der Autoindustrie kommen 60 Pro-
zent der Vorleistungen aus der EU, 
beim Maschinenbau sind es sogar 70 
Prozent. Beide Industrien sind be-
sonders vernetzt in Europa. Setzt 
Deutschland Impulse, springen die 
Produktionen in ganz Europa wieder 
an. Dann brauchen die Länder auch 
keine Konjunkturprogramme dort. 
Deutschland hat ja mehr Geld für sol-
che Programme.

Aber gesamtgesellschaftlich wäre ei-
ne Mobilitätsprämie doch besser.
Wir wollen gar nicht nur eine Kauf-
prämie für Autos, wir können gern 
Mobilität fördern. Wir haben auch 
vorgeschlagen, Ladestationen zu för-
dern. Aber bedenken Sie, wir haben 
erst 43 Prozent grünen Strom hierzu-
lande. Das muss man bei der Klima-
bilanz der Elektromobilität beachten. 
Insofern ist ein moderner Verbren-
ner oft besser.

Welche Alternativen zur Kaufprä-
mie für Autos sehen Sie?
Auch ein zinsloser Kredit wäre eine 
Möglichkeit, es geht darum, dass die 
Menschen wieder etwas kaufen. Mir 
ist da jedes Mittel recht, damit man 
die Belastung gering hält.

Eine Autoprämie wäre auch unge-
recht anderen Branchen gegenüber, 
die einen Einbruch von 99 Prozent 
verzeichnen und nicht auf Nachhol-
effekte hoffen dürfen.

D
er 65-jährige Unterneh-
mer ist derzeit häufiger 
als sonst im heimi-
schen Arnsberg, als 
VDA-Vize, als Chef der 

Unternehmer NRW und von Metall 
NRW ist er normalerweise viel unter-
wegs. Stattdessen reihen sich Web-
konferenzen aneinander, die er meist 
von seinem Büro aus wahrnimmt. 
Ende vergangener Woche hätte er ei-
gentlich in Neu-Isenburg rund 200 
Mitglieder zur VDA-Mittelstandskon-
ferenz getroffen. Und eigentlich wäre 
auch Grünen-Chef Robert Habeck 
abends zu einer Keynote gekommen. 
Doch das ist alles abgeblasen. Statt-
dessen trafen sich via Webkonferenz 
rund 50 Mitglieder und diskutierten 
vor allem über die Coronakrise und 
die Probleme der mittelständischen 

Autozulieferer. Von dem schlichten 
Eckbüro aus schaut er auf das Unter-
nehmen, das noch lange nicht wie-
der auf Volllast fährt.

Herr Kirchhoff, was ist momentan 
Ihre größte Sorge als Chef eines Au-
tozulieferers?
Die Frage, wie wir zur neuen Norma-
lität kommen. Dazu gehört vor allem, 
dass auch der Absatz wieder funktio-
niert. Das gilt aber nicht nur für uns 
und die Autozulieferer, sondern für 
alle Unternehmen. Es muss wieder 
gekauft werden.

Die Autobranche ruft so ungeniert 
und vehement nach Kaufprämien 
wie nie zuvor, obwohl sie sich zum 
Beispiel beim Thema Elektromobili-
tät lange Zeit gelassen hat.

Arndt Kirchhoff

„Ohne 
Kaufanreize 
drohen 
Entlassungen“
Der geschäftsführende Gesellschafter 
der Kirchhoff-Gruppe über die Grenzen 
der Kurzarbeit, den Hebel der 
Autoindustrie und den Optimismus  
der Unternehmer.

Arndt Kirchhoff: 
 In dem gleichnamigen 
Familienunternehmen 
sind 66 Prozent  
der Mitarbeiter in 
Kurzarbeit.
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Der Unternehmer Der 
65-jährige Geschäfts-
führende Gesellschaf-
ter der Kirchhoff-
Automotive-Holding 
kam 1990 nach einem 
Studium zum Wirt-
schaftsingenieur und 
sieben Jahren beim 
Kraftwerksbauer 
Deutsche Babcock als 
erster Sohn in den 
Betrieb. Er führt die 
Gruppe mit seinen 
Brüdern Wolfgang 
und Johannes, die die 
Automotive-Sparte 
und die Entsorgung 
verantworten. Arndt 
Kirchhoff leitet seit 
2016 auch den Arbeit-
geberverband Unter-
nehmer NRW, seit 
2014 den Branchen-
verband Metall NRW. 
Und er ist VDA-Vize-
präsident.

Das Unternehmen  
Die vor 235 Jahren 
gegründete Gruppe 
setzt mit 13 500 Mit-
arbeitern 2,485 Milli-
arden Euro um. Die 
größte Sparte Auto-
motive beschäftigt 
9 000 Mitarbeiter in 
elf Ländern und 
setzte 2019 rund 1,61 
Milliarden Euro um. 
Die Ecotec-Sparte hat 
einen schadstofffreien 
Antrieb für Entsor-
gungsfahrzeuge ent-
wickelt. Neben dem 
Werkzeugbau Witte 
gibt es noch eine Ein-
heit, die Autos für ein-
geschränkt mobile 
Menschen umrüstet.

Vita  
Arndt Kirchhoff
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Das stimmt. Wenn man hilft, dann 
muss man allen betroffenen Branchen 
helfen, und wir erkennen durchaus 
an, dass es Branchen gibt, denen es 
schlechter geht. Veranstaltung, Gas-
tronomie, Handel und auch die 
Schausteller! Denken Sie nur daran, 
dass das Geld für eine Prämie ja nicht 
die Autoindustrie bekommt, sondern 
die Verbraucher.

Und dann werden vielleicht mit viel 
Glück Käufe etwas vorgezogen, die 
dann im Folgejahr wieder fehlen.
Das wissen wir in der Autoindustrie, 
und damit können wir umgehen. Viel 
wichtiger ist, dass es jetzt einfach mal 
losgeht.

Was passiert bei Kirchhoff, wenn es 
keine Kaufprämie für Autos oder Mo-
bilität gibt?
Dann werden wir noch lange in die-
sem Zustand verharren. Bei uns sind 
66 Prozent der deutschen Belegschaft 
in Kurzarbeit. Im Ausland ist es prak-
tisch auch so. Wir haben Gott sei 
Dank niemanden entlassen, das ist ja 
das Gute an der Kurzarbeit. Aber es 
ist kein Instrument für die Ewigkeit.

Also ohne Kaufanreize drohen auf 
 jeden Fall Entlassungen?
Ja. Das kann man so sagen.

Aber welcher Beschäftigte kauft sich 
ein Auto, wenn er sich in Kurzarbeit 
befindet? Derzeit geht die Bundes-
agentur für Arbeit von mehr als zehn 
Millionen Kurzarbeitern aus.
Genau das ist das Problem. Deshalb 
wollen wir Kaufanreize, damit wir die 
Leute rauskriegen aus der Kurzarbeit. 
Wenn sie in Kurzarbeit bleiben, dann 
konsumieren sie nicht. Und Konsum 
ist auch aus staatlicher Sicht sehr 
wichtig. Wenn mehr Menschen arbei-
ten und die Firmen wieder Umsätze 
generieren, kommen auch die Steu-
ern wieder, wie Lohnsteuer, Umsatz-
steuer, auch in den Kommunen die 
Gewerbesteuer. Verharren wir in der 
Kurzarbeit, finanzieren wir Sozialsys-
teme. Und das geht auch nicht ewig. 

Wie stark war bei Ihnen der Ein-
bruch?
Wir haben einen Rückgang des Absat-
zes von 80 bis 90 Prozent. Die Werke 
standen still bis auf wenige Mitarbei-
ter, die dafür gesorgt haben, dass die 
notwendigen Komponenten nach Chi-
na geliefert werden konnten. Das wa-
ren aber nur zehn Prozent. Wir haben 
den Absatz in China gebremst, weil 
wir hier nicht liefern konnten.

Und warum sind dann nur 66 Pro-
zent bei Kirchhoff in Kurzarbeit?
Wir müssen zukunftsfähig bleiben. 
Daher arbeiten wir in der Produktent-
wicklung und bei Digitalisierungspro-
jekten weiter wie bisher, wie im übri-
gen auch die Hersteller. Da wird gar 
nichts gestoppt. Die Zukunft findet 
statt. Deshalb geht auch unsere Ent-
wicklungsarbeit für die Karosserien 
zukünftiger Elektrofahrzeuge uneinge-
schränkt weiter. Es gibt z. B. nicht nur 
völlig andere Bodengruppen, die jetzt 
geschützt die großen Batterien für 
den E-Motor aufnehmen müssen. 
Auch die Crashmanagementsysteme 
im Fahrzeugvorderbau müssen völlig 
anders konzipiert werden, da ja die 
Verbrennungsmotoren fehlen, die bei 
einem Unfall sonst einen großen Teil 
der Aufprallenergie aufnehmen.

Werden die chinesischen und ameri-
kanischen Techfirmen die deutsche 
Autoindustrie abhängen?
Nein, aber es ist auch nach wie vor für 
die Mittelständler wichtig, den Netz-
ausbau voranzutreiben. Das digitale 

Netz ist Voraussetzung für die Ener-
gie- und Mobilitätswende.

Also Sie arbeiten weiter an digitaler 
Transformation und Klimazielen?
Ja, wir arbeiten mit Hochdruck an den 
digitalen und klimaschonenden 
Transformationsprojekten. Wir haben 
auch bei modernen Verbrennungsmo-
toren einen richtigen Sprung bei der 
Reduzierung von CO2, Stickoxid und 
Feinstaub erreicht. Bei Stickoxid ha-
ben wir Reduzierungen um den Fak-
tor sechs bis acht, bei Feinstaub um 
den Faktor drei bis vier erreicht. Was 
derzeit nicht funktioniert, sind die 
Produktion und der Verkauf.

Wie läuft die Produktion im Mai an?
Das lässt sich ganz langsam an. Wir 
sind derzeit bei 40 Prozent der Nor-
malproduktion. Allerdings mit stei-
gender Tendenz. Im Juni wollen wir 
60 Prozent erreichen.

Werden Sie dieses Jahr noch eine 
Auslastung von 100 Prozent errei-
chen?
 Wir bei Kirchhoff gehen davon aus, 
dass wir 100 Prozent erst im Herbst 
2021 erreichen werden. Bei Bosch und 
Schaeffler geht man offenbar noch 
von einem späteren Zeitpunkt aus.

Blicken wir mal auf Ihre Werke welt-
weit: Wie sieht es da aus?
Alle Werke in Mexiko, den USA und 
Kanada stehen gerade still. Wir kämp-
fen dafür, dass der bis 1. Juni geplante 
Shutdown in Mexiko früher beendet 
wird. Da sonst die Werke in den USA 
und Kanada nicht anlaufen können, 
und in den USA soll es ja früher losge-
hen. Das gilt für alle Hersteller und 
Zulieferer.

Für die meisten Mittelständler ist Li-
quiditätssicherung die größte He-
rausforderung, das Geld fließt wö-
chentlich ab, klagen sie. Wie ist es bei 
Ihnen?
Die Sorgen machen wir uns nicht, wir 
als Familienunternehmen haben be-
reits vor drei Jahren damit begonnen, 
uns auf den drohenden Abschwung 
vorzubereiten, wir sind daher liquidi-
tätsmäßig gut aufgestellt. Ich hoffe, 
das gilt für viele Mittelständler.

Wie lange können Sie durchhalten?
Das möchte ich nicht sagen.

Sind Sie als VDA oder Chef der Unter-
nehmer NRW derzeit näher an der 
Politik als früher?
Die Zusammenarbeit zwischen Politik 
und Wirtschaft war noch nie so eng. 
Wir treffen uns wöchentlich im Land 
und im Bund, das kann man nur lo-
ben. Und: Noch machen alle mit. Wir 
alle versuchen, dass es noch ein V 
wird mit der Konjunktur und kein L. 
Wir haben der Politik empfohlen, 
dass man Konjunkturprogramme 
auch rückwirkend machen kann. Also 
bekommen die Konsumenten einen 
Gutschein oder einen Rabatt.

Gerade hat eine Umfrage gezeigt, 
dass die deutschen Mittelständler 
trotzdem optimistisch sind. Wie er-
klären Sie das?
Stellen Sie sich vor, Unternehmer wä-
ren Pessimisten, dann könnte 
Deutschland einpacken. Die Verbrau-
cher sind verständlicherweise gerade 
pessimistisch. Es ist unsere Aufgabe, 
dass sie wieder zur Arbeit kommen 
dürfen. Damit können wir das sicht-
barste Zeichen für Zuversicht setzen.

Herr Kirchhoff, vielen Dank für das 
Interview.

Die Fragen stellte Anja Müller.

Ceconomy wächst 
online kräftig 
DÜSSELDORF Die Elektronikhan-
delsketten der kriselnden Düssel-
dorfer Holding Ceconomy, Media 
Markt und Saturn, verzeichnen ei-
nen rasanten Anstieg der Verkäufe 
über ihre Onlineshops. Nach einem 
Plus der reinen Onlineverkäufe im 
März um 98 Prozent im Vorjahres-
vergleich weise der April sogar ein 
Plus von 300 Prozent auf, teilte das 
Unternehmen am Mittwoch in Düs-
seldorf mit.
Die Handelsketten hatten in der Co-
ronakrise ihre Filialen wochenlang 
schließen müssen. Nun seien die 
Märkte in Europa in zwölf von ins-
gesamt 13 Ländern wieder geöffnet. 
Insgesamt seien 943 der 1 025 Ge-
schäfte wieder in Betrieb, berichtete 
das Unternehmen. Nur die 78 Märk-
te in der Türkei blieben vorläufig 
noch geschlossen. Ceconomy kann 
auf einen Kredit der staatseigenen 
Förderbank KfW zurückgreifen, um 
durch die Krise zu kommen. dpa

Videospieleboom 
gibt Tencent Schub 
SHENZHEN Eine hohe Nachfrage 
nach Videospielen während der Co-
ronavirus-Pandemie hat den Umsatz 
des chinesischen Spiele- und Social-
Media-Giganten Tencent im ersten 
Quartal angetrieben. Der Konzern 
verbuchte ein Umsatzplus von 26 
Prozent auf 108,07 Milliarden Yuan 
(umgerechnet gut 14 Milliarden 
Euro). Der Gewinn übertraf mit 
28,90 Milliarden Yuan die Analysten-
erwartungen. „Wir erwarten, dass 
sich die Konsumaktivitäten bei On-
linespielen weitgehend normalisie-
ren werden, wenn die Leute wieder 
arbeiten gehen, und sehen Gegen-
wind in der Online-Werbeindustrie 
auf uns zukommen“, teilte Tencent 
mit. Das Videospiel-Geschäft, das 
gut ein Drittel der Erlöse ausmacht, 
wuchs um 31 Prozent auf 37,30 Milli-
arden Yuan. Seit Jahresbeginn hat 
die Tencent-Aktie 15 Prozent zuge-
legt, während der Leitindex Hang 
Seng um 15 Prozent fiel. Reuters
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BNDmuss sich an Grundrechte halten
Journalisten erstreiten vor dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe ein
Grundsatz-Urteil zur Ausspähung von E-Mails, Chats und Telefonaten.

¥ Karlsruhe (dpa). Der Bun-
desnachrichtendienst (BND)
muss sich bei seinen weltwei-
ten Überwachungsaktivitäten
an deutsche Grundrechte hal-
ten. Das Fernmeldegeheimnis
und die Pressefreiheit schütz-
ten auch Ausländer, entschied
das Bundesverfassungsgericht
in Karlsruhe mit einem am
Dienstag verkündeten Urteil.
Die Richter gaben einer Kla-

ge der Menschenrechtsorgani-
sation Reporter ohne Grenzen
und mehrerer ausländischer
Journalisten gegen das Ende
2016 reformierte BND-Gesetz
statt, das dies nicht berück-
sichtigt. Es muss nun bis spä-
testens Ende 2021 grundle-

gend überarbeitet werden (Az.
1 BvR 2835/17).
Konkret geht es umdie Vor-

schriften für die strategische
Fernmeldeaufklärung im Aus-
land. Dabei durchforstet der
BND ohne konkreten Ver-
dacht große Datenströme auf
interessante Informationen.

Richter sprechen von
schwerem Eingriff

Deutsche Bürger dürfen
nicht auf diese Weise über-
wacht werden. Der BND ver-
sucht deshalb, ihre Kommu-
nikation vor der inhaltlichen
Auswertung auszusortieren.

Die Richter sehen die Über-
wachung aber auch als schwe-
renEingriff, „weilmit ihrheim-
lich in persönliche Kommu-
nikationsbeziehungen einge-
drungen wird“. Problematisch
sei vor allemdie enorme Streu-
breite: „Sie ist anlasslos gegen-
über jedermann einsetzbar.“
Der Gesetzgeber muss die
BND-Befugnisse daher viel ge-
nauer regeln und begrenzen.
Reporter ohne Grenzen

sprach von einem großen Er-
folg. „Wir freuen uns, dass
Karlsruhe der ausufernden
Überwachungspraxis des BND
im Ausland einen Riegel vor-
schiebt“, sagte Geschäftsführer
ChristianMihr.¦ Kommentar

GerryWeber
droht neuerliche

Insolvenz
¥ Halle (maut/nic). Bedingt
durch die Corona-Krise ist der
gerade erst sanierte HallerMo-
dekonzern Gerry Weber er-
neut ins Trudeln geraten. Um
das Unternehmen zu retten, ist
es unerlässlich, dass einige
Gläubiger ihre Forderungen
stunden. Während für einen
erheblichen Teil der Summen
die Zusagen bereits vorliegen,
hängt die Rettung noch an et-
wa zehn Banken, die der Stun-
dung eines niedrigen zweistel-
ligen Millionenbetrages zu-
stimmen müssten. Während
die Arbeitnehmervertreter da-
von sprechen, dass das Unter-
nehmen bis zum Feiertag ein
positives Signal benötige, um
eine Insolvenz zu verhindern,
erklärt Unternehmensspre-
cher Gundolf Moritz, dass es
keine Deadline gebe. „Aber
sollte die Stundung nicht ge-
lingen, würde es tatsächlich
sehr schnell gehen.“ Dennoch
sei er „vorsichtig optimis-
tisch“, dass mit den Banken
eine Einigung erzielt werde.
Mit einer von Gewerkschaft
und Betriebsrat organisierten
Online-Kampagne hat die Be-
legschaft von Gerry Weber am
Dienstagnachmittag morali-
schen Druck auf die Gläubi-
ger ausgeübt.

Unternehmer-Chef: Wir
brauchen eine neue Kauflust

Arndt Kirchhoff legt ein Fünf-Punkte-Programm vor.
Pandemie hat NRW-Wirtschaft „mit voller Wucht“ erfasst.

Lothar Schmalen

¥ Düsseldorf. Arndt Kirch-
hoff weiß, wovon er redet. Sein
sauerländisches Weltunter-
nehmen der Autozulieferer-
Branchehat seitBeginndesCo-
rona-Lockdowns 90 Prozent
Umsatz eingebüßt. „Die Pan-
demie hat die NRW-Wirt-
schaft mit voller Wucht er-
fasst“, sagt Kirchhoff, Präsi-
dent der Unternehmerverbän-
de in NRW.
Die Umsatzrückgänge der

Firmen in NRW betragen sei-
ner Einschätzung nach zwi-
schen 60 und 100 Prozent. Al-
le Branchen – und das unter-
scheide die Corona-Krise von
der Finanz- und Wirtschafts-
krise von 2008/09 – seien be-
troffen. Deutschland habe die
Pandemie bislang gut geman-
agt, das Ergebnis könne sich
weltweit sehen lassen, lobt
Kirchhoff die Politiker. Jetzt
gelte es, die Bremsen zu lösen.
Vor allem müssten Investi-

tions- und Konsumzurückhal-

tung überwunden werden.
Kirchhoff fordert starke Kauf-
anreize, umdieWirtschaftwie-
der in Gang zu bringen. Ziel
müsse es sein, die Investitions-
bereitschaftderFirmenunddie
Kauflust der Verbraucher zu
stärken.
Er schlägt deshalb Sonder-

abschreibungsmöglichkeiten
für Investitionen und neue
Möglichkeiten für Verbrau-
cher vor, den Kauf von Kon-
sumgütern von der Steuer ab-

zusetzen. Wer wegen geringer
Einkommen keine Steuern
zahle, könnte Konsumgut-
scheine oder kostenlose Kre-
dite erhalten. „Wichtig ist, dass
die Kaufanreize jetzt schnell
kommen“, sagte Kirchhoff.
Schnelligkeit sei wichtig, sonst
würden viele Verbraucher mit
ihren Kaufentscheidungen
weiter warten.
Kirchhoff legte ein Fünf-

Punkte-Programm zur Über-
windung der Wirtschaftskrise

vor. Neben der Stärkung des
Konsums umfasst es Maßnah-
men zur Erhaltung der Liqui-
ditätderUnternehmenundzur
Stabilisierung der internatio-
nalen Lieferketten durch Öff-
nung der europäischen Gren-
zen.AußerdemmüssederStaat
jetzt in die Zukunft investie-
ren. Schließlich gehe es dar-
um, die Wettbewerbsfähigkeit
der Unternehmen zu stärken.
Eine Diskussion über Steuer-
erhöhung sei deshalb zurzeit
völlig falsch. Schulden zu ma-
chen, sei jetzt durchaus sinn-
voll. „Wie die Kassen wieder
aufgefüllt werden, ist eine Auf-
gabe für die Zeit nach der Kri-
se“, so Kirchhoff.
Im nordrhein-westfäli-

schen Einzelhandel geht es
nach derÖffnung der Geschäf-
te nur langsam aufwärts. Einer
Umfrage ihres Verbandes zur
Folge erreichen aktuell die
Hälfte der Unternehmen ma-
ximal 60 Prozent der Vorjah-
resumsätze, die anderen noch
weniger. ¦ Kommentar

Die Infektionszahlen
´ NRW: 36.467 (Vortag 36.347)
´ OWL: 3.515 (3.532)
´ Stadt Bielefeld: 409 (408)
´ Kreis Gütersloh: 617* (638)
´ Kreis Herford: 330 (330)
´ Kreis Höxter: 334 (333)
´ Kreis Lippe: 740 (740)
´ Kreis Mi.-Lübb.: 470 (469)
´ Kreis Paderborn: 615 (614)
´ Todesfälle OWL: 115 (113)
´ Todesfälle NRW: 1.524 (1.511)
QUELLEN: NRW-GESUNDHEITSMINISTERIUM, GESUNDHEITSÄMTER

*Güterslohhat seineZahlen imZu-

sammenhang mit den Massentests

im Fleischbetrieb Dissen nachträg-

lich bereinigt.

17° Vormittag 20° Nachmittag 9° Nacht

WETTER

Zwischen Weser und Rhein
Alltag in Kitas imKrisenmodus
¥ Enger/Düsseldorf. Erzieher müssen aktuell große Herausfor-
derungen bewältigen.WährendNRWüber dieÖffnung vonKitas
diskutiert, fühlen sich Erzieher im Stich gelassen.

Sport
Arminia-Profis im Fokus anderer Vereine
¥ Bielefeld. Mit guten Leistungen und Ergebnissen hat Arminia
Bielefeld es an die Spitze der 2. Liga geschafft. Der Erfolg hat we-
nig überraschend Begehrlichkeiten der Konkurrenz geweckt.

Sorgen umdenWald in NRW
¥ Düsseldorf. In Agrarregionen haben es bedrohte Tiere beson-
ders schwer,heißt es im„Bericht zurLagederNatur“. InNRWma-
chen sich Forstleute Sorgen um den Wald.

Wirtschaft
Test beiWestfleisch in Coesfeld erfolgreich
¥ Münster/Coesfeld. Mehr als eine Woche lang war das Werk
von Westfleisch in Coesfeld wegen eines Corona-Ausbruchs ge-
schlossen. Nun gab es einen Testdurchlauf – noch ohne Tiere.

FOTO: DPA

Ein Herz
für Bienen
¥ Bielefeld. Heute ist Weltbienentag.
Die Vereinten Nationen haben ihn
2018 ins Leben gerufen, um auf mehr
Schutz der Bienen zu drängen. In
Deutschland sind vor allem Wildbie-
nen bedroht. Düngung, Pestizide –
Hauptproblem bleibt Wissenschaft-
lern zufolge die intensive Landwirt-
schaft. Teils sind die Städte mit ihren
Parks und Kleingärten artenfreundli-
cher als das Umland. Und dann gibt
es noch Bienen, über die wir noch
viel zu wenig wissen: wilde Honigbie-
nen, die in Baumhöhlen leben. Ein
spektakulärer neuer Bildband zeigt,
wie sie leben. ¦ Kultur

nw.de
Bielefelder Tageblatt   

MO/MW
Mittwoch, 20. Mai 2020 – 2,00 EUR

Nr. 117/21, 210. Jahrgang
Unabhängig –  Überparteilich

Anzeige

Bielefeld: Viel heiße Luft vor
demUmbau des Jahnplatzes

¥ Bielefeld. Auf dem Jahnplatz
wird unterirdisch der Kanal sa-
niert –mit Schläuchen,Harzund
heißer Luft. Alles muss schnell
gehen. Am 1. Juli soll der Um-
bau starten. Noch ist der Auf-
trag nicht vergeben. Die Oppo-
sitionkönnte ihnblockieren.Mit
einem Grundsatzbeschluss will
die Paprika-Mehrheit das im
Stadtrat aber verhindern.

Bielefelder findet sein Glück auf Langeoog
¥ Bielefeld.DieRentnerzeitwar ihmzulangweilig,alsosuchteJür-
gen Dreckschmidt eine ehrenamtliche Aufgabe – und fand sie
zu seinem Glück im Naturpark Wattenmeer.

Vilsendorfermit namhaftem Trainer
¥ Bielefeld. Fußball-C-Ligist Union Vilsendorf verpflichtet den
ehemaligen Oberliga-Spieler Bayamba Belombo als neuen Trai-
ner. Zunächst einmal werden zwei Teams zusammengelegt.

14393601_000320
*Ab Januar 2020 einlösbar.Ihr Gartencenter

Gartencenter Bielefeld GmbH 
Südring 9 • 33647 Bielefeld 
Gartencenter  Mo. – Fr.: 9 – 20 Uhr
Sa.: 8 – 20 Uhr • So.: 10 – 15 Uhr
Unser Café  ist geschlossen.
www.gartencenter-muehlenweg.de

In ganz Bielefeld kostenlos ohne 
Mindestbestellwert. Außerhalb ab 50 € 

Warenwert kostenlos. Wir sind zu unseren 
Öffnungszeiten immer erreichbar:

Wir garantieren Ihnen die Umsetzung 
aller erforderlichen infektionsschützenden 

Maßnahmen, um sich und andere zu 
schützen. Wir bedanken uns für Ihr Vertrauen.

(0521) 412714
www.gartencenter-muehlenweg.de

oder 

CHRISTI HIMMELFAHRT, PFINGSTSONNTAG: 10 – 15 UHR GEÖFFNET | Pfingstmontag geschlossen

– 10 %
AUF ALLE WINTERHARTEN

WIR MÖCHTEN, DASS SIE 
EINEN SCHÖNEN GARTEN HABEN 
UND SCHENKEN IHNEN GERNE …Nachrichten aus aller Welt

DieMenthol-Zigarette qualmt nichtmehr
¥ Brüssel. Mit Menthol-Zigaretten ist in der EU nun endgültig
Schluss.Vonheute an sind indenEU-Staaten ausnahmslos alleZi-
garettenmit charakteristischenAromen verboten,weil sie denTa-
bakgeschmack überdecken und so zur Förderung des Tabak-
konsums beitragen.

Wir sind für Sie da!
Redaktion: Tel. 05 21/55 50 • E-Mail: redaktion@nw.de
Aboservice: Tel. 05 21/55 58 88 • E-Mail: abo-service@nw.de
Anzeigenservice: Tel. 05 21/55 53 33 • E-Mail: anzeigen@nw.de
Kartenvorverkauf: Tel. 05 21/55 54 44

facebook.com/
neuewestfaelische

Die schrägeMeldung
¥ Hagen. Zwei Euro Beute, mehr als hundert Euro Schaden:We-
gen ein bisschen Kleingeldeshat einUnbekannter im nordrhein-
westfälischen Hagen ein Auto aufgebrochen. Der Täter schlug
an dem Firmenwagen eine Seitenscheibe ein, stahl zwei Euro
aus demAuto undmachte sich aus demStaub, wie die Polizeimit-
teilte.DerAutoknackerrichtetedenErmittlernzufolgeeinenScha-
den vonmehr als hundert Euro an.Die Polizei riet dazu, auch klei-
ne Geldbeträge nicht sichtbar im Auto zu deponieren.

4 190836 002005 3 0 1 2 1

Handelsblatt

Handelsblatt

Neue Westfälische

Der Tagesspiegel

Kölner Stadt-Anzeiger

Westfalenpost

Rheinische Post

WDR 5 

Westfalenpost

Rheinische Post

UNTERNEHMER NRW IN DEN MEDIEN
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Aschermittwochs-Pressegespräch

ZDF maybrit illner

Aschermittwochs-PressegesprächZDF heute journal

ZDF maybrit illner: „Zerstört unser Konsum den Planeten?“

Tanja Nackmayr im WDR zum Thema Ausbildung

Interview mit der ARD

UNTERNEHMER NRW IN DEN MEDIEN 
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ARD Extra zur Corona-Krise

Interview mit dem WDR

Bei ZDF maybrit illner im Gespräch mit Umweltaktivistin Carla Reemtsma

Keep questioning mit Hajo Schumacher

Journalistenrunde in der Landespressekonferenz

ZDF maybrit illner: „Grüne Wirtschaft, rote Zahlen – Klima gerettet, Jobs weg?“

Johannes Pöttering im WDR zur Corona-Krise

Fotos: „keep questioning“; Wilfried Meyer; Screenshots ARD-Mediathek, ZDF-Mediathek; unternehmer nrw; ZDF/Svea Pietschmann
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QUALIFIZIEREN 
IM CHANGE–
MODUS
 • Kursangebote für die Arbeitswelt 4.0
 • Digitalisierung beherrschendes Thema
 • Zwei neue MINT-Schulen zertifiziert

Die Prozesse in den Unternehmen ver-
ändern sich insbesondere durch die 
digitale Transformation auf allen Ebe-
nen. Zunehmende Agilität und der da-
mit einhergehende „Change“ wirken 
sich spürbar auf Kompetenzprofile und 
Anforderungen an Fach- und Führungs-
kräfte aus. 

Das Bildungswerk der Nordrhein-West-
fälischen Wirtschaft e. V. (BWNRW) un-
terstützt Unternehmen und Verbände 
daher mit Qualifizierungsangeboten ent-
lang der gesamten Bildungskette. 

Blick hinter die Kulissen 
der Digitalisierung

Bei der Jahrestagung SCHULEWIRT-
SCHAFT NRW 2019 gab Tom Weinert, 
Koordinator Neue Medien im Polizeiprä-
sidium München, spannende Einblicke 
hinter die Kulissen der Digitalisierung 
unserer Gesellschaft. Sein Vortrag be-
geisterte 120 Gäste aus Schulen, Minis-
terien, kommunalen Koordinierungsstel-
len und weiteren Kooperationspartnern 
von SCHULEWIRTSCHAFT. So mancher 
Teilnehmer überprüfte im Nachhinein 
erst einmal die Sicherheitseinstellungen 
seines Smartphones oder die Notwen-

digkeit mancher Apps. Es folgten vier 
Foren, in denen positive Beispiele zur 
Digitalisierung in Schule und Arbeitswelt 
aufgezeigt wurden. Die Spannweite der 
Themen reichte von „Programmieren 
lernen in der Schule“ über „Offene 
Lehr- und Lernmaterialien, OER“ bis hin 
zu „Digitales Lernen mit der App Explain 
Everything und OneNote“.

Ministerin zeichnet  
exzellente Schulen aus 

Bei der Zertifizierungsfeier MINT 
SCHULE NRW im Juni 2019 nahm 
Schulministerin Yvonne Gebauer als 

Foto: BWNRW
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Schirmherrin gemeinsam mit dem Vor-
sitzenden des BWNRW, Dietmar Me-
der, zwei neue Schulen in das Exzel-
lenz-Netzwerk auf. Das Netzwerk wird 
nun durch die ersten beiden Sekundar-
schulen verstärkt. Mit 66 Schulen bleibt 
MINT SCHULE NRW das bundesweit 
größte MINT-Exzellenz-Netzwerk für die 
Sekundarstufe I.

MINT-Tag NRW mit  
Einblicken in Industrie 4.0

Die Friedrich-Spee-Gesamtschule in 
Paderborn war im September 2019 
Gastgeberin für den MINT-Tag NRW. 
Mit einem bunten Potpourri aus MINT, 
Musik und Theater eröffnete die gast-
gebende Schule den Tag. Thomas Koch, 
Ausbildungsleiter der BENTELER AG 
und langjähriger Kooperationspartner 
der Schule, gab spannende Einblicke in 
Industrie 4.0. Für alle Gäste bot der Tag 
eine breite Auswahl mit insgesamt 18 
Workshops. Die Themen reichten vom 
„digitalen Bienenstock“ über „Metall-
bausatz XXL“ bis hin zu „Virtual Reality“.

Neuer Zertifikatslehrgang 
umgesetzt

Die Digitalisierung der Wertschöp-
fungsketten nimmt auch in der Produk-
tion weiter zu. Aus diesem Grund hat 

der Bundesarbeitgeberverband Che-
mie (BAVC) gemeinsam mit den Unter-
nehmen BASF, BAYER und Evonik das 
Grundkonzept für den Lehrgang „Digi-
talisierung und vernetzte Produktion in 
der Chemie“ entwickelt. Er vermittelt 
insbesondere die für die digitalisierte 
Arbeitswelt in der chemischen Indus-
trie erforderlichen Kompetenzen. Erst-
mals umgesetzt wurde er durch das 
BWNRW.

Die Teilnehmer werden in die Lage ver-
setzt, mithilfe von mobilen oder statio-
nären digitalen Werkzeugen vernetzte 
Chemieanlagen sowohl zu steuern, zu 
warten als auch durch Datenanalyse 
bei der vorausschauenden Optimierung 
von Produktionsprozessen mitzuwirken. 
Dabei kommunizieren sie in virtuellen 
Teams und müssen die aktuellen Anfor-
derungen der Arbeits- und Datensicher-
heit berücksichtigen. Der Lehrgang be-
inhaltet fünf Blended Learning Module, 
die mit einem Präsenztag starten und 
enden. Dazwischen liegt eine Online-
Lernphase, in der die digitale Lernplatt-
form des BWNRW genutzt wird. Dazu 
erhielten die Teilnehmer für die Dauer 
des Lehrgangs einen Tablet-PC. Abge-
schlossen wurde der Pilotlehrgang mit 
15 Teilnehmern im Januar 2020 mit 
einer Zertifikatsprüfung bei der IHK zu 
Köln.

Ministerin Yvonne Gebauer mit dem BWNRW-Vorsitzenden Dietmar Meder
Foto: BWNRW

Fotos: BWNRW

Gefragte Ausbildung  
„Betrieblicher Mediator“

Betriebliche Mediatoren konzentrieren 
sich auf betriebliche Belange: Sie er-
kennen Konflikte, analysieren sie und 
greifen im Vorfeld ein, um Eskalationen 
zu verhindern. Bestehende Konflikte 
gehen sie wirkungsvoll an und befä-
higen die Konfliktparteien, wieder ins 
Gespräch zu kommen und gemeinsam 

Bild oben: Tom Weinert, Koordinator Neue 
Medien im Polizeipräsidium München, spricht 
über die Herausforderungen der Digitalisierung; 
Bild Mitte: MINT-Tag NRW; Bild unten: Auftakt 
zum Zertifikatslehrgang „Digi talisierung und 
vernetzte Produktion in der Chemie”

BILDUNGSWERK DER NORDRHEIN-WESTFÄLISCHEN WIRTSCHAFT (BWNRW)
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AlphaGrund liefert Grund-
bildung nach Bedarf

Die technischen und inhaltlichen Anfor-
derungen an vielen Arbeitsplätzen stei-
gen, digitale Medien kommen vermehrt 
zum Einsatz, Arbeitsprozesse erfordern 
mehr Flexibilität. Für fast vier Millionen 
gering literalisierte Erwerbstätige in 
Deutschland bedeutet diese Entwick-
lung eine zusätzliche Herausforderung, 
da sie nicht ausreichend lesen und 
schreiben können. 

Im Rahmen des Projektes „AlphaGrund 
qualifiziert“, gefördert vom Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung 
(BMBF), entwickelt das BWNRW be-
darfsgerechte und passgenaue Schulun-
gen zur Förderung der Grundbildungs-
kompetenzen von geringqualifizierten 
Beschäftigten und führt diese vor Ort im 
Betrieb durch. Die Lerninhalte sind auf 
den Arbeitsplatz zugeschnitten und be-
rücksichtigen den tatsächlichen Bedarf 
der Teilnehmer. Das Lernen von arbeits-
relevanten Inhalten in kleinen Gruppen 
trägt dazu bei, dass Arbeitsanweisungen 
besser verstanden werden, Betriebsab-
läufe optimiert und die Kommunikation 
im Team sowie mit den Kunden verbes-
sert werden. Außerdem erweitern sich 
die Einsatzmöglichkeiten im Betrieb.

Netzwerk Q 4.0 qualifiziert 
das Berufsbildungspersonal

Die Digitalisierung der Arbeitswelt ver-
ändert Arbeits- und Geschäftsprozesse. 
Es ergeben sich neue Anforderungen an 
Unternehmen sowie die Beschäftigten 
und deren Kompetenzen. Die berufliche 
Bildung kann einen zentralen und wich-
tigen Beitrag dazu leisten, die Chancen 
des digitalen Wandels zu nutzen. 

Hier setzt das im Oktober 2019 gestar-
tete Projekt Netzwerk Q 4.0, gefördert 
vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF), an. Es unterstützt 
das Berufsbildungspersonal dabei, 
Fach- und Sozialkompetenzen weiter-
zuentwickeln, um Inhalte und Prozesse 
der dualen Ausbildung im digitalen 
Wandel zu gestalten. Durch neuartige 
Qualifizierungsangebote für das Berufs-
bildungspersonal soll eine methodisch 
und inhaltlich zeitgemäße duale Berufs-
ausbildung gefördert werden.

Das BWNRW setzt dieses Projekt 
bundesweit und gemeinsam mit zahl-
reichen weiteren Bildungswerken der 
Wirtschaft unter Federführung sowie 
fachlicher Begleitung des Instituts der 
deutschen Wirtschaft (IW) um.

eine zukunftsfähige Lösung zu erarbei-
ten. Bei ihrer Arbeit schauen betriebli-
che Mediatoren auf die positive Seite 
des Konflikts, denn Konflikte zeigen oft-
mals Veränderungsbedarf auf und trei-
ben notwendige Entwicklungen voran. 
Interne Mediationsverfahren sind damit 
besonders effizient. 

Im Herbst 2019 fand der erste Ausbil-
dungslehrgang des BWNRW zum be-
trieblichen Mediator statt. In vier zweitä-
gigen Modulen erhielten die Teilnehmer 
aus Unternehmen und Verbänden das 
nötige Handwerkszeug, um Konflikte im 
Betrieb zu erkennen und zu lösen. Die 
sehr praxisorientierte Vermittlung und 
der hohe Übungsanteil ließen den Teil-
nehmern Raum, sich in der neuen Rolle 
auszuprobieren und für die Konfliktpar-
teien zukunftsfähige, einvernehmliche 
Lösungen zu erarbeiten. Netzwerktreffen im Institut der deutschen Wirtschaft in Köln 

AUSBILDUNG FÜR FÜHRUNGSKRÄFTE, PROJEKT-
MANAGER, BETRIEBSRATSMITGLIEDER, 
PERSONALER, ... 

BEGINN: 01.09.2020

 INTENSIVLEHRGANG 

BILDUNGSWERK DER NORDRHEIN-WESTFÄLISCHEN WIRTSCHAFT E. V.

 Ort 
Ringhotel Katharinen Hof
Bahnhofstr. 49 | 59432 Unna
T 02303 – 920-0 | F 02303 – 920444
katharinenhof@riepe.com | riepe.com

 Anmeldeschluss 

07.08.2020

 Kosten 
Seminargebühr      EUR 2.120,00
Tagungspauschale inkl. MwSt.    EUR    480,00
Gesamt       EUR 2.600,00 

Zahlung nach Rechnungsstellung durch das BWNRW

Bei Stornierungen innerhalb von drei Wochen vor der Ver-
anstaltung fallen 50% der Seminargebühren an. Diese Ge-
bühr entfällt, wenn eine Ersatzperson teilnimmt.
Die Anmeldung wird schriftlich bestätigt.

 Kontakt 
Bildungswerk der Nordrhein-Westfälischen Wirtschaft e. V. 
Regina Hoyer 
Postfach 30 01 54 | 40401 Düsseldorf
T 0211 – 45 73-247 | F 0211 – 4573-144
seminar@bwnrw.de | bwnrw.de

 In Kooperation mit der 
Haus der Unternehmer GmbH
Heike Schulte ter Hardt
Düsseldorfer Landstraße 7 | 47249 Duisburg 
T 0203 – 6082-204 | F 0203 – 6082-244 
schulteterhardt@haus-der-unternehmer.de
haus-der-unternehmer.de

 INFORMATIONEN  ANMELDUNG 

AUSBILDUNG BETRIEBLICHER MEDIATOR 2020                                                        

                               Fax 0211 – 45 73-144 

BILDUNGSWERK DER NORDRHEIN-           
WESTFÄLISCHEN WIRTSCHAFT E. V. 
(BWNRW)
Postfach 30 01 54

40401 Düsseldorf

Anmeldeschluss: 07.08.2020

Name / Vorname                                                Frau       Herr

Funktion / Abteilung                                                                                                                                                                                            

Unternehmen / Institution                                                                                                                                                                                   

Straße / Postfach                                                                                                                                                                                                

PLZ / Ort                                                                                                                                                                                                            

Tel. / Fax                                                                                                                                                                                    

E-Mail                                                                                                                                                                                                                 

Datum                                                     Unterschrift  /  Stempel                                     

Mit der Anmeldung akzeptieren Sie die AGB des BWNRW für die Semina-
re der beruflichen und betrieblichen Weiterbildung mit den Datenschutz-
hinweisen, die unter bwnrw.de einzusehen sind.

BETRIEBLICHER MEDIATOR 2020

Bildnachweis: Schlierner/stock.adobe.com

Foto: IW

Projektpartner  
AlphaGrund qualifiziert

Projektpartner AlphaGrund qualifiziert

Arbeitsplatzorientierte Alphabetisierung und  
Grundbildung Erwachsener 

www.alphagrund-projekt.de

Dieses Projekt wird im Rahmen der AlphaDekade 2016-2026 mit Mitteln des BMBF unter 
dem Förderkennzeichen W146400 gefördert. Projektlaufzeit: 01.01.2020 bis 28.02.2022
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AlphaGrund qualifiziert 
Arbeitsplatzorientierte  
Grundbildung für Unternehmen

Ansprechpartner/innen

Bildungswerk der Nordrhein-Westfälischen Wirtschaft e.  V. (BWNRW) 

Uerdinger Straße 58–62, 40474 Düsseldorf

Dr. Peter Janßen | Geschäftsführer

Telefon: 0211 4573-245 | E-Mail: janssen@bwnrw.de

Suzana Rieke | Referentin Arbeitsplatzorientierte Grundbildung 

Telefon: 0211 4573-224 | E-Mail: rieke@bwnrw.de

Institut der deutschen Wirtschaft Köln e. V.

Konrad-Adenauer-Ufer 21, 50668 Köln

Isabel Vahlhaus | Projektleiterin AlphaGrund qualifiziert

Telefon: 0221 4981-769 | E-Mail: vahlhaus@iwkoeln.de

AlphaGrund qualifiziert

www.alphagrund-projekt.de

 Die Konkurrenz schläft nicht und zuverlässiges Personal 

ist gefragter denn je. Häufig steigen die Anforderungen an  

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denn digitale Medien kom-

men vermehrt zum Einsatz, Arbeitsprozesse sind dynamischer 

und erfordern Flexibilität in der Umsetzung von Arbeitsan-

weisungen und Sicherheitsvorschriften und auch der Umfang 

der Dokumentation wächst zunehmend. 

 Für fast vier Millionen Erwerbstätige in Deutschland  

bedeutet diese Entwicklung eine zusätzliche Herausforde-

rung, da sie nicht ausreichend lesen und schreiben können. 

 Auch unter Ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern  

können Betroffene sein. Um diesen Beschäftigten die Mög-

lichkeit zu geben, nicht den Anschluss zu verpassen, bietet 

arbeitsplatzorientierte Grundbildung einen erfolgversprechen- 

den Ansatz, die vorhandenen Potenziale besser zu er- 

schließen, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu qualifizieren 

und deren Beschäftigungsfähigkeit zu sichern.

BILDUNGSWERK DER NORDRHEIN-WESTFÄLISCHEN WIRTSCHAFT (BWNRW)

https://bwnrw.de/sites/default/files/B_Mediator_2020.pdf
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Geförderte 4.0-Weiter- 
bildung für Unternehmen 

Das Qualifizierungschancengesetz 
(QCG) eröffnet Förderoptionen für die 
berufliche Weiterbildung Beschäftigter. 
Grundsätzlich sind alle Beschäftigten un-
abhängig von der Qualifikation, dem Le-
bensalter oder der Unternehmensgröße 
förderfähig durch die Bundesagentur für 
Arbeit. Voraussetzung ist, dass sie be-
rufliche Tätigkeiten ausüben, die durch 
Technologien ersetzt werden können, 
in sonstiger Weise vom Strukturwandel 
betroffen sind oder dass eine Weiterbil-
dung in einem Engpassberuf angestrebt 
wird.

Ziel ist es, den Beschäftigten eine zu-
kunftsorientierte Anpassung und Fort-
entwicklung beruflicher Kompetenzen 
zu ermöglichen, um den aktuellen He-
rausforderungen angemessen begeg-
nen zu können. Arbeitnehmer können 
auf diese Weise ihren aktuellen Arbeits-
platz vor dem Hintergrund des digitalen 
Strukturwandels langfristig sichern oder 
sich innerhalb des Unternehmens wei-
terentwickeln.

Das BWNRW bietet den Unternehmen 
in Nordrhein-Westfalen in Kooperation 
mit der Fortbildungsakademie der Wirt-
schaft gGmbH (FAW) QCG-geförderte 
und nach Anerkennungs- und Zulas-
sungsverordnung zertifizierte Weiter-
bildungsmaßnahmen an. Denkbare ge-
förderte Qualifizierungen im Rahmen 
dieser Kooperation sind zum Beispiel 
abschlussorientierte Teilqualifizierungen, 
die im Rahmen der Arbeitgeberinitiative 
Teilqualifizierung und unter dem Motto 
„Eine TQ besser!“ in NRW von BWNRW 
und FAW nach bundesweit einheitlichen 
Standards umgesetzt werden.

Schrittweise zum  
Berufsabschluss

Teilqualifizierungen sind ein effizientes 
und schnelles Instrument zur Fachkräf-
tegewinnung und -sicherung. Im Januar 

2020 fand in Berlin im Haus der Deut-
schen Wirtschaft die Auftaktveranstal-
tung des vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) geför-
derten Projekts „ETAPP – mit Teilqua-
lifizierung zum Berufsabschluss“ statt. 
Die Veranstaltung stand unter dem 
Motto „Berufsanschlussfähige Teilqua-
lifizierung im Spannungsfeld zwischen 
Praxis und Theorie“.

Teilqualifikationen (TQ) eröffnen insbe-
sondere formal geringqualifizierten Er-
wachsenen modularisiert einen Weg 
zum Berufsabschluss. Jedes TQ-Modul 
vermittelt Fachwissen aus einem aner-
kannten Ausbildungsberuf, endet mit 
einer Kompetenzfeststellung und wird 
mit einem Zertifikat bescheinigt. Bun-
desweit vergleichbare Qualitätsstan-
dards sind in diesem Zusammenhang 
sinnvoll und notwendig, um TQ-Ange-
bote für alle Beteiligten transparent und 
vergleichbar zu machen. 

Die Auftaktveranstaltung vermittelte 
einen Überblick über die bundesweit 
bestehenden TQ-Konzepte. Eine beson-
dere Rolle spielte dabei die ARBEITGE-
BERINITIATIVE TEILQUALIFIZIERUNG 
der Bildungswerke der Wirtschaft. In 
Nordrhein-Westfalen wird das Projekt 
ETAPP unterstützt durch das Bildungs-
werk der Nordrhein-Westfälischen Wirt-
schaft e. V. (BWNRW) in Kooperation 
mit der Fortbildungsakademie der Wirt-
schaft gGmbH (FAW).

Auftaktveranstal tung des Projekts „ETAPP –  
mit Teilqua lifizierung zum Berufsabschluss“ 
in Berlin im Januar 2020. 

Fotos: BDA/Schwarz
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NACHRUF DR. JOCHEN F. KIRCHHOFF

Die personifizierte  
Soziale Marktwirtschaft

Was er denn ändern würde, wäre er ein Jahr lang Bundeskanz-
ler, wird Dr.-Ing. Jochen F. Kirchhoff einmal in einem Interview 
gefragt. „Bürokratie beschneiden, Entscheidungswege einfa-
cher machen“, meint er. Und dann zitiert er Ludwig Erhard: 
„Ich möchte das Risiko des Lebens selbst tragen, der Staat 
soll nur jenen helfen, die dazu nicht in der Lage sind. Das ist 
auch mein Motto.“

Es ist einer der wichtigsten Grundsätze der Sozialen Markt-
wirtschaft, der sich der Familienunternehmer aus Iserlohn in 
seinem langen unternehmerischen Leben stets verpflichtet 
fühlt. Als Jochen Kirchhoff am 18. Dezember 2019 im Alter von  
92 Jahren stirbt, ist die Anteilnahme groß. 

Für NRW-Ministerpräsident Armin Laschet ist Jochen Kirchhoff 
ein „großer Nordrhein-Westfale, der mit seinem Unternehmer-
geist und seinem Einsatz für die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer dem Mittelstand im ganzen Land über viele Jahre ein 
Gesicht gegeben hat“. Und NRW-Wirtschaftsminister Andreas 
Pinkwart sieht im Ehrenpräsidenten der NRW-Unternehmens-
verbände „die personifizierte Soziale Marktwirtschaft, jemand, 
der seine soziale Verantwortung gesehen, gleichzeitig aber auch 
zum Wettbewerb gestanden hat“.

In einem Portrait anlässlich seines 60. Geburtstags beschreibt 
der Journalist Eduard Grüber, der ihn seit vielen Jahren gut 
kennt, Kirchhoffs Motivation, sich als Unternehmer in einer 
pluralen Gesellschaft mit widerstreitenden Interessen zu en-
gagieren: „Unternehmerische Elemente müssen in die Politik 
eingebracht werden, wenn auch nicht unbedingt im Rahmen 
einer Partei. Als Unternehmer will Kirchhoff Demokratie und 
Marktwirtschaft nicht nur mit dem Wahlzettel, sondern auch 
mit persönlichem Einsatz über die lokalen und betrieblichen 
Grenzen hinaus verteidigt und gefördert wissen.“

Jochen Kirchhoffs Wirkungsfeld werden die Arbeitgeberver-
bände, zunächst im heimischen Märkischen Kreis, ab 1983 
dann als ihr Präsident auf Landesebene – und somit zugleich 
als oberster Unternehmer-Repräsentant des größten Bundes-
landes auch in den Gremien der Spitzenverbände BDA und BDI 
in Köln und später in Berlin. Als er im Jahr 2004 sein Amt nach 
21 Jahren an Horst-Werner Maier-Hunke weitergibt, sagt er 
der Welt am Sonntag: „Ich hätte mehr Geld verdienen können, 
mein Unternehmen wäre kräftiger gewachsen, wenn ich auf die 
Arbeit im Ehrenamt verzichtet hätte.“ Doch er fügt direkt hinzu: 
„Aber Gesellschaftspolitik war immer meine Leidenschaft. Und 
ich wollte Stimme der Wirtschaft sein.“

In Nordrhein-Westfalen ist Kirchhoff eine Institution. Drei SPD-
Ministerpräsidenten und fünf CDU-Chefs hat er gegenüberge-
sessen, dazu ungezählten Unternehmerkollegen, Gewerkschaf-
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tern und Ministern. Die Stimme der Wirtschaft wird gehört, 
wenn sich Kirchhoff leise und höflich, aber stets mit klarer Ziel-
richtung ins Gespräch bringt. Ob er denn nicht im Nachhinein 
auch mal hätte lauter auf den Tisch hauen sollen, wird er in 
einem Interview zu seinem 90. Geburtstag gefragt. „Nein“, 
erklärt er, „ich glaube, dass ich mit meiner Methode sowohl 
das Ohr der Politik als auch der Gewerkschaften gehabt habe. 
Gerade mit der NRW-Politik habe ich ein entspanntes Verhältnis 
gehabt. Andere waren da lauter, haben aber der Sache gescha-
det. Wer keine Termine mehr bei den Entscheidern bekommt, 
erreicht auch nichts.“

Die Entscheider aus Bund und Land kommen jedenfalls gern 
nach Düsseldorf, wenn Kirchhoff einmal im Jahr zum Unter-
nehmertag Nordrhein-Westfalen einlädt: Kohl, Schröder, Rau, 
Stoltenberg, Blüm, Waigel, Steinbrück, Schäuble und viele 
mehr begrüßt der NRW-Arbeitgeberpräsident in der Landes-
hauptstadt. Er selbst nutzt den Unternehmertag stets für eine 
Grundsatzrede. Im Jahr 2000 etwa – zu Gast ist NRW-Minister-
präsident Wolfgang Clement – fordert Kirchhoff den Aufbruch 
zu einer Neuen Sozialen Marktwirtschaft: „Daran mitzubauen 
ist eine lohnende Herausforderung. So kann ein neuer gesell-
schaftlicher Konsens entstehen: über Parteigrenzen hinweg, 
zwischen Staat und Wirtschaft, Verbänden und Gewerkschaf-
ten, Arbeitgebern und Arbeitnehmern.“

In der landespolitischen Debatte zeigt er hohe Präsenz – etwa 
beim Dauerthema Strukturwandel. „Alle gemeinsam werden 
beweglicher werden müssen im Denken und im Handeln, 
wenn Nordrhein-Westfalen ein wettbewerbsfähiger und für 
Investitionen interessanter Standort werden soll“, schreibt er 
1988 in einem Gastbeitrag für den Bonner Generalanzeiger. Ein 
Satz wie in Stein gemeißelt, hochaktuell auch im Jahr 2020.

Bei aller Unterschiedlichkeit der Positionen: Besonders wich-
tig ist Kirchhoff der faire Ausgleich mit Gewerkschaften und 
Betriebsräten. Vor allem die Dialogfähigkeit. Ob er denn über 

den Auszug aus den Gesprächen zum „Bündnis für Arbeit“ in 
NRW nachdenke, fragen die VDI-Nachrichten den promovier-
ten Ingenieur im Jahr 2001, als es in den Gesprächen mächtig 
knirscht. „Nein“, antwortet er unmissverständlich, „mit einem 
Auszug kann man nur einmal drohen. Wenn sich die Arbeitgeber 
zurückziehen sollten, muss es schon recht schlimm kommen.“ 

Einer der über Jahrzehnte hinweg wohl engsten Wegbegleiter 
Kirchhoffs ist der langjährige Präsident der baden-württember-
gischen Arbeitgeber und der Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände, Prof. Dieter Hundt: „Ich verliere einen 
ganz wunderbaren Menschen. Wir waren wirklich eng befreun-
det und haben viele Schlachten zusammen geschlagen“, wür-
digt der schwäbische Unternehmer seinen Freund anlässlich der 
Trauerfeier am 17. Januar 2020. „Ich habe ihn immer bewun-
dert. Er war tüchtig und erfolgreich und sehr eng mit der sozia-
len Marktwirtschaft verbunden. Für ihn war das das wichtigste 
Element für den Wohlstand unseres Landes.“

Dr. Jochen und Lore Kirchhoff

Fotos: unternehmer nrw
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AOK Rheinland/Hamburg

 – Verwaltungsrat

 – Fachausschuss Versorgung

 – Fachausschuss 
 Grundsatzfragen

unternehmer nrw
Landesvereinigung der Unternehmensverbände Nordrhein-Westfalen e.V.

UNTERNEHMER NRW IST VERTRETEN IN DER GERICHTSBARKEIT, IN DER 
 SOZIALEN SELBSTVERWALTUNG UND IM ÖFFENTLICH-RECHTLICHEN RUNDFUNK

Medizinischer Dienst der 
 Krankenversicherung Nordrhein

 – Verwaltungsrat

 – Finanzausschuss

 – Prüfungsausschuss

 – Erledigungsausschuss

Medizinischer Dienst der 
Spitzen verbände der Kranken-
kassen

 – Konferenz der Selbstverwalter

 – Kooperationsrat

Die Landesbehinderten-  
und Patientenbeauftragte 

 – Fachbeirat Partizipation

Deutsche Rentenversicherung 
Bund

 – Widerspruchsausschuss Bonn

 – Widerspruchsausschuss  
Düsseldorf

 – Widerspruchsausschuss Essen

Deutsche Rentenversicherung 
 Rheinland

 – Vorstand

Landschaftsverband Rheinland 
Inklusionsamt

 – Widerspruchsausschuss

 – Beratender Ausschuss zur 
Beschäftigung von behinderten 
Menschen

Berufsgenossenschaft Holz und 
Metall

 – Widerspruchsausschuss

Berufsgenossenschaft  
Energie Textil Elektro 
 Medienerzeugnisse

 – Widerspruchsausschuss

Landesgesundheitskonferenz

 – Vorbereitender Ausschuss

 – Lenkungsgruppe zur Landesini-
tiative „Gesundheitsförderung 
und Prävention“

Landessozialgericht 
 Nordrhein-Westfalen

 – Tätigkeit als ehrenamtliche 
Richterinnen und Richter

 – Ausschuss der ehrenamtlichen 
Richterinnen und Richter

Ausschuss zur Beratung von 
Richtern zur Sozialgerichtsbarkeit

Deutsche Rentenversicherung 
 Westfalen

 – Vertreterversammlung

 – Widerspruchsausschuss

Westdeutscher Rundfunk Köln

 – WDR Rundfunkrat

Regionaldirektion NRW der  
Bundesagentur für Arbeit

 – Arbeitsmarktpolitischer Beirat

 – Arbeitsmarktpolitischer 
 Ausschuss

 – Widerspruchsausschuss

 – Beirat „Integration von geflüch-
teten Menschen in Arbeit und 
Ausbildung“

AOK NordWest

 – Verwaltungsrat

UNTERNEHMER NRW: GUT VERNETZT



49DIE STIMME DER NRW-WIRTSCHAFT

PRÄSIDIUM 

Ehrenpräsidenten

Dr.-Ing. Jochen F. Kirchhoff († 18.12.2019)
Vorsitzender des Beirats der KIRCHHOFF 
Gruppe

Horst-Werner Maier-Hunke
Geschäftsführer DURABLE  
Hunke & Jochheim GmbH & Co. KG

Präsident
Dipl.-Wirtsch.-Ing. Arndt Günter Kirchhoff
Geschäftsf. Gesellschafter  
& CEO KIRCHHOFF Automotive 
Holding GmbH & Co. KG 
Präsident METALL NRW

Vizepräsidenten
Dr. Joachim Basler
Prokurist + Personal und Käufmännisches 
 GELSENWASSER AG

Ulrich Bönders

Dipl.-Ing. Horst Gabriel
Geschäftsf. Gesellschafter  
Ernst Ludwig Emde GmbH 

Jürgen Grolman
Geschäftsführer Gustav Grolman  
GmbH & Co. KG 
Vorsitzender Landesverband  
Großhandel-Außenhandel-Dienstleistungen 
Nordrhein-Westfalen e. V.

Dr. Margarete Haase
Vorsitzende kölnmetall

Dr. Raymund Heiliger
Geschäftsführer Vygon GmbH & Co. KG 
Vorsitzender Unternehmerverband der 
 Chemischen Industrie Aachen e. V.

Dipl.-Ing. Hans-Joachim Hering
Präsident Unternehmerverband  
Handwerk NRW e. V.

Hans Jürgen Kerkhoff
Präsident und Hauptgeschäftsführer 
 Wirtschaftsvereinigung Stahl

Dipl.-Ing. Hans Christian Leonhards 
Jakob Leonhards Söhne GmbH & Co.

GESCHÄFTSSTELLEN

unternehmer nrw 
Landesvereinigung der  
Unternehmensverbände
Nordrhein-Westfalen e. V.
Uerdinger Str. 58-62
40474 Düsseldorf 
Tel.: 0211 4573-0 / Fax: 0211 4573-179
E-Mail: info@unternehmer.nrw 
www.unternehmer.nrw

Büro Brüssel
Rue Marie de Bourgogne 58 
B-1000 Brussels
Tel.: +32 2792-1054 / Fax: +32 2792-1010

REGIONALE VERBINDUNGSSTELLEN  
VON UNTERNEHMER NRW  
BEI DEN BEZIRKSREGIERUNGEN:

Regionale Verbindungsstelle Arnsberg
Unternehmensverband Westfalen Mitte 
e. V.,  
Arnsberg/Hamm 
Goethestraße 28
59755 Arnsberg 
Tel.: 02932 9718-0 / Fax: 02932 9718-12
E-Mail: info@uvwm.de / www.uvwm.de

Regionale Verbindungsstelle Detmold 
Arbeitgeberverband Lippe e. V.
Ernest-Solvay-Weg 2
32760 Detmold
Tel.: 05231 9385-0 / Fax: 05231 9385-20
E-Mail: info@agv-lippe.de / www.agv-lippe.de

Regionale Verbindungsstelle Düsseldorf 
Unternehmerschaft Düsseldorf und  
Umgebung e. V.
Achenbachstraße 28
40237 Düsseldorf
Tel.: 0211 66908-0 / Fax: 0211 66908-30
E-Mail: service@unternehmerschaft.de  
www.unternehmerschaft.de 

Regionale Verbindungsstelle Köln
kölnmetall 
Arbeitgeberverband der  
Metall- und Elektroindustrie Köln e. V.
Herwarthstraße 18-20
50672 Köln
Tel.: 0221 57904-0 / Fax: 0221 57904-22
E-Mail: verband@koelnmetall.de  
www.koelnmetall.de

Regionale Verbindungsstelle Münster
Verband Münsterländischer  
Metallindustrieller e. V.
Haus Sentmaring 7
48151 Münster
Tel.: 0251 237788-0 / Fax: 0251 237788-9
E-Mail: vmm@vmm-muenster.de  
www.vmm-muenster.de

VORSTAND 

Dipl.-Ing. ETH Axel E. Barten

Dr. Joachim Basler

Ulrich Bönders

Dipl.-oec. Hans-Peter Breker

Dr. Andre Carls

Dr. Karsten Eichmann

Jürgen Fleischer

Dipl.-Ing. Horst Gabriel

Dr. Patrick Giefers

Jürgen Grolman

Dr. Margarete Haase

Dr. Raymund Heiliger

Dipl.-Ing. Hans-Joachim Hering

Dr. Martin Iffert

Mag. Marcus Kaller

Dr.-Ing. Rüdiger Kaspers

Hans Jürgen Kerkhoff

Dipl.-Wirtsch.-Ing. Arndt Günter Kirchhoff

Sven Kramer

Martin Krengel

Ralf Kuhnert

Dipl.-Ing. Hans Christian Leonhards

Dr. iur. Luitwin Mallmann

Dipl.-Ing. Bruno Mayer

Dipl.-Inform. Bernhard Mecking

Dietmar Meder

Dr. Clemens Mittelviefhaus

Dr. jur. Hans Moormann

Dipl.-Ök. Egbert Neuhaus

Dr. Paul Páez-Maletz

Dipl.-Kfm. Otto Plum

Dr. Henner Puppel

Dipl.-Ing. Hans-Helmuth Schmidt

Dipl.-oec. Andreas Schmieg

Dipl.-Kfm. Matthias Simon

Dr. Dirk Spenner

Jochen Trautmann

Dr. Frank Weigand

Jürgen Wrase

GREMIEN



unternehmer nrw50

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRUNG

Hauptgeschäftsführer
RA Dr. iur. Luitwin Mallmann
Tel.: 0211 4573-290 / Fax: 0211 4573-206
E-Mail: Mallmann@unternehmer.nrw

Sekretariat 
Sabine Kogst
Tel.: 0211 4573-287
E-Mail: Kogst@unternehmer.nrw

Jennifer Schlüpner
Tel.: 0211 4573-287
E-Mail: Schluepner@unternehmer.nrw

Mitglieder der Hauptgeschäftsführung
RA Johannes Pöttering
Stellv. Hauptgeschäftsführer

RA Max Breick (seit 1. Juli 2020) 
Dipl.-Volksw. Hubertus Engemann
RA Hans-Wilhelm Köster
RA Hans Michael Weiss (bis 30. Juni 2020)

POLITIK

GRUNDSATZFRAGEN

Stellv. Hauptgeschäftsführer
RA Johannes Pöttering
Tel.: 0211 4573-250 / Fax: 0211 4573-258
E-Mail: Poettering@unternehmer.nrw

Niklas Otto (studienbegleitend)
Tel.: 0211 4573-225 / Fax: 0211 4573-258
E-Mail: Otto@unternehmer.nrw

WIRTSCHAFTS- UND UMWELTPOLITIK,   
UMWELTRECHT

Geschäftsführer
Dipl.-Ök. Alexander Felsch
Tel.: 0211 4573-241 / Fax: 0211 4573-258
E-Mail: Felsch@unternehmer.nrw

RA Dr. iur. Hendrik Schulte-Wrede LL.M.
Tel.: 0211 4573-244 / Fax: 0211 4573-258 
E-Mail: Schulte-Wrede@unternehmer.nrw

INTERNATIONALE SOZIALPOLITIK /  
EUROPA / LEITUNG BÜRO BRÜSSEL

RAin Isabelle Oster
Tel. 0211 4573-238 / Fax: 0211 4573-258
E-Mail: Oster@unternehmer.nrw

BILDUNGS- UND ARBEITSMARKTPOLITIK

Geschäftsführerin
Dipl.-Pol. Tanja Nackmayr
Tel.: 0211 4573-259 / Fax: 0211 4573-258
E-Mail: Nackmayr@unternehmer.nrw

Dipl.-Kffr. Claudia Dunschen
Tel.: 0211 4573-220 / Fax: 0211 4573-258
E-Mail: Dunschen@unternehmer.nrw

Sekretariat 
Gabriela Brodeßer
Tel.: 0211 4573-289
E-Mail: Brodesser@unternehmer.nrw 

Birgit Heidrich
Tel.: 0211 4573-234
E-Mail: Heidrich@unternehmer.nrw

ARBEITSWIRTSCHAFT / 
ARBEITS- UND  GESUNDHEITSSCHUTZ

Dipl.-Wirt-Ing. Dr. Mikko Börkircher
Tel.: 0211 4573-296 / Fax: 0211 4573-209
E-Mail: Boerkircher@unternehmer.nrw

Dipl.-Psych. Axel Hofmann
Tel.: 0211 4573-228 / Fax: 0211 4573-209
E-Mail: Hofmann@unternehmer.nrw

Sekretariat 
Ute Heinze-Kriegsmann
Tel.: 0211 4573-227
E-Mail: 
Heinze-Kriegsmann@unternehmer.nrw

VOLKSWIRTSCHAFT / STATISTIK

Jörn Thielen M.Sc.
Tel.: 0211 4573-251 / Fax: 0211 4573-231
E-Mail: Thielen@unternehmer.nrw

Sekretariat 
Katja Schlak
Tel.: 0211 4573-252
E-Mail: Schlak@unternehmer.nrw

TARIF

Geschäftsführer 
RA Max Breick (seit 1. Juli 2020) 
Mitglied der Hauptgeschäftsführung
Tel.: 0211 4573-253 / Fax: 0211 4573-209
E-Mail: Breick@unternehmer.nrw

RA Hans Michael Weiss (bis 30. Juni 2020)
Mitglied der Hauptgeschäftsführung

Geschäftsführerin
Ass. iur. Andrea-Maria Krause
Tel.: 0211 4573-205 / Fax: 0211 4573-209
E-Mail: Krause@unternehmer.nrw

RA Thorsten Armborst
Tel.: 0211 4573-207 / Fax: 0211 4573-209
E-Mail: Armborst@unternehmer.nrw

Ass. iur. Anne Wiersberg
Tel.: 0211 4573-208 / Fax: 0211 4573-209 
E-Mail: Wiersberg@unternehmer.nrw

Sekretariat
Sylke Kristen
Tel.: 0211 4573-254
E-Mail: Kristen@unternehmer.nrw

Britta Schuh
Tel.: 0211 4573-257
E-Mail: Schuh@unternehmer.nrw

ANSPRECHPARTNER
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RECHT

SOZIALRECHT

Geschäftsführer
RA Hans-Wilhelm Köster
Mitglied der Hauptgeschäftsführung
Tel.: 0211 4573-260 / Fax: 0211 4573-231
E-Mail: Koester@unternehmer.nrw

ARBEITSRECHT

Geschäftsführer
RA Prof. Dr. Bernd Schiefer
Tel.: 0211 4573-267 / Fax: 0211 4573-231
E-Mail: Schiefer@unternehmer.nrw

Geschäftsführer
RA Walter Korte
Tel.: 0211 4573-271 / Fax: 0211 4573-231
E-Mail: Korte@unternehmer.nrw

BETRIEBLICHE ALTERSVERSORGUNG

Geschäftsführer
RA Dr. Axel Borchard
Tel.: 0211 4573-249 / Fax: 0211 4573-231
E-Mail: Borchard@unternehmer.nrw

Sekretariat 
Helga Albrand
Tel.: 0211 4573-268
E-Mail: Albrand@unternehmer.nrw

Susanne Dürhager
Tel.: 0211 4573-204
E-Mail: Duerhager@unternehmer.nrw

Sonja Niekämper 
Tel.: 0211 4573-270 
E-Mail: Niekaemper@unternehmer.nrw

Jennifer Schlüpner
Tel.: 0211 4573-261
E-Mail: Schluepner@unternehmer.nrw

KOMMUNIKATION

Geschäftsführer
Dipl.-Volksw. Hubertus Engemann
Mitglied der Hauptgeschäftsführung
Tel.: 0211 4573-233 / Fax: 0211 451370
E-Mail: Engemann@unternehmer.nrw

Tim Abendroth M.A.
Tel.: 0211 4573-237 / Fax: 0211 451370
E-Mail: Abendroth@unternehmer.nrw

Susanne Dreyer M.A. 
Tel.: 0211 4573-216 / Fax: 0211 451370
E-Mail: Dreyer@unternehmer.nrw

Christine Ehrig M.A.
Tel.: 0211 4573-278 / Fax: 0211 451370
E-Mail: Ehrig@unternehmer.nrw

Sekretariat 
Elisabeth Hück
Tel.: 0211 4573-232
E-Mail: Hueck@unternehmer.nrw

Antje Kiwitz
Tel.: 0211 4573-230
E-Mail: Kiwitz@unternehmer.nrw

FINANZEN / VERWALTUNG / PERSONAL

Geschäftsführer
Dipl.-Wirtsch.-Ing. Markus Ankel
Tel.: 0211 4573-288 / Fax: 0211 4573-175
E-Mail: Ankel@unternehmer.nrw

Sandra Dahlmann
Tel.: 0211 4573-273 / Fax: 0211 4573-109
E-Mail: Dahlmann@unternehmer.nrw

Dorothee Seising-Brackmann
Tel.: 0211 4573-272 / Fax: 0211 4573-175 
E-Mail: Seising-Brackmann@unternehmer.nrw

IT-ORGANISATION

Viktor Junemann
Tel.: 0211 4573-282 / Fax: 0211 4573-177
E-Mail: Junemann@unternehmer.nrw

Peter Schulte-Zurhausen
Tel.: 0211 4573-283 / Fax: 0211 4573-177
E-Mail: Schulte-Zurhausen@unternehmer.nrw

EMPFANG 

Sandra Plennies 
Tel.: 0211 4573-215 / Fax: 0211 4573-116  
E-Mail: empfang@unternehmer.nrw 

AUSZUBILDENDE

Hassan Ghazi
Tel.: 0211 4573-0 / Fax: 0211-4573-175
E-Mail: Ghazi@unternehmer.nrw

Selen Cansu Kosar
Tel.: 0211 4573-0 / Fax: 0211-4573-175
E-Mail: Kosar@unternehmer.nrw

BILDUNGSWERK NRW

Geschäftsführer
Dr. rer. oec. Peter Janßen 
Tel.: 0211 4573-245 / Fax: 0211 4573-144
E-Mail: Janssen@unternehmer.nrw

Miriam Becker M.A.
Tel.: 0211 4573-229 / Fax: 0211 4573-144
E-Mail: Becker@unternehmer.nrw

Beate Gathen 
Tel.: 0211 4573-240 / Fax: 0211 4573-144
E-Mail: Gathen@unternehmer.nrw

Ass. d. L. Regina Hoyer
Tel.: 0211 4573-247 / Fax: 0211 4573-144
E-Mail: Hoyer@unternehmer.nrw

Dr. Heike Hunecke 
Tel.: 0211 4573-239 / Fax: 0211 4573-144
E-Mail: Hunecke@unternehmer.nrw 

Anne von Moers M.A.
Tel.: 0211 4573-277 / Fax: 0211 4573-144 
E-Mail: Vonmoers@unternehmer.nrw 

Dipl.-Kffr. Suzana Rieke
Tel.: 0211 4573-224 / Fax: 0211 4573-144
E-Mail: Rieke@unternehmer.nrw

Wasilios Rodoniklis M.A.
Tel.: 0211 4573-264 / Fax: 0211 4573-144
E-Mail: Rodoniklis@unternehmer.nrw

Lisa Wienstroer B.A.
Tel.: 0211 4573-242 / Fax: 0211 4573-144
E-Mail: Wienstroer@unternehmer.nrw

Sekretariat 
Marie-Claire Aschmann
Tel.: 0211 4573-285
E-Mail: Aschmann@unternehmer.nrw

Gabriele Pongratz 
Tel.: 0211 4573-248
E-Mail: Pongratz@unternehmer.nrw

Angela Schmidt
Tel.: 0211 4573-246
E-Mail: Schmidt@unternehmer.nrw
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www.wirtschaftsblog.nrw

Persönliche, prominente Impulse zur Zukunft  
unseres Wirtschafts- und Industriestandorts NRW

KLARTEXT IM WESTEN

Der NRW-Wirtschaftsblog
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Vorsitzender der SPD-Fraktion  
im Landtag Nordrhein-Westfalen

H. Christian Leonhards
Präsident des Verbandes Garten-, 
Landschafts- und Sportplatzbau 
Nordrhein-Westfalen e.V. –  
VGL NRW e.V. 
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Britta Sieper 
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Sieper GmbH

Frank Löllgen
Landesbezirksleiter IG BCE  
Nordrhein

Monika Düker MdL
Fraktionsvorsitzende BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
im Landtag NRW 
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Geschäftsführender Gesellschafter Heinrich  
Grünewald GmbH & Co. KG, Oberhausen 
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Videokonferenz der Geschäftsführer mit Staatssekretär Christoph Dammermann

Vorstandsklausur in Berlin mit dem Journalisten Michael Bröcker

Fotos: Joe Kramer; Land NRW; MKFFI NRW/Severin; MWIDE/Frankenheim; Thomas Range; unternehmer nrw

Gemeinsame Erklärung zur „Woche der Menschen mit Behinderung“ 

Gespräch junger Unternehmer mit dem JU-Vorsitzenden Tilman Kuban in Berlin

LV-Vorstandssitzung mit Michael Mronz

 Vorstandsklausur in Berlin Umweltausschuss mit Staatssekretär Heinrich Bottermann 

LV-Geschäftsführersitzung mit Staatssekretär Mathias Richter
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